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VORWORT 
 
 
 
Liebe Leserinnen und Leser, 
 
ich freue mich, Ihnen die aktuelle Ausgabe des GB zusenden zu 

können! Besonders aufmerksam machen möchte ich Sie auf den 

Beitrag von Dreisewerd, der die BGH-Entscheidung „Konkurrenz-

schutz für Schilderpräger II“ erörtert. 

 
 
 
Ihr 
 
Prof. Dr. Volker Michael Jänich  
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A. BEITRÄGE 
 
EINSCHRÄNKUNG DER PRIVATAUTONOMIE WEGEN 
MARKTBEHERRSCHENDER STELLUNG DES VER-
TRAGSPARTNERS – ZUGLEICH ANMERKUNG ZU 
BGH, URTEIL VOM 8. DEZEMBER 2020 – KZR 
124/18 – KONKURRENZSCHUTZ FÜR SCHILDER-
PRÄGER II 
 

von Marlon Dreisewerd 
 
A. Grundsatz der Privatautonomie 
 
Dem Grundsatz der Privatautonomie nach 
haben die Subjekte des Privatrechts eine 
weitgehende Freiheit hinsichtlich dessen, ob 
und mit wem sie einen Vertrag schließen. 
Diese Entscheidungsfreiheit wurde bisher 
insbesondere durch verfassungsrechtlich 
gebotene Differenzierungsverbote einge-
schränkt, welche z.B. mit dem AGG einfach-
gesetzlich normiert wurden. Mittlerweile 
scheint ein weiterer Aspekt die Privatauto-
nomie zunehmend einzuschränken: Die 
wirtschaftliche Stellung des Vertragspart-
ners im Wettbewerb.  
 
B. Grundsätzliche Unabhängigkeit von 

Vertragsrecht und Wettbewerbs-
recht 

 
Grundsätzlich werden privatrechtliche Ver-
träge nach dem BGB von wettbewerbsrecht-
lichen Regelungen nicht unmittelbar beein-
flusst. Beide Rechtsbereiche sehen grund-
sätzlich voneinander unabhängige Rechts-
folgen vor. Das BGB enthält eigene Mecha-
nismen, mit denen auf das Verhalten der 
Vertragsparteien reagiert werden kann. So 
stellt etwa die arglistige Täuschung des Ver-
tragspartners einen Grund dar, der den Ge-
täuschten zur Anfechtung berechtigt (§ 123 

                                           
1 So entschied z.B. im sog. „Dieselskandal“ der 
BGH, dass der Hersteller von Fahrzeugen mit illega-
ler Abschaltvorrichtung zum Schadensersatz gem. 
§ 826 BGB verpflichtet ist, BGH NJW 2020, 1962. 

I Alt. 1 BGB). Eines Rückgriffs auf die lau-
terkeitsrechtlichen Vorschriften zur Irrefüh-
rung (§§ 5, 5a UWG) bedarf es nicht. Wei-
terhin stellt auch die widerrechtliche Dro-
hung einen Anfechtungsgrund dar, § 123 I 
Alt. 2 BGB, weshalb auch ein Rückgriff auf § 
3 Nr. 4 UWG nicht nötig ist. Beide Verhal-
tensweisen, Täuschung und Drohung, kön-
nen überdies auch zur Schadensersatz-
pflicht gem. § 826 BGB führen.1 
 
C. Punktuelle Beeinflussung des Ver-

tragsrechts durch das Wettbe-
werbsrecht 

 
Von diesem Grundsatz, dass das Vertrags- 
und Wettbewerbsrecht voneinander unab-
hängige Rechtsfolgen anordnen, gibt es 
punktuelle Ausnahmen. Hat etwa ein Ver-
tragspartner die Möglichkeit, einseitig die 
Vertragsbedingungen zu stellen, unterlie-
gen diese der inhaltlichen Kontrolle des 
AGB-Rechts gem. §§ 305 ff. BGB. Des Wei-
teren kann auch eine marktbeherrschende 
Stellung des Vertragspartners (gem. § 18 
GWB) zu einer Einschränkung der Vertrags-
freiheit zugunsten der wettbewerblichen Si-
tuation führen.  
 
D. „Konkurrenzschutz für Schilderprä-

ger II“ 
 
Eine Fallkonstellation, in der ausnahms-
weise wettbewerbsrechtliche Regelungen 
das Vertragsrecht beeinflussen, liegt auch 
der vor kurzem ergangenen Entscheidung 
des BGH „Konkurrenzschutz für Schilder-
präger II“2 zugrunde. 
 
I. Fallkonstellation der Entscheidung 
 
Die Fallkonstellation der Entscheidung ist 
recht eigentümlich: Ein privater Vermieter 
vermietet einen Gewerberaum an ein als 

2 BGH GRUR 2021, 870. 
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Schilderpräger tätiges Unternehmen (Schil-
derpräger stellen u.a. Kfz-Kennzeichen 
her). Der vermietete Gewerberaum befindet 
sich in einem Gebäude, in dem auch die ört-
liche Kfz-Zulassungsstelle untergebracht 
ist. Die unmittelbare Nähe zur Zulassungs-
stelle bringt dem Schilderpräger einen enor-
men wirtschaftlich nutzbaren Standortvor-
teil gegenüber seinen Mitbewerbern, weil 
die potenzielle Kundschaft im Anschluss an 
den Besuch der Räumlichkeiten der Zulas-
sungsstelle fast immer denjenigen Schilder-
präger mit der Erstellung des Kennzeichens 
beauftragt, der sich in nächster Nähe zur 
Zulassungsstelle befindet.3 
 
II. Marktbeherrschende Stellung des 
Vermieters 
 
Kartellrechtlich betrachtet hat der Vermie-
ter eine marktbeherrschende Stellung ge-
mäß § 18 GWB inne:4 Der Angebotsmarkt 
von Gewerberäumen, die sich für einen 
Schilderpräger eignen, liegt in der Hand des 
Vermieters. Der Standortvorteil schlägt sich 
auf den vorgelagerten Vermietermarkt 
durch.5 Daraus folgt insbesondere das Ver-
bot, diese marktbeherrschende Stellung zu 
missbrauchen, etwa durch eine unbillige Be-
hinderung oder Diskriminierung anderer 
Unternehmen, § 19 I, II Nr. 1 GWB. 
 
III. Beschränkungen der Privatautono-
mie 
 
Aus dem kartellrechtlichen Missbrauchsver-
bot erwachsen konkrete Beschränkungen 
des Vermieters hinsichtlich seiner Freiheit 
den Inhalt des Mietvertrags nach seinem 
Belieben festzulegen. Diese grundsätzliche 
Vertragsfreiheit ist Ausfluss der Privatauto-
nomie. Ihr zufolge kann sich ein Vermieter 
seinen Vertragspartner frei wählen und mit 
ihm die näheren Vertragskonditionen (wie 
z.B. die Vertragslaufzeit) frei vereinbaren. 

                                           
3 BGH GRUR 2021, 870 Rn. 14; vgl. auch GRUR 
2003, 809 (810). 
4 BGH GRUR 2021, 870 Rn. 14. 
5 BGH GRUR 2021, 870 Rn. 14 mit Verweis auf 
GRUR 2003, 809 (810). 
6 BGH GRUR 2021, 870 Rn. 14 mit Verweis auf 
GRUR 2003, 809 (810). 
7 BGH GRUR 2021, 870 Rn. 14 mit Verweis auf 
Ahrens, FS Bornkamm, 2014, S. 87, 89. 
8 BGH GRUR 2021, 870 Rn. 16. 
9 BGH GRUR 2021, 870 Rn. 14 mit Verweis auf 
GRUR 2003, 809 (810). 

Im Schilderpräger-Fall ist die Privatautono-
mie in dreierlei Hinsicht beschränkt. 
 
Erstens muss er vor der Vermietung den Be-
darf nach solchen nur begrenzt vorhande-
nen Räumen durch eine Ausschreibung er-
mitteln. Dieses Vorgehen muss in regelmä-
ßigen Abständen (max. fünf Jahre) wieder-
holt werden, um den Marktzutritt für poten-
tielle Mitbewerber nicht zu lang zu blockie-
ren.6 Ein förmliches Ausschreibungsverfah-
ren, das den Vorschriften des Vergabe-
rechts genügt, muss ein privater Vermieter 
jedoch nicht durchführen.7 Dem Zweck, die 
faire Auswahl des Vertragspartners, wird 
schon durch die öffentliche Bekanntma-
chung des Mietangebots unter Nennung der 
Zuschlagskriterien genüge getan.8 
 
Zweitens darf der Marktzutritt für aktuelle 
und potentielle Mitbewerber auch nicht 
durch eine über fünf Jahre bestehende 
mietvertragliche Bindung blockiert werden.9 
Wird eine längere Laufzeit vereinbart oder 
hat der Mieter einseitig die Option die Lauf-
zeit zu verlängern, führt dieser Verstoß ge-
gen das Verbotsgesetz gem. § 19 GWB10 
grundsätzlich nur zur Teilnichtigkeit der ein-
zelnen Laufzeitabrede, nicht aber zur Nich-
tigkeit des gesamten Mietvertrags.11 Ist an-
zunehmen, dass die verbleibenden Rege-
lungen noch eine sinnvolle Regelung erge-
ben, die Parteien das Rechtsgeschäft auch 
ohne den nichtigen Teil abgeschlossen hät-
ten und das kartellrechtliche Verbot nicht 
die Gesamtnichtigkeit fordert,12 kann der 
Vertrag im Wege einer geltungserhaltenden 
Reduktion auf das zulässige Zeitmaß zu-
rückgeführt werden.13 
 
Drittens kann auch die grundsätzlich beste-
hende vertragsimmanente Pflicht zum Kon-
kurrenzschutz entfallen, nach der der Ge-
werberaumvermieter gehalten ist, weder 
selbst in Konkurrenz zum Mieter zu treten, 

10 BGH GRUR 2021, 870 Rn. 25. 
11 BGH GRUR 2021, 870 Rn. 24 ff. 
12 BGH GRUR 2021, 870 Rn. 26. 
13 BGH GRUR 2021, 870 Rn. 28; es bleibt noch die 
Zweifelsregelung des § 139 BGB zu beachten, wel-
che im Fall wegen des Vorhandenseins einer salva-
torischen Klausel und des fehlenden Darlegens und 
Beweisens des Gegenteils durch die Beklagte nicht 
zur Anwendung gelangte, BGH GRUR 2021, 870 Rn. 
29. 
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noch in der näheren Nachbarschaft Konkur-
renten durch die Vermietung weiterer 
Räume zu schaffen.14 Das Bestehen einer 
solchen Pflicht hängt von den Umständen 
des Einzelfalles ab, wobei sich der Umfang 
maßgeblich nach der jeweils berechtigten 
Verkehrserwartung richtet.15 Dem BGH 
nach erwarten potentielle Kunden, dass sich 
in unmittelbarer Nähe zur Zulassungsstelle 
Schilderpräger befinden, bei denen sie im 
Anschluss zur Zulassung zügig ein Kfz-
Kennzeichen erwerben können. Gerade bei 
stärker frequentierten Zulassungsstellen 
kann es daher einen erhöhten Bedarf an 
Kfz-Kennzeichen geben, den nur mehrere 
Schilderpräger bedienen können.16 Der Ver-
mieter mit marktbeherrschender Stellung 
darf dann jedoch nicht an der Erfüllung sei-
ner kartellrechtlichen Pflichten durch das 
Bestehen eines vertraglichen Konkurrenz-
schutzes gehindert werden, sodass in die-
sen Fällen der vertragsimmanente Konkur-
renzschutz wegen der besonderen Macht-
verhältnisse entfallen kann.17 
 
E. Folgen der Entscheidung 
 
Die Konstellation zur Vermietung an 
Schilderpräger-Unternehmen in räumlicher 
Nähe zur Zulassungsstelle hat bereits öfters 
zu Entscheidungen geführt. Die daraus re-
sultierende Schilderpräger-Rechtspre-
chung18 des BGH könnte jedoch nicht der 
einzige Fall sein, für den die durch den BGH 
aufgestellten Grundsätze relevant sind.  
 
Versucht man, die Kernmerkmale der 
Schilderpräger-Konstellation zu abstrahie-
ren, sind insbesondere zwei hervorzuheben: 
 
Erstens gibt es den kanalisierten Kunden-
strom, der gleich im Anschluss an den Be-
such der Zulassungsstelle einen Schilder-
präger sucht, um das erforderliche Kfz-
Kennzeichen zu erwerben. Die Zulassung 
durch die örtliche Zulassungsstelle ist für 
denjenigen, der ein Kfz im öffentlichen Stra-
ßenverkehr in Betrieb nehmen möchte, eine 

                                           
14 BGH GRUR 2021, 870 Rn. 36 mit Verweis auf NJW 
2020, 1507 Rn. 37. 
15 BGH GRUR 2021, 870 Rn. 36 mit Verweis auf NJW 
2020, 1507 Rn. 38. 
16 Weiterhin könne ein gewisser Wettbewerb auch 
wirtschaftlich vorteilhaft für die Kunden sein, BGH 
GRUR 2021, 870 Rn. 37. 
17 BGH GRUR 2021, 870 Rn. 37. 

gesetzlich normierte Voraussetzung für die 
Inbetriebsetzung des Fahrzeugs auf einer 
öffentlichen Straße, § 3 I 1, 6 I 1 FZV. Das 
Kennzeichenschild muss der Zulassungs-
stelle zur Abstempelung durch eine Stem-
pelplakette gem. § 10 III 1 FZV vorgelegt 
werden. Kunden müssen folglich nach Er-
werb des Kennzeichens noch einmal die Zu-
lassungsstelle aufsuchen, weshalb die 
räumliche Nähe des Schilderprägers für den 
Kunden so bedeutsam ist. Ein digitalisiertes 
Alternativverfahren gibt es derzeit nur bei 
fabrikneuen Fahrzeugen.19 Die Kunden sind 
damit mehr oder weniger dazu gedrängt, ei-
nen Schilderpräger nahe der Zulassungs-
stelle zu wählen, wenn sie das Zulassungs-
verfahren zeiteffizient bewältigen wollen.  
 
Zweitens muss die marktbeherrschende 
Stellung die Vertragsfreiheit eines Dritt-
marktes beeinflussen können. In den  
Schilderpräger-Fällen wird der Mietmarkt 
über Gewerberäume in unmittelbarer Nähe 
zur Zulassungsstelle beeinflusst. Auf die-
sem Drittmarkt büßt der Vermieter wegen 
seiner marktbeherrschenden Stellung seine 
Privatautonomie teilweise zugunsten des 
Wettbewerbs ein.  
 
Konkret lassen sich diese Merkmale in etwas 
abgewandelter Form auch in weiteren Kons-
tellationen wiederfinden, für die die vom 
BGH entwickelten Grundsätze bedeutsam 
werden könnten.  
 
I. Fallkonstellation: Medizinische Ver-
sorgung 
 
So bildet sich ein ebenso kanalisierter Kun-
denstrom etwa auch dann, wenn die Kund-
schaft ärztliche Versorgung benötigt, die 
(jedenfalls derzeit noch in den meisten Fäl-
len) die körperliche Anwesenheit des Pati-
enten beim Arzt voraussetzt. Häufig bedarf 
der Patient dann zu seiner weiteren Versor-
gung Produkte von Dritten, sodass auch ein 
Drittmarkt gegeben ist, auf dem die Nähe 
zum Arzt entscheidend sein kann.20 Wird 

18 Neben dem hier besprochenen Urteil auch: BGH 
GRUR 1999, 278; GRUR 2000, 344 (m. 
Anm. Ahrens); GRUR 2003, 167; GRUR 2003, 809; 
GRUR 2008, 277. 
19 https://www.bmvi.de/SharedDocs/DE/Arti-
kel/StV/Strassenverkehr/internetbasierte-fahr-
zeugzulassung.html (zuletzt aufgerufen am 
10.04.2022). 
20 Dies ist insbesondere dann vorstellbar, wenn der 
Patient wegen etwaiger Beschwerden längere Wege 

4             GB 1/2022 
 
 

 

z.B. ein Hals-Nasen-Ohren-Arzt wegen Hör-
problemen aufgesucht, wird bei entspre-
chendem Bedarf im Anschluss ein Hörgerä-
teakustiker aufzusuchen sein. Ebenso kann 
im Anschluss des Besuchs eines Augenarz-
tes der Besuch eines Optikers notwendig 
sein. Diese Fallkonstellation der medizini-
schen Versorgung weist jedoch auch den 
Unterschied auf, dass der anschließende 
Besuch im Geschäft des Dritten nicht zwin-
gend direkt vorgenommen werden muss. 
Vielmehr erhalten Patienten oft eine kon-
krete Empfehlung des behandelnden Arztes, 
mit welchem Dritten er bisher gute Erfah-
rungen machen konnte. Weiterhin handelt 
es sich bei Hörgeräten und Sehhilfen auch 
um deutlich teurere Produkte (als Kfz-Kenn-
zeichen), weshalb die Kaufentscheidung 
nicht nur von einer möglichst zeiteffizienten 
Abwicklung getrieben ist.  
 
II. Fallkonstellation: Ortsgebundenheit 
der Kundschaft 
 
Weitere denkbare Fälle sind solche, bei de-
nen die Kunden dadurch kanalisiert werden, 
dass sie einen bestimmten räumlich abge-
grenzten Bereich nicht verlassen können 
bzw. dürfen. Festivalbesuchern z.B. wird es 
häufig verboten das Festivalgelände nach 
Eintritt (und Taschenkontrolle) wieder zu 
verlassen. Wer sich auf Reisen begibt, hat 
ebenfalls häufig nicht die Möglichkeit einen 
bestimmten Bereich zu verlassen: Ein Zug 
wird erst wieder am Zielort verlassen, ein 
Kreuzfahrtschiff wird nur an wenigen Zwi-
schenzielen anhalten und wer per Flugzeug 
verreist, kann schon nach der Sicherheits-
kontrolle einen bestimmten Teil des Flugha-
fens nicht mehr verlassen. In all den oben 
genannten Konstellationen herrscht mal 
mehr mal weniger der Zwang an einem be-
stimmten Ort verbleiben zu müssen. Wer in 
dieser Situation menschliche Bedürfnisse 
befriedigen will, wird häufig auch entgeltli-
che Leistungen dazu in Anspruch nehmen. 
Diejenigen Dritten, die diese Bedürfnisbe-
friedigung als entgeltliche Leistung anbie-
ten, sind ebenso wie die Schilderpräger auf 
einem Drittmarkt tätig, auf dem sie einen 
Standortvorteil genießen. Besonders deut-
lich wird dies am Flughafen: Durch die Si-

                                           
eher vermeiden will. Anschaulich wird dies am Bei-
spiel des Orthopäden, dessen Patienten gerade we-
gen Beschwerden des Stütz- und Bewegungsappa-
rates ärztliche Hilfe suchen. 

cherheitskontrolle dürfen nur in sehr gerin-
gen Mengen Flüssigkeiten mitgeführt wer-
den. Die Wartezeit am Gate beträgt häufig 
mehr als eine Stunde. In dieser Zeit sind 
insbesondere Kinder und ältere Menschen 
auf die Befriedigung dieser Bedürfnisse an-
gewiesen. Mit Blick auf den anschließenden 
Flug, der wiederrum längere Zeit in An-
spruch nehmen kann, verlängert sich die 
Wartezeit und der Druck, etwas essen oder 
trinken zu müssen, steigt. Ein Drittmarkt, 
der durch diese Konstellation beeinflusst 
werden könnte, ist der Mietmarkt für Ge-
werberäume im Flughafengebäude. 
 
III. Fallkonstellation: Besuch staatli-
cher Stellen 
 
In die letzte Fallkonstellation ist auch das 
hier besprochene Schilderpräger-Urteil ein-
zuordnen. Die Korrespondenz mit staatli-
chen Stellen ist häufig zwingend und kann 
(solange die Digitalisierung diesen Umstand 
nicht ändert) oftmals nur vor Ort erfolgen. 
Neben der Zulassung des Kfz ließe sich auch 
an den Besuch des Einwohnermeldeamts 
denken, bei dem ein neuer Personalausweis 
beantragt wird. Hier erscheint im Vorfeld 
des Besuchs ein Drittmarkt: Für einen 
neuen Personalausweis ist ein aktuelles bi-
ometrisches Passbild erforderlich. Dazu 
werden häufig noch im gleichen Gebäude 
Fotoboxen von Drittanbietern aufgestellt. 
Dieser Mietvertrag kann wiederrum durch 
die kartellrechtlichen Wertungen beeinflusst 
werden.  
 
F. Fazit 
 
Grundsätzlich obliegt es der freien Entschei-
dung der Parteien, ob sie einen Vertrag 
schließen und wie dieser inhaltlich ausge-
staltet ist. Wettbewerbsrechtliche Regelun-
gen beeinflussen diese Freiheit im Grunde 
nicht. 
Ausnahmsweise ist anderes der Fall, wenn 
eine der Parteien eine marktbeherrschende 
Stellung gem. § 18 GWB innehat. Ein Bei-
spiel für eine solche Ausnahmekonstellation 
hat der BGH mit dem Urteil „Konkurrenz-
schutz für Schilderpräger II“ kürzlich ent-
schieden. Der Vermieter dieses Falles hatte 
eine marktbeherrschende Stellung über den 
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Schilderpräger-Markt inne. Der Vermieter 
muss infolgedessen eine formlose Aus-
schreibung zur Bedarfsermittlung durchfüh-
ren, darf sich nicht länger als fünf Jahre ver-
traglich binden und es gilt auch kein ver-
tragsimmanenter Konkurrenzschutz zu-
gunsten des Mieters. 
Weitere Konstellationen, in denen wettbe-
werbsrechtliche Regelungen das Vertrags-
recht beeinflussen, sind in Fällen der medi-
zinischen Versorgung, der zeitweisen Orts-
gebundenheit der Kundschaft und bei Besu-
chen staatlicher Stellen denkbar.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

B. ENTSCHEIDUNGEN 
 
I. EUGH/EUG 
zusammengestellt von  
Prof. Dr. Jan Eichelberger, LL.M.oec. 
 
1. URHEBER- UND DESIGNRECHT 
 
Urheberrecht und verwandte Schutz-
rechte – Rechtsschutz von Computer-
programmen – Richtlinie 91/250/EWG 
– Art. 5 – Ausnahmen von den zustim-
mungsbedürftigen Handlungen – 
Handlungen, die zur Fehlerberichti-
gung durch den rechtmäßigen Erwer-
ber notwendig sind – Begriff – Art. 6 – 
Dekompilierung – Voraussetzungen 
EuGH, 6.10.2021 – C-13/20 – Top Sys-
tem/État belge 
 
1. Art. 5 Abs. 1 der Richtlinie 91/250/EWG 
des Rates vom 14. Mai 1991 über den 
Rechtsschutz von Computerprogrammen ist 
dahin auszulegen, dass der rechtmäßige Er-
werber eines Computerprogramms berech-
tigt ist, dieses ganz oder teilweise zu de-
kompilieren, um Fehler, die das Funktionie-
ren dieses Programms beeinträchtigen, zu 
berichtigen, einschließlich in dem Fall, dass 
die Berichtigung darin besteht, eine Funk-
tion zu deaktivieren, die das ordnungsge-
mäße Funktionieren der Anwendung, zu der 
dieses Programm gehört, beeinträchtigt. 
 
2. Art. 5 Abs. 1 der Richtlinie 91/250 ist da-
hin auszulegen, dass der rechtmäßige Er-
werber eines Computerprogramms, der die 
Dekompilierung dieses Programms vorneh-
men möchte, um Fehler, die dessen Funkti-
onieren beeinträchtigen, zu berichtigen, 
nicht den Anforderungen nach Art. 6 dieser 
Richtlinie genügen muss. Der Erwerber darf 
eine solche Dekompilierung jedoch nur in 
dem für die Berichtigung erforderlichen 
Ausmaß und gegebenenfalls unter Einhal-
tung der mit dem Inhaber des Urheber-
rechts an diesem Programm vertraglich 
festgelegten Bedingungen vornehmen. 

 
 
Rechtlicher Schutz von Datenbanken – 
Richtlinie 96/9/EG – Art. 7 – Schutz-
recht sui generis der Hersteller von Da-
tenbanken – Für jeden Dritten beste-
hendes Verbot, ohne die Zustimmung 
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des Herstellers die Gesamtheit oder ei-
nen wesentlichen Teil des Inhalts der 
Datenbank zu ‚entnehmen‘ oder ‚wei-
terzuverwenden‘ – Im Internet frei zu-
gängliche Datenbank – Auf die Suche 
von Stellenanzeigen spezialisierte Me-
tasuchmaschine – Entnahme und/oder 
Weiterverwendung des Inhalts einer 
Datenbank – Beeinträchtigung der we-
sentlichen Investition in die Beschaf-
fung, Überprüfung oder Darstellung 
des Inhalts einer Datenbank 
EuGH, 3.6.2021 – C-762/19 – CV-Online 
Latvia/Melons 
 
Art. 7 Abs. 1 und 2 der Richtlinie 96/9/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 11. März 1996 über den rechtlichen 
Schutz von Datenbanken ist dahin auszule-
gen, dass eine auf die Suche von Inhalten 
von Datenbanken spezialisierte Internet-
Suchmaschine, die die Gesamtheit oder we-
sentliche Teile einer im Internet frei zu-
gänglichen Datenbank kopiert und indexiert 
und es dann ihren Nutzern ermöglicht, auf 
ihrer eigenen Website nach im Hinblick auf 
ihren Inhalt relevanten Kriterien Recher-
chen in dieser Datenbank durchzuführen, 
eine „Entnahme“ und eine „Weiterverwen-
dung“ des Inhalts dieser Datenbank im 
Sinne dieser Bestimmung vornimmt, die 
vom Hersteller einer solchen Datenbank un-
tersagt werden können, sofern diese Hand-
lungen seine Investition in die Beschaffung, 
Überprüfung oder Darstellung dieses Inhalts 
beeinträchtigen, d. h., dass sie eine Gefahr 
für die Möglichkeiten darstellen, diese In-
vestition durch den normalen Betrieb der 
fraglichen Datenbank zu amortisieren, was 
das vorlegende Gericht zu überprüfen hat. 

 
 
Urheberrecht und verwandte Schutz-
rechte – Richtlinie 2001/29/EG – 
Art. 3 Abs. 1 und 2 – Begriff ‚öffentliche 
Zugänglichmachung‘ – Herunterladen 
einer Datei, die ein geschütztes Werk 
enthält, über ein Peer-to-Peer-Netz 
und gleichzeitige Zugänglichmachung 
der Segmente dieser Datei zum Hochla-
den – Richtlinie 2004/48/EG – Art. 3 
Abs. 2 – Missbrauch von Maßnahmen, 
Verfahren und Rechtsbehelfen – 
Art. 4 – Zur Beantragung der Maßnah-
men, Verfahren und Rechtsbehelfe be-
fugte Personen – Art. 8 – Recht auf 
Auskunft – Art. 13 – Schadensbegriff – 

Verordnung (EU) 2016/679 – Art. 6 
Abs. 1 Unterabs. 1 Buchst. f – Schutz 
natürlicher Personen bei der Verarbei-
tung personenbezogener Daten – 
Rechtmäßigkeit der Verarbeitung – 
Richtlinie 2002/58/EG – Art. 15 
Abs. 1 – Rechtsvorschriften, die die 
Rechte und Pflichten beschränken – 
Grundrechte – Art. 7, 8, 17 Abs. 2 und 
Art. 47 Abs. 1 der Charta der Grund-
rechte der Europäischen Union 
EuGH, 17.6.2021 – C-597/19 – Mircom/Te-
lenet 
 
1. Art. 3 Abs. 1 und 2 der Richtlinie 
2001/29/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 22. Mai 2001 zur Har-
monisierung bestimmter Aspekte des Urhe-
berrechts und der verwandten Schutzrechte 
in der Informationsgesellschaft ist dahin 
auszulegen, dass es sich um eine öffentliche 
Zugänglichmachung im Sinne dieser Be-
stimmung handelt, wenn die von einem 
Nutzer eines Peer-to-Peer-Netzes zuvor 
heruntergeladenen Segmente einer Medien-
datei, die ein geschütztes Werk enthält, von 
dem Endgerät dieses Nutzers aus auf die 
Endgeräte anderer Nutzer dieses Netzes 
hochgeladen werden, obwohl diese Seg-
mente als solche erst nach dem Herunterla-
den eines bestimmten Prozentsatzes aller 
Segmente nutzbar sind. Unerheblich ist, 
dass dieses Hochladen aufgrund der Konfi-
guration der Filesharing-Software BitTor-
rent-Client durch die Software automatisch 
erfolgt, wenn der Nutzer, von dessen End-
gerät aus das Hochladen erfolgt, sein Ein-
verständnis mit dieser Software erklärt hat, 
indem er deren Anwendung zugestimmt 
hat, nachdem er ordnungsgemäß über ihre 
Eigenschaften informiert wurde. 
 
2. Die Richtlinie 2004/48/EG des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 
29. April 2004 zur Durchsetzung der Rechte 
des geistigen Eigentums ist dahin auszule-
gen, dass eine Person, die vertragliche In-
haberin bestimmter Rechte des geistigen Ei-
gentums ist, diese Rechte aber nicht selbst 
nutzt, sondern lediglich Schadensersatzan-
sprüche gegen mutmaßliche Verletzer gel-
tend macht, die in Kapitel II dieser Richtli-
nie vorgesehenen Maßnahmen, Verfahren 
und Rechtsbehelfe grundsätzlich in An-
spruch nehmen kann, es sei denn, es wird 
aufgrund der allgemeinen Verpflichtung aus 
Art. 3 Abs. 2 der Richtlinie und auf der 
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Grundlage einer umfassenden und einge-
henden Prüfung festgestellt, dass ihr Antrag 
missbräuchlich ist. Ein auf Art. 8 der Richt-
linie gestützter Auskunftsantrag ist insbe-
sondere auch dann abzulehnen, wenn er 
unbegründet ist oder nicht die Verhältnis-
mäßigkeit wahrt, was das nationale Gericht 
zu prüfen hat. 
 
3. Art. 6 Abs. 1 Unterabs. 1 Buchst. f der 
Verordnung (EU) 2016/679 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 
27. April 2016 zum Schutz natürlicher Per-
sonen bei der Verarbeitung personenbezo-
gener Daten, zum freien Datenverkehr und 
zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Da-
tenschutz-Grundverordnung) in Verbindung 
mit Art. 15 Abs. 1 der Richtlinie 
2002/58/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 12. Juli 2002 über die 
Verarbeitung personenbezogener Daten 
und den Schutz der Privatsphäre in der 
elektronischen Kommunikation (Daten-
schutzrichtlinie für elektronische Kommuni-
kation) in der durch die Richtlinie 
2009/136/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 25. November 2009 ge-
änderten Fassung ist dahin auszulegen, 
dass er grundsätzlich weder den Inhaber 
von Rechten des geistigen Eigentums oder 
einen in dessen Auftrag handelnden Dritten 
daran hindert, IP-Adressen von Nutzern von 
Peer-to-Peer-Netzen, deren Internetan-
schlüsse für rechtsverletzende Tätigkeiten 
genutzt worden sein sollen, systematisch zu 
speichern, noch dem entgegensteht, dass 
die Namen und Anschriften dieser Nutzer an 
den Rechtsinhaber oder an einen Dritten 
übermittelt werden, um ihm die Möglichkeit 
zu geben, bei einem Zivilgericht eine Scha-
densersatzklage wegen eines Schadens zu 
erheben, der von diesen Nutzern verursacht 
worden sein soll, jedoch nur unter der Vo-
raussetzung, dass die dahin gehenden Maß-
nahmen und Anträge des Rechtsinhabers o-
der des Dritten gerechtfertigt, verhältnis-
mäßig und nicht missbräuchlich sind und 
ihre Rechtsgrundlage in einer Rechtsvor-
schrift im Sinne von Art. 15 Abs. 1 der 
Richtlinie 2002/58 in der durch die Richtlinie 
2009/136 geänderten Fassung haben, die 
die Tragweite der Bestimmungen der Art. 5 
und 6 dieser Richtlinie in geänderter Fas-
sung beschränkt. 

 
 

Urheberrecht und verwandte Schutz-
rechte – Bereitstellung und Betreiben 
einer Video-Sharing- oder 
Sharehosting-Plattform – Haftung des 
Betreibers für Verletzungen von Rech-
ten des geistigen Eigentums durch Nut-
zer seiner Plattform – Richtlinie 
2001/29/EG – Art. 3 und Art. 8 Abs. 3 
– Begriff ‚öffentliche Wiedergabe‘ – 
Richtlinie 2000/31/EG – Art. 14 und 15 
– Voraussetzungen, unter denen die 
Haftungsbefreiung geltend gemacht 
werden kann – Fehlende Kenntnis von 
konkreten Rechtsverletzungen – Mel-
dung solcher Rechtsverletzungen als 
Voraussetzung für die Erwirkung einer 
gerichtlichen Anordnung 
EuGH, 22.6.2021 – C-682/18 – Frank Peter-
son/Google und C-683/18 – Else-
vier/Cyando 
 
1. Art. 3 Abs. 1 der Richtlinie 2001/29/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 22. Mai 2001 zur Harmonisierung be-
stimmter Aspekte des Urheberrechts und 
der verwandten Schutzrechte in der Infor-
mationsgesellschaft ist dahin auszulegen, 
dass seitens des Betreibers einer Video-
Sharing- oder Sharehosting-Plattform, auf 
der Nutzer geschützte Inhalte rechtswidrig 
öffentlich zugänglich machen können, keine 
„öffentliche Wiedergabe“ dieser Inhalte im 
Sinne dieser Bestimmung erfolgt, es sei 
denn, er trägt über die bloße Bereitstellung 
der Plattform hinaus dazu bei, der Öffent-
lichkeit unter Verletzung von Urheberrech-
ten Zugang zu solchen Inhalten zu ver-
schaffen. Dies ist namentlich dann der Fall, 
wenn der Betreiber von der rechtsverletzen-
den Zugänglichmachung eines geschützten 
Inhalts auf seiner Plattform konkret Kennt-
nis hat und diesen Inhalt nicht unverzüglich 
löscht oder den Zugang zu ihm sperrt, oder 
wenn er, obwohl er weiß oder wissen 
müsste, dass über seine Plattform im Allge-
meinen durch Nutzer derselben geschützte 
Inhalte rechtswidrig öffentlich zugänglich 
gemacht werden, nicht die geeigneten tech-
nischen Maßnahmen ergreift, die von einem 
die übliche Sorgfalt beachtenden Wirt-
schaftsteilnehmer in seiner Situation erwar-
tet werden können, um Urheberrechtsver-
letzungen auf dieser Plattform glaubwürdig 
und wirksam zu bekämpfen, oder auch, 
wenn er an der Auswahl geschützter In-
halte, die rechtswidrig öffentlich zugänglich 
gemacht werden, beteiligt ist, auf seiner 
Plattform Hilfsmittel anbietet, die speziell 
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zum unerlaubten Teilen solcher Inhalte be-
stimmt sind, oder ein solches Teilen wis-
sentlich fördert, wofür der Umstand spre-
chen kann, dass der Betreiber ein Ge-
schäftsmodell gewählt hat, das die Nutzer 
seiner Plattform dazu verleitet, geschützte 
Inhalte auf dieser Plattform rechtswidrig öf-
fentlich zugänglich zu machen. 
 
2. Art. 14 Abs. 1 der Richtlinie 2000/31/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 8. Juni 2000 über bestimmte rechtliche 
Aspekte der Dienste der Informationsgesell-
schaft, insbesondere des elektronischen Ge-
schäftsverkehrs, im Binnenmarkt („Richtli-
nie über den elektronischen Geschäftsver-
kehr“) ist dahin auszulegen, dass die Tätig-
keit des Betreibers einer Video-Sharing- o-
der Sharehosting-Plattform in den Anwen-
dungsbereich dieser Bestimmung fällt, so-
fern dieser Betreiber keine aktive Rolle 
spielt, die ihm Kenntnis von den auf seine 
Plattform hochgeladenen Inhalten oder 
Kontrolle über sie verschafft. 
Art. 14 Abs. 1 Buchst. a der Richtlinie 
2000/31 ist dahin auszulegen, dass ein sol-
cher Betreiber nur dann gemäß dieser Vor-
schrift von der in Art. 14 Abs. 1 vorgesehe-
nen Haftungsbefreiung ausgeschlossen ist, 
wenn er Kenntnis von den konkreten rechts-
widrigen Handlungen seiner Nutzer hat, die 
damit zusammenhängen, dass geschützte 
Inhalte auf seine Plattform hochgeladen 
wurden. 
 
3. Art. 8 Abs. 3 der Richtlinie 2001/29 ist 
dahin auszulegen, dass er dem nicht entge-
gensteht, dass der Inhaber eines Urheber-
rechts oder eines verwandten Schutzrechts 
nach nationalem Recht eine gerichtliche An-
ordnung gegen den Vermittler, dessen 
Dienst von einem Dritten zur Verletzung 
seines Rechts genutzt wurde, ohne dass der 
Vermittler hiervon Kenntnis im Sinne von 
Art. 14 Abs. 1 Buchst. a der Richtlinie 
2000/31 gehabt hätte, erst erlangen kann, 
wenn diese Rechtsverletzung vor der Einlei-
tung des gerichtlichen Verfahrens zunächst 
dem Vermittler gemeldet wurde und wenn 
dieser nicht unverzüglich tätig geworden ist, 
um den fraglichen Inhalt zu entfernen oder 
den Zugang zu diesem zu sperren und dafür 
zu sorgen, dass sich derartige Rechtsverlet-
zungen nicht wiederholen. Es obliegt jedoch 
den nationalen Gerichten, sich bei der An-
wendung einer solchen Voraussetzung zu 
vergewissern, dass diese nicht dazu führt, 
dass die tatsächliche Beendigung der 

Rechtsverletzung derart verzögert wird, 
dass dem Rechtsinhaber unverhältnismä-
ßige Schäden entstehen. 

  
 
Gemeinschaftsgeschmacksmuster – 
Verordnung (EG) Nr. 6/2002 – Art. 82 
Abs. 5 – Klage vor den Gerichten des 
Mitgliedstaats, in dem die Verletzungs-
handlung begangen worden ist oder 
droht – Folgeanträge zu einer Verlet-
zungsklage – Anwendbares Recht – 
Art. 88 Abs. 2 – Art. 89 Abs. 1 
Buchst. d – Verordnung (EG) 
Nr. 864/2007 – Auf außervertragliche 
Schuldverhältnisse anzuwendendes 
Recht (‚Rom II‘) – Art. 8 Abs. 2 – Staat, 
in dem die Verletzung des Rechts am 
geistigen Eigentum begangen wurde 
EuGH, 3.3.2022 – C-421/20 – Aracia/BMW 
 
Art. 88 Abs. 2 und Art. 89 Abs. 1 Buchst. d 
der Verordnung (EG) Nr. 6/2002 des Rates 
vom 12. Dezember 2001 über das Gemein-
schaftsgeschmacksmuster sowie Art. 8 Abs. 
2 der Verordnung (EG) Nr. 864/2007 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 11. Juli 2007 über das auf außerver-
tragliche Schuldverhältnisse anzuwendende 
Recht („Rom II“) sind dahin auszulegen, 
dass die Gemeinschaftsgeschmacksmuster-
gerichte, die mit einer Verletzungsklage 
nach Art. 82 Abs. 5 der Verordnung Nr. 
6/2002 wegen im Hoheitsgebiet eines einzi-
gen Mitgliedstaats begangener oder dro-
hender Verletzungshandlungen befasst 
sind, die mit dieser Klage verbundenen 
Folgeanträge auf Schadenersatz, Aus-
kunftserteilung, Belegherausgabe, Rech-
nungslegung und Herausgabe der nachge-
ahmten Erzeugnisse zum Zweck ihrer Ver-
nichtung auf der Grundlage des Rechts des-
jenigen Mitgliedstaats prüfen müssen, in 
dessen Hoheitsgebiet die Handlungen be-
gangen worden sind oder drohen, von de-
nen behauptet wird, dass sie das Gemein-
schaftsgeschmacksmuster verletzen; dies 
ist bei einer nach Art. 82 Abs. 5 erhobenen 
Klage das Recht des Mitgliedstaats, in dem 
diese Gerichte ihren Sitz haben. 

 
 
Verordnung (EG) Nr. 6/2002 – Ge-
meinschaftsgeschmacksmuster – 
Art. 4, 6 und 11 – Verletzungsklage – 
Nicht eingetragenes Gemeinschaftsge-
schmacksmuster – Erscheinungsform 
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eines Teils eines Erzeugnisses – 
Schutzvoraussetzungen – Bauelement 
eines komplexen Erzeugnisses – Eigen-
art – Handlung der Zugänglichmachung 
für die Öffentlichkeit 
EuGH, 28.10.2021 – C-123/20 – Fer-
rari/Mansory Design 
 
Art. 11 Abs. 2 der Verordnung (EG) 
Nr. 6/2002 des Rates vom 12. Dezember 
2001 über das Gemeinschaftsgeschmacks-
muster ist dahin auszulegen, dass, wenn 
Abbildungen eines Erzeugnisses der Öffent-
lichkeit zugänglich gemacht werden, wie bei 
der Veröffentlichung von Fotografien eines 
Fahrzeugs, dies dazu führt, dass ein Ge-
schmacksmuster an einem Teil dieses Er-
zeugnisses im Sinne von Art. 3 Buchst. a 
dieser Verordnung oder an einem Bauele-
ment dieses Erzeugnisses als komplexem 
Erzeugnis im Sinne von Art. 3 Buchst. c und 
Art. 4 Abs. 2 dieser Verordnung der Öffent-
lichkeit zugänglich gemacht wird, sofern die 
Erscheinungsform dieses Teils oder Bauele-
ments bei dieser Offenbarung eindeutig er-
kennbar ist. 
 
Damit geprüft werden kann, ob diese Er-
scheinungsform die Voraussetzung der Ei-
genart im Sinne von Art. 6 Abs. 1 dieser 
Verordnung erfüllt, ist es erforderlich, dass 
der in Rede stehende Teil oder das in Rede 
stehende Bauelement einen sichtbaren Teil-
bereich des Erzeugnisses oder des komple-
xen Erzeugnisses darstellt, der durch Linien, 
Konturen, Farben, die Gestalt oder eine be-
sondere Oberflächenstruktur klar abge-
grenzt ist. 

 
 
2. MARKEN- UND KENNZEICHENRECHT 
 
Marken – Richtlinie (EU) 2015/2436 – 
Art. 19 – Ernsthafte Benutzung einer 
Marke – Beweislast – Antrag auf Erklä-
rung des Verfalls wegen Nichtbenut-
zung – Nationale Verfahrensvorschrift, 
die die klagende Partei verpflichtet, 
eine Recherche am Markt über die Be-
nutzung der Marke vorzunehmen 
EuGH, 10.3.2022 – C-183/21 – Maxxus 
Group/Globus Holding 
 
Art. 19 der Richtlinie (EU) 2015/2436 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 16. Dezember 2015 zur Angleichung 
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 

über die Marken ist dahin auszulegen, dass 
er einer Verfahrensregel eines Mitglied-
staats entgegensteht, die in einem Verfah-
ren über den Antrag auf Erklärung des Ver-
falls einer Marke wegen Nichtbenutzung die 
klagende Partei verpflichtet, eine Recherche 
am Markt über die mögliche Benutzung die-
ser Marke durch ihren Inhaber vorzuneh-
men und hierzu, soweit möglich, zur Stüt-
zung ihrer Klage substantiiert vorzutragen. 

 
 
Schutz der geografischen Angaben und 
der Ursprungsbezeichnungen für Ag-
rarerzeugnisse und Lebensmittel – Ver-
ordnung (EU) Nr. 1151/2012 – Art. 49 
Abs. 3 Unterabs. 1 und Abs. 4 Unter-
abs. 2 – Art. 53 Abs. 2 Unterabs. 1 – 
Änderung einer Produktspezifikation – 
Gurken aus dem Spreewald (Deutsch-
land) ‚Spreewälder Gurken (g. g. A.)‘ – 
Nicht geringfügige Änderungen – Ein-
spruchsverfahren – Einspruch gegen 
den Änderungsantrag – Beschwerde 
gegen die Entscheidung, mit der die-
sem Antrag stattgegeben wurde – Be-
griff ‚berechtigtes Interesse‘ 
EuGH, 15.4.2021 – C-53/20 – Hengsten-
berg/Spreewaldverein 
 
Art. 49 Abs. 3 Unterabs. 1 und Art. 49 
Abs. 4 Unterabs. 2 in Verbindung mit 
Art. 53 Abs. 2 Unterabs. 1 der Verordnung 
(EU) Nr. 1151/2012 des Europäischen Par-
laments und des Rates vom 21. November 
2012 über Qualitätsregelungen für Agrarer-
zeugnisse und Lebensmittel sind dahin aus-
zulegen, dass im Verfahren über Anträge 
auf nicht geringfügige Änderungen der Spe-
zifikation für Erzeugnisse, die eine ge-
schützte geografische Angabe tragen, jede 
aktuelle oder potenzielle, jedoch nicht au-
ßerhalb jeder Wahrscheinlichkeit liegende 
wirtschaftliche Betroffenheit einer natürli-
chen oder juristischen Person ein „berech-
tigtes Interesse“ begründen kann, das er-
forderlich ist, um einen Einspruch gegen 
den Änderungsantrag oder ein Rechtsmittel 
gegen die positive Entscheidung über den 
gestellten Antrag einzulegen, sofern die Ge-
fahr, dass die Interessen einer solchen Per-
son beeinträchtigt werden, nicht äußerst 
unwahrscheinlich oder hypothetisch ist, was 
zu prüfen Sache des vorlegenden Gerichts 
ist. 
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3. SORTENSCHUTZRECHT 
 
Gemeinschaftlicher Sortenschutz – 
Verordnung (EG) Nr. 2100/94 – 
Art. 96 – Berechnung der Verjährungs-
frist für Ansprüche nach den Art. 94 
und 95 – Beginn – Zeitpunkt der Ertei-
lung des gemeinschaftlichen Schutzes 
sowie Kenntniserlangung von der 
Handlung und der Person des Ver-
pflichteten – Zeitpunkt des Unterlas-
sens der fraglichen Handlung – Aufei-
nanderfolgende Handlungen – Fortge-
setzte Handlungen – Beschränkung auf 
mehr als drei Jahre zuvor begangene 
Handlungen 
EuGH, 14.10.2021 – C-186/18 – José Cáno-
vas Pardo/Club de Variedades Vegetales 
Protegidas 
 
1. Art. 96 der Verordnung (EG) Nr. 2100/94 
des Rates vom 27. Juli 1994 über den ge-
meinschaftlichen Sortenschutz ist dahin 
auszulegen, dass die darin für Ansprüche 
nach den Art. 94 und 95 dieser Verordnung 
vorgesehene Verjährungsfrist von drei Jah-
ren, unabhängig davon, ob die eine ge-
schützte Sorte betreffende Verletzungs-
handlung noch andauert, und unabhängig 
vom Zeitpunkt des Unterlassens dieser 
Handlung, zu dem Zeitpunkt zu laufen be-
ginnt, zu dem zum einen der gemeinschaft-
liche Sortenschutz endgültig erteilt wurde 
und zum anderen der Inhaber des gemein-
schaftlichen Sortenschutzrechts Kenntnis 
von dieser Handlung und der Person des 
Verpflichteten erlangt hat. 
 
2. Art. 96 der Verordnung Nr. 2100/94 ist 
dahin auszulegen, dass nur diejenigen An-
sprüche nach den Art. 94 und 95 dieser Ver-
ordnung verjährt sind, die eine Gesamtheit 
von gegen eine geschützte Sorte gerichte-
ten Verletzungshandlungen betreffen und 
die geltend gemacht wurden, nachdem 
mehr als drei Jahre vergangen waren, seit 
zum einen der gemeinschaftliche Sorten-
schutz endgültig erteilt wurde und zum an-
deren der Inhaber von jeder einzelnen zu 
dieser Gesamtheit gehörenden Handlung 
und der Person des Verpflichteten Kenntnis 
erlangt hat. 

 
 
 
 

4. LAUTERKEITSRECHT 
 
Verbraucherschutz – Richtlinie 
2005/29/EG – Unlautere Ge-
schäftspraktiken – Geschäftspraktiken, 
die unter allen Umständen als unlauter 
anzusehen sind – Irreführende Ge-
schäftspraktiken – Nr. 11 Satz 1 des 
Anhangs I – Werbeaktionen – Einsatz 
redaktioneller Inhalte in Medien zum 
Zweck der Verkaufsförderung – Vom 
Gewerbetreibenden selbst bezahlte 
Verkaufsförderung – Begriff ‚Bezah-
lung‘ – Förderung des Verkaufs der 
Produkte des Inserierenden und des 
Medienunternehmens – ,Als Informa-
tion getarnte Werbung‘ 
EuGH, 2.9.2021 – C-371/20 – Peek&Clop-
penburg/Peek&Cloppenburg 
 
Nr. 11 Satz 1 des Anhangs I der Richtlinie 
2005/29/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 11. Mai 2005 über un-
lautere Geschäftspraktiken von Unterneh-
men gegenüber Verbrauchern im Binnen-
markt und zur Änderung der Richtlinie 
84/450/EWG des Rates, der Richtlinien 
97/7/EG, 98/27/EG und 2002/65/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates so-
wie der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 
des Europäischen Parlaments und des Rates 
ist dahin auszulegen, dass die Förderung 
des Verkaufs eines Produkts durch die Ver-
öffentlichung eines redaktionellen Inhalts 
von einem Gewerbetreibenden im Sinne 
dieser Bestimmung „bezahlt“ wird, wenn 
dieser Gewerbetreibende für die Veröffent-
lichung eine geldwerte Gegenleistung er-
bringt, sei es in Form der Zahlung eines 
Geldbetrags oder jeder anderen Form, so-
fern ein eindeutiger Zusammenhang zwi-
schen der in dieser Weise vom Gewerbetrei-
benden geleisteten Bezahlung und der Ver-
öffentlichung besteht. Dies ist u. a. dann 
der Fall, wenn der Gewerbetreibende durch 
Nutzungsrechte geschützte Bilder kostenlos 
zur Verfügung stellt, auf denen seine Ge-
schäftsräume und die von ihm angebotenen 
Produkte zu sehen sind. 
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II. BUNDESGERICHTSHOF 
zusammengestellt von  
Marvin Jakschik 
 
1. URHEBER- UND DESIGNRECHT  
 
Verjährungsverzicht 
BGH, Urt. v. 17. 12. 2020 – I ZR 239/19 – 
OLG München 
BGB §§ 133 C, 157 C, 195, 199; UrhG § 54 
Abs. 1 aF, § 54a Abs. 1 aF, § 54g aF 
 
Eine im Dezember 2006 abgegebene, nicht 
formularmäßige Erklärung, hinsichtlich der 
Vergütungspflicht nach § 54a Abs. 1 UrhG 
für PCs auf die Einrede der Verjährung zu 
verzichten, erfasst auch Vergütungsansprü-
che nach den § 54 Abs. 1, § 54g UrhG aF, 
sofern kein abweichender Parteiwille fest-
stellbar ist. 

Fundstellen: GRUR 2021, 721; ZUM 2021, 
598 
 
Das Boot III 
BGH, Urt. v. 1. 4. 2021 – I ZR 9/18 – OLG 
München; LG München I 
UrhG § 32 Abs. 2 Satz 2, § 32a Abs. 1 Satz 
1, Abs. 2 Satz 1 
 
a) Bei der Prüfung des auffälligen Missver-
hältnisses gemäß § 32a Abs. 1 Satz 1 und 
Abs. 2 Satz 1 UrhG kommt es ausschließlich 
auf das Verhältnis zwischen dem Urheber 
und dem auf weitere Beteiligung in An-
spruch genommenen Nutzungsberechtigten 
an. Gibt es nur einen Vertragspartner, kann 
die gesamte mit dem Urheber vereinbarte 
Vergütung ins Verhältnis zu den gesamten 
vom Nutzungsberechtigten erzielten Erträ-
gen und Vorteilen gesetzt werden. Gibt es 
dagegen einen Vertragspartner, der mehre-
ren Dritten unterschiedliche Nutzungsrechte 
eingeräumt hat, kann bei der Prüfung des 
auffälligen Missverhältnisses nicht die ge-
samte mit dem Urheber vereinbarte Vergü-
tung zu den gesamten vom Vertragspartner 
und den Dritten erzielten Erträgen und Vor-
teilen ins Verhältnis gesetzt werden, son-
dern nur der Teil der vereinbarten Gegen-
leistung, der auf die verwerteten Nutzungs-
rechte entfällt. Es ist deshalb notwendig, 
auf allen Stufen der Prüfung des Anspruchs 
auf weitere angemessene Beteiligung ge-
mäß § 32a UrhG die für die Einräumung der 
von dem jeweiligen Nutzungsberechtigten 
genutzten Nutzungsrechte (fiktiv) verein-
barte Vergütung ins Verhältnis zu den mit 

der Nutzung dieser Rechte erzielten Erträ-
gen und Vorteilen zu setzen (Fortführung 
von BGH, GRUR 2020, 611 Rn. 46, 114, 
128, 130 und 158 - Das Boot II). 
b) Bei Filmwerken werden Urheber in einer 
die Vermutung gemäß § 10 Abs. 1 UrhG be-
gründenden Weise üblicherweise im Vor- o-
der Abspann aufgeführt. 
c) Soweit im Abspann eines Filmwerks ne-
ben einem "Chefkameramann" weitere "zu-
sätzliche" Kameramänner aufgeführt wer-
den, kommt darin zwar eine Weisungsbe-
fugnis des "Chefkameramanns" und eine 
korrespondierende Weisungsgebundenheit 
der "zusätzlichen" Kameramänner zum Aus-
druck. Es kann allerdings nicht ohne geson-
derte Feststellungen angenommen werden, 
dass das Weisungsverhältnis über die Orga-
nisation und die technische Durchführung 
der Dreharbeiten hinausgreift und eine die 
(Mit-)Urhebereigenschaft begründende ei-
gene schöpferische Leistung der "zusätzli-
chen" Kameraleute ausschließt. 

Fundstelle: GRUR 2021, 955 
 
Gesamtvertrag USB-Sticks und Spei-
cherkarten 
BGH, Urt. v. 1. 4. 2021 – I ZR 45/20 – OLG 
München 
ZPO § 308 Abs. 1 Satz 1; UrhG § 54 Abs. 1, 
§ 54b Abs. 1; VGG § 35, § 129 Abs. 2 Satz 
1, § 130 Abs. 1 Satz 1 
 
a) Die Partei eines Gesamtvertrags, die 
nach Vertragsbeendigung eine Erhöhung 
der Vergütungssätze begehrt, trägt die Dar-
legungs- und Beweislast dafür, dass eine 
Änderung der Sachlage eingetreten ist, die 
eine solche Abänderung rechtfertigt (Fest-
haltung an BGH, Urteil vom 20. Februar 
2013 - I ZR 189/11, GRUR 2013, 1037 Rn. 
41 = WRP 2013, 1357 - Weitergeltung als 
Tarif, mwN). 
b) Die in einem Gesamtvertrag vorgenom-
mene Festsetzung einer Verzinsungspflicht 
für Vergütungsansprüche aus zurückliegen-
den Abrechnungsperioden ist grundsätzlich 
angemessen, weil aufgrund der Verfahrens-
dauer die Zeiträume, für die Vergütungen 
nachzuentrichten sind, im Falle der gericht-
lichen Festsetzung regelmäßig länger sind 
als im Falle der vertraglichen Vereinbarung 
eines Gesamtvertrags (Fortführung von 
BGH, Urteil vom 19. November 2015 - I ZR 
151/13, GRUR 2016, 792 Rn. 116 = WRP 
2016, 1123 - Gesamtvertrag Unterhal-
tungselektronik). 
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c) Bei der gerichtlichen Festsetzung eines 
Gesamtvertrags verstößt die Festsetzung 
einer den Antrag einer Partei übersteigen-
den Zinshöhe gegen § 308 Abs. 1 Satz 1 
ZPO (Fortführung von BGH, Urteil vom 19. 
November 2015 - I ZR 151/13, GRUR 2016, 
792 Rn. 97 = WRP 2016, 1123 - Gesamt-
vertrag Unterhaltungselektronik). 

Fundstelle: GRUR 2021, 1181 
 
Zugangsrecht des Architekten 
BGH, Urt. v. 29. 4. 2021 – I ZR 193/20 – LG 
Stuttgart; AG Stuttgart 
BGB § 307 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Nr. 1 Bg, 
Cl; UrhG § 2 Abs. 1 Nr. 4, Abs. 2, § 25 Abs. 
1 
 
Die in Musterverträgen zugunsten von Ar-
chitekten verwendete Klausel 
„Der Auftragnehmer ist berechtigt - auch 
nach Beendigung dieses Vertrags - das Bau-
werk oder die bauliche Anlage in Abstim-
mung mit dem Auftraggeber zu betreten, 
um fotografische oder sonstige Aufnahmen 
zu fertigen.“ 
ist gemäß § 307 Abs. 1 Satz 1 BGB unwirk-
sam, weil sie bei der gebotenen objektiven 
Auslegung den Vertragspartner des Archi-
tekten entgegen den Geboten von Treu und 
Glauben unangemessen benachteiligt. 

Fundstelle: GRUR 2021, 1290 
 
Lautsprecherfoto 
BGH, Urt. v. 27. 5. 2021 – I ZR 119/20 – 
OLG Frankfurt am Main; LG Frankfurt am 
Main 
UrhG § 15 Abs. 3, § 15 Abs. 2 Satz 1 und 2 
Nr. 2, § 19a 
 
Das für die Prüfung der öffentlichen Zu-
gänglichmachung relevante Kriterium 
"recht viele Personen" ist nicht erfüllt, wenn 
ein Produktfoto, dass zunächst von einem 
Verkäufer urheberrechtsverletzend auf ei-
ner Internethandelsplattform im Rahmen 
seiner Verkaufsanzeige öffentlich zugäng-
lich gemacht worden war, nach Abgabe ei-
ner Unterlassungserklärung des Verkäufers 
nur noch durch die Eingabe einer rund 70 
Zeichen umfassenden URL-Adresse im In-
ternet zugänglich war und nach der Le-
benserfahrung davon auszugehen ist, dass 
die URL-Adresse nur von Personen eingege-
ben wird, die diese Adresse zuvor - als das 
Foto vor Abgabe der Unterlassungserklä-
rung noch im Rahmen der Anzeige des Ver-

käufers frei zugänglich gewesen war - ab-
gespeichert oder sie sonst in irgendeiner 
Weise kopiert oder notiert haben, oder de-
nen die Adresse von solchen Personen mit-
geteilt worden war. 

Fundstelle: GRUR 2021, 1286; MMR 2021, 
915 
 
Werknutzer 
BGH, Beschl. v. 17. 6. 2021 – I ZB 93/20 – 
OLG Köln 
ZPO § 1065 Abs. 1 Satz 1, § 1062 Abs. 1 
Nr. 2; UrhG § 36 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2, 
§ 36a Abs. 1 und 3 
 
a) Werknutzer im Sinne des § 36 Abs. 1 
Satz 1 UrhG ist nicht nur der urheberver-
tragsrechtliche Vertragspartner des Urhe-
bers, sondern auch ein Sendeunternehmen, 
das sich bei einer Auftragsproduktion vom 
Produktionsunternehmen die umfassenden 
Nutzungsrechte an dem hergestellten Werk 
einräumen lässt. 
b) Der in § 36 Abs. 1 Satz 3 UrhG angeord-
nete Vorrang von Tarifverträgen vor ge-
meinsamen Vergütungsregeln besteht nur 
in dem persönlichen, räumlichen, sachli-
chen und zeitlichen Geltungsbereich der Ta-
rifverträge. Der persönliche Geltungsbe-
reich beschränkt sich bei unterbliebener All-
gemeinverbindlicherklärung gemäß § 5 TVG 
auf das Verhältnis der tarifvertragsschlie-
ßenden Parteien und ihrer Mitglieder. Für 
die individualvertragliche Einbeziehung von 
Tarifverträgen gilt der in § 36 Abs. 1 Satz 3 
UrhG geregelte Vorrang nicht. 
c) Die Einleitung eines Schlichtungsverfah-
rens nach § 36a Abs. 3 UrhG für die Aufstel-
lung gemeinsamer Vergütungsregeln nach 
§ 36 Abs. 1 UrhG ist möglich, wenn die Nut-
zung urheberrechtlich geschützter Werke in 
Betracht kommt, ohne dass es der Feststel-
lung konkreter Nutzungshandlungen be-
darf. Die Einleitung des Schlichtungsverfah-
rens setzt ferner nicht voraus, dass Urheber 
in der betroffenen Produktionsform typi-
scherweise nicht nur untergeordnete urhe-
berrechtliche Leistungen erbringen 

Fundstelle: GRUR 2021, 1297 
 
Sattelunterseite 
BGH, Beschl. v. 1. 7. 2021 – I ZB 31/20 – 
Bundespatentgericht 
Richtlinie 98/71/EG Art. 3 Abs. 3 und 4; De-
signG § 1 Nr. 4, § 4 
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Dem Gerichtshof der Europäischen Union 
werden zur Auslegung von Art. 3 Abs. 3 und 
4 der Richtlinie 98/71/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 13. Oktober 
1998 über den rechtlichen Schutz von Mus-
tern und Modellen (ABl. EG L 289 vom 28. 
Oktober 1998, S. 28) folgende Fragen zur 
Vorabentscheidung vorgelegt: 
 
1. Ist ein Bauelement, das ein Muster ver-
körpert, bereits dann "sichtbar" im Sinne 
von Art. 3 Abs. 3 der Richtlinie 98/71/EG, 
wenn es objektiv möglich ist, das Design in 
eingebautem Zustand des Bauelements er-
kennen zu können, oder kommt es auf die 
Sichtbarkeit unter bestimmten Nutzungsbe-
dingungen oder aus einer bestimmten Be-
trachterperspektive an? 
2. Wenn Frage 1 dahin zu beantworten ist, 
dass die Sichtbarkeit unter bestimmten 
Nutzungsbedingungen oder aus einer be-
stimmten Betrachterperspektive maßgeb-
lich ist: 
a) Kommt es für die Beurteilung der "be-
stimmungsgemäßen Verwendung" eines 
komplexen Erzeugnisses durch den Endbe-
nutzer im Sinne von Art. 3 Abs. 3 und 4 der 
Richtlinie 98/71/EG auf den vom Hersteller 
des Bauelements oder des komplexen Er-
zeugnisses intendierten Verwendungszweck 
oder die übliche Verwendung des komple-
xen Erzeugnisses durch den Endbenutzer 
an? 
b) Nach welchen Kriterien ist zu beurteilen, 
ob die Verwendung eines komplexen Er-
zeugnisses durch den Endbenutzer "bestim-
mungsgemäß" im Sinne von Art. 3 Abs. 3 
und 4 der Richtlinie 98/71/EG ist? 

Fundstelle: GRUR 2021, 1186 
 
Deutsche Digitale Bibliothek II 
BGH, Urt. v. 9. 9. 2021 – I ZR 113/18 – KG; 
LG Berlin 
Richtlinie 2001/29/EG Art. 3 Abs. 1; Richtli-
nie 2014/26/EU Art. 16; UrhG § 15 Abs. 2, 
§ 19a; VGG § 34 Abs. 1; ZPO § 256 Abs. 1 
 
a) Die Einbettung eines mit Einwilligung des 
Rechtsinhabers auf einer frei zugänglichen 
Internetseite verfügbaren Werks in die In-
ternetseite eines Dritten im Wege des Fra-
ming stellt einen Eingriff in das Recht zur 
öffentlichen Wiedergabe nach § 15 UrhG 
dar, wenn sie unter Umgehung von Schutz-
maßnahmen gegen Framing erfolgt, die der 
Rechtsinhaber getroffen oder veranlasst hat 
(Anschluss an EuGH, Urteil vom 9. März 

2021 - C-392/19, GRUR 2021, 706 = WRP 
2021, 600 - VG Bild-Kunst). 
b) Bedingungen einer Nutzungsrechtsein-
räumung können im Sinne des § 34 Abs. 1 
Satz 1 VGG angemessen sein, wenn sie der 
Gefahr von Rechtsverletzungen vorbeugen 
sollen, die nicht durch den zukünftigen Ver-
tragspartner der Verwertungsgesellschaft, 
sondern durch Drittnutzer begangen wer-
den. 
c) Bei der nach § 34 Abs. 1 VGG vorzuneh-
menden Interessenabwägung ist nicht auf 
das tatsächlich bestehende Interesse ein-
zelner Urheber abzustellen, sondern auf die 
typische, auf Rechtswahrung gerichtete In-
teressenlage der von der Verwertungsge-
sellschaft treuhänderisch vertretenen Urhe-
berrechtsinhaber. 

Fundstelle: GRUR 2021, 1511 
 
Eigennutzung 
BGH, Urt. v. 9. 9. 2021 – I ZR 118/20 – OLG 
München 
Richtlinie 2001/29/EG Art. 5 Abs. 2 und 3; 
UrhG aF § 53 Abs. 1 und 2, 54 Abs. 1, § 54d 
Abs. 1 
 
a) Eine abweichende Vereinbarung im Sinne 
des § 54d Abs. 1 UrhG in der bis zum 31. 
Dezember 2007 geltenden Fassung ist allein 
ein Vertrag zwischen den zur Vereinbarung 
von Vergütungsverträgen berufenen Ver-
wertungsgesellschaften einerseits und an-
dererseits den Vergütungsschuldnern oder 
Verbänden, denen die Vergütungsschuldner 
angehören. 
b) Der in § 54 Abs. 1 Satz 1 UrhG in der bis 
zum 31. Dezember 2007 geltenden Fassung 
genannte Begriff der "durch die Veräuße-
rung der Geräte sowie der Bild- oder Ton-
träger geschaffenen Möglichkeit", Verviel-
fältigungen nach § 53 Abs. 1 oder 2 UrhG 
vorzunehmen, ist mit Blick auf Art. 5 Abs. 2 
Buchst. b der Richtlinie 2001/29/EG dahin 
auszulegen, dass ihm auch Geräte unterlie-
gen, die zur betrieblichen Nutzung im Un-
ternehmen des Herstellers bereitgestellt 
werden. Auch hinsichtlich solcher Geräte 
steht dem auf Zahlung von Gerätevergü-
tung in Anspruch Genommenen der Nach-
weis offen, dass sie eindeutig zu anderen 
Zwecken als der Anfertigung von Privatko-
pien genutzt wurden. 

Fundstelle: GRUR 2021, 1516 
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Uli-Stein-Cartoon 
BGH, Urt. v. 22. 9. 2021 – I ZR 83/20 – OLG 
Stuttgart; LG Stuttgart 
GG Art. 34; BGB § 839 Abs. 1; UrhG § 19a, 
§ 97 Abs. 1 Satz 1, § 97a Abs. 3 Satz 1, § 
99; ZPO § 264 Nr. 2 und 3 
 
a) Macht ein Lehrer im Rahmen der Infor-
matik-Arbeitsgemeinschaft einer öffentli-
chen Schule, die sich mit der Erstellung der 
schulischen Internet-Homepage befasst, 
auf dieser Homepage einen der Auflocke-
rung und Illustration dienenden Cartoon in 
urheberrechtsverletzender Weise öffentlich 
zugänglich, erstreckt sich die hierdurch be-
gründete Wiederholungsgefahr regelmäßig 
auf alle öffentlichen Schulen im Verwal-
tungsbereich des in Anspruch genommenen 
Bundeslands. 
b) Weist das erstinstanzliche Gericht den 
Hauptantrag des Klägers ab und gibt seinem 
Hilfsantrag statt, fällt bei Einlegung der Be-
rufung durch den Beklagten die Entschei-
dung über den Hauptantrag bei dem Beru-
fungsgericht nicht zur Entscheidung an, 
sondern erwächst in Rechtskraft, wenn 
nicht der Kläger Anschlussberufung einlegt. 
Dieser Grundsatz gilt auch, wenn der Kläger 
den Rechtsstreit erstinstanzlich hinsichtlich 
des Hauptantrags einseitig für in der Haupt-
sache erledigt erklärt und den Hauptantrag 
hilfsweise - für den Fall, dass die Vorausset-
zungen der Feststellung seiner Erledigung 
nicht vorliegen - aufrechterhält. 
c) Erklärt der Kläger mit Blick auf eine von 
dem Beklagten nach Klageerhebung abge-
gebene Unterwerfungserklärung den 
Rechtsstreit hinsichtlich des geltend ge-
machten Unterlassungsanspruchs einseitig 
für erledigt und erhält diesen Anspruch 
hilfsweise - für den Fall, dass der Erledi-
gungsfeststellungsantrag nicht begründet 
ist - aufrecht, kann die Erledigungserklä-
rung regelmäßig nicht dahin ausgelegt wer-
den, dass der Kläger auf den Unterlassungs-
anspruch verzichtet oder die Parteien sich 
auf sein Entfallen geeinigt hätten. 

Fundstelle: GRUR 2021, 1519 
 
2. MARKEN- UND KENNZEICHENRECHT 
 
Myboshi 
BGH, Urt. v. 25. 3. 2021 – I ZR 37/20 – OLG 
München; LG München I 
Verordnung (EG) Nr. 207/2009 Art. 13 Abs. 
1; Verordnung (EU) 2017/1001 Art. 15 Abs. 
1; MarkenG § 24 Abs. 1 

a) Ein Inverkehrbringen im Sinne von § 24 
Abs. 1 MarkenG durch eine Veräußerung der 
mit der Marke versehenen Ware an einen 
Dritten, der die Ware bereits in Besitz hat, 
kommt in Betracht, wenn die veräußerte 
Ware bei dem Dritten gesondert von der üb-
rigen mit der Marke versehenen Ware gela-
gert und entsprechend markiert wird. 
b) Die spätere Veräußerung der mit der 
Marke versehenen Ware durch die Lizenz-
nehmerin an den Dritten, nachdem dieser 
die Ware weiterveräußert hat, kann nach-
träglich zur Erschöpfung des Markenrechts 
führen, weil der Markeninhaber seine Zu-
stimmung nicht nur im Voraus (als Einwilli-
gung), sondern auch im Nachhinein (als Ge-
nehmigung) erteilen kann. 

Fundstelle: GRUR 2021, 971 
 
Ferrari 458 Speciale 
BGH, Urt. v. 1. 4. 2021 – I ZR 115/20 – OLG 
Schleswig; LG Flensburg 
Richtlinie 1999/94/EG Art. 6 Abs. 1; Pkw-
EnVKV § 1 Abs. 1, § 5 Abs. 1 und 2 Satz 1 
Nr. 1 
 
a) Für die Frage, ob es sich um einen neuen 
Personenkraftwagen im Sinne von § 1 Abs. 
1, § 5 Abs. 1 Pkw-EnVKV handelt, ist nicht 
das im in elektronischer Form verbreiteten 
Werbematerial (hier: Werbung eines Auto-
händlers auf Facebook) im Sinne von § 5 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 Pkw-EnVKV abgebildete 
konkrete Fahrzeug maßgebend, sondern 
der Personenkraftwagen, für den geworben 
wird (im Anschluss an BGH, Beschluss vom 
28. Mai 2020 - I ZR 170/19, juris Rn. 5). 
b) Nach dem Wortlaut des § 1 Abs. 1 Pkw-
EnVKV und dem Zweck der Pkw-EnVKV trifft 
die Pflicht zur Information über den Kraft-
stoffverbrauch und die CO2-Emissionen des 
beworbenen Modells eines neuen Personen-
kraftwagens den werbenden Hersteller oder 
Händler unabhängig davon, ob er selbst o-
der ein anderer Hersteller oder Händler zum 
Zeitpunkt der Werbung objektiv zur Liefe-
rung des beworbenen Modells in der Lage 
ist. 

Fundstelle: GRUR 2021, 977; NJW 2021, 
3258 
 
Die Filsbacher 
BGH, Urt. v. 6. 5. 2021 – I ZR 61/20 – OLG 
Köln; LG Köln 
MarkenG § 14 Abs. 2, § 15 Abs. 2; BGB § 
830 Abs. 1 Satz 1 
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a) Ansprüche wegen der Verletzung eines 
Ausschließlichkeitsrechts setzen nach den 
allgemeinen Grundsätzen voraus, dass ein 
Zurechnungszusammenhang zwischen dem 
als pflichtwidrig geltend gemachten Verhal-
ten (Tun oder Unterlassen) und der Beein-
trächtigung des geschützten Rechts vor-
liegt. Das Grunderfordernis für die Annahme 
eines Zurechnungszusammenhangs ist im 
Rahmen sowohl der vertraglichen als auch 
der deliktischen Haftung die Verursachung 
im logisch-naturwissenschaftlichen Sinn. 
Nach der insoweit anzuwendenden Äquiva-
lenztheorie ist jede Bedingung kausal, die 
nicht hinweggedacht werden kann, ohne 
dass der Erfolg entfiele. Besteht das dem 
Verletzer vorgeworfene Verhalten in einem 
Unterlassen, ist zu fragen, ob eine pflicht-
gemäße Handlung den Eintritt der Rechts-
gutsverletzung verhindert hätte. 
b) Die Rechtsprechungsgrundsätze, nach 
denen Handlungen Dritter dem in Anspruch 
Genommenen als eigene Handlungen zuge-
rechnet werden, wenn er sich diese zu eigen 
gemacht hat (vgl. BGH, Urteil vom 20. Feb-
ruar 2020 - I ZR 193/18, GRUR 2020, 543 
Rn. 16 = WRP 2020, 574 - Kundenbewer-
tungen auf Amazon, mwN), betreffen nicht 
die zunächst festzustellende Verursachung 
im logisch-naturwissenschaftlichen Sinne. 
Betroffen ist vielmehr - ebenso wie bei der 
Kategorie der Täterschaft und Teilnahme - 
die der Feststellung der äquivalenten Kau-
salität nachgelagerte normative Zurech-
nung, bei der zu fragen ist, nach welchen 
Kriterien sich die Haftung bestimmt, wenn 
mehrere Personen einen für die Rechtsver-
letzung äquivalent kausalen Beitrag geleis-
tet haben. 

Fundstelle: GRUR 2021, 1303 
 
Black Friday 
BGH, Beschl. v. 27. 5. 2021 – I ZB 20/21 – 
Bundespatentgericht 
MarkenG § 8 Abs. 2 Nr. 2 
 
a) Ein Freihaltebedürfnis nach § 8 Abs. 2 Nr. 
2 MarkenG setzt nicht voraus, dass die Zei-
chen und Angaben, aus denen die Marke be-
steht, nach dem zum Zeitpunkt der Anmel-
dung bestehenden Verkehrsverständnis be-
reits tatsächlich für die Merkmale der bean-
spruchten Waren oder Dienstleistungen be-
schreibend verwendet werden. Für die Be-
jahung des Schutzhindernisses reicht es 
aus, wenn das in Rede stehende Zeichen im 

Anmeldezeitpunkt keine beschreibende Be-
deutung hat, jedoch im Anmeldezeitpunkt 
bereits absehbar ist, dass das Zeichen zu-
künftig eine beschreibende Bedeutung für 
die in Rede stehenden Waren oder Dienst-
leistungen erlangen wird (Fortführung von 
BGH, Beschluss vom 9. November 2016 - I 
ZB 43/15, GRUR 2017, 186 - Stadtwerke 
Bremen). 
b) Lassen sich im Zeitpunkt der Anmeldung 
einer Marke Anhaltspunkte dafür feststel-
len, dass sich das Zeichen (hier: "Black 
Friday") zu einem Schlagwort für eine Ra-
battaktion in bestimmten Warenbereichen 
(hier: Elektro- und Elektronikwaren) und für 
deren Bewerbung entwickeln wird, kann es 
ein Merkmal von Handels- und Werbe-
dienstleistungen in diesem Bereich be-
schreiben und unterfällt deshalb insoweit 
dem Schutzhindernis des § 8 Abs. 2 Nr. 2 
MarkenG. 

Fundstelle: GRUR 2021, 1195 
 
Hyundai-Grauimport 
BGH, Urt. v. 27. 5. 2021 – I ZR 55/20 – OLG 
Düsseldorf; LG Düsseldorf 
Verordnung (EG) Nr. 207/2009 Art. 9 Abs. 
1 Satz 2 Buchst. a, Art. 13, Art. 101 Abs. 2, 
Art. 145; Verordnung (EU) Nr. 207/2009 in 
der Fassung der Verordnung (EU) 
2015/2424 Art. 9 Abs. 2 Buchst. a, Art. 13, 
Art. 101 Abs. 2, Art. 151; RomII-VO Art. 8 
Abs. 2; CMR Art. 1 Abs. 1, Art. 12 Abs. 1; 
MarkenG § 14 Abs. 2 Nr. 1 und Abs. 6, § 19 
Abs. 1 und 3, § 24 Abs. 1, § 125b Nr. 2 
 
Durch die Übergabe der Ware an einen von 
der Tochtergesellschaft des Markeninhabers 
beauftragten Frachtführer im Europäischen 
Wirtschaftsraum tritt eine Erschöpfung des 
Markenrechts nicht ein, wenn die Ware nach 
dem Inhalt des mit einem in der Europäi-
schen Union ansässigen Käufer geschlosse-
nen Kaufvertrags an eine außerhalb des Eu-
ropäischen Wirtschaftsraums ansässige 
Tochtergesellschaft des Käufers geliefert 
werden soll (Fortführung von BGH, Urteil 
vom 27. April 2006 - I ZR 162/03, GRUR 
2006, 863 = WRP 2006, 1233 - ex works). 

Fundstelle: GRUR 2021, 1191 
 
Bewässerungsspritze II 
BGH, Urt. v. 22. 7. 2021 – I ZR 212/17 – 
OLG Düsseldorf; LG Düsseldorf 
Verordnung (EG) Nr. 207/2009 Art. 15 Abs. 
1, Art. 51 Abs. 1 Buchst. A 
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Der für die Feststellung maßgebliche Zeit-
punkt, ob der in Art. 51 Abs. 1 Buchst. a der 
Verordnung (EG) Nr. 207/2009 genannte 
ununterbrochene Nichtbenutzungszeitraum 
von fünf Jahren abgelaufen ist, ist derjenige 
der Erhebung der Widerklage auf Erklärung 
des Verfalls (Anschluss an EuGH, Urteil vom 
17. Dezember 2020 - C-607/19, GRUR 
2021, 613 = WRP 2021, 325 - Husqvarna). 

Fundstelle: GRUR 2021, 1389 
 
NJW-Orange 
BGH, Beschl. v. 22. 7. 2021 – I ZB 16/20 – 
Bundespatentgericht 
MarkenG § 8 Abs. 3 
 
a) An der Rechtsprechung, wonach verblei-
bende Zweifel, ob ein Schutzhindernis im 
Eintragungszeitpunkt vorlag, zu Lasten des 
Antragstellers des Löschungsverfahrens 
und nicht des Markeninhabers gehen, hält 
der Senat nicht fest. 
b) Es obliegt generell dem Markeninhaber, 
im Löschungsverfahren diejenigen Um-
stände nachzuweisen, aus denen sich der 
(Fort-)Bestand seiner Marke ergibt (im An-
schluss an EuGH, Urteil vom 19. Juni 2014 
- C-217/13 und C-218/13, GRUR 2014, 776 
Rn. 70 - Oberbank u.a. [Farbmarke-Rot]; 
EuGH, Urteil vom 22. Oktober 2020 - C-
720/18 und C-721/18, GRUR 2020, 1301 - 
Ferrari [testarossa]). 

Fundstelle: GRUR 2021, 1526 
 
Goldhase III 
BGH, Urt. v. 29. 7. 2021 – I ZR 139/20 – 
OLG München; LG München 
MarkenG § 3 Abs. 2; § 4 Nr. 2 
 
a) Die Vorschrift des § 3 Abs. 2 MarkenG in 
der seit dem 14. Januar 2019 geltenden 
Fassung findet keine Anwendung auf Zei-
chen, die vor diesem Zeitpunkt eingetragen 
worden sind (§ 4 Nr. 1 MarkenG) oder durch 
Benutzung als Marke Verkehrsgeltung er-
worben haben (§ 4 Nr. 2 MarkenG). Einer 
Marke, die vor dem Inkrafttreten einer Neu-
regelung - sei es durch Eintragung, sei es 
durch Benutzung - Schutz erlangt hat, kann 
dieser Schutz durch eine Neuregelung 
grundsätzlich nicht entzogen werden. 
b) Ein Zuordnungsgrad von über 50%, der 
bei einer abstrakten Farbmarke für die An-
nahme einer Verkehrsdurchsetzung in den 
beteiligten Verkehrskreisen gemäß § 8 Abs. 
3 MarkenG im Regelfall ausreicht, genügt 

erst recht für die Annahme einer Verkehrs-
geltung innerhalb beteiligter Verkehrskreise 
gemäß § 4 Nr. 2 MarkenG. 
c) Der Erwerb von Verkehrsgeltung eines 
Farbzeichens als Marke setzt nur voraus, 
dass das Zeichen als Hinweis auf die Her-
kunft eines Produkts dient und nicht - dar-
über hinaus - als "Hausfarbe" für sämtliche 
oder zahlreiche Produkte des Unterneh-
mens und damit produktlinienübergreifend 
verwendet wird. 
d) Inhaber der Benutzungsmarke ist derje-
nige, zu dessen Gunsten die Verkehrsgel-
tung erworben wurde. Benutzen mehrere 
Unternehmen eine Kennzeichnung und se-
hen die beteiligten Verkehrskreise diese Un-
ternehmen als eine wirtschaftliche Einheit 
oder als Mitglieder eines Konzerns an, kann 
kraft Verkehrsgeltung die Benutzungsmarke 
für jedes der Unternehmen entstehen. 

Fundstelle: GRUR 2021, 1199 
 
Hohenloher Landschwein 
BGH, Urt. v. 29. 7. 2021 – I ZR 163/19 – 
OLG Stuttgart; LG Stuttgart 
MarkenG § 100 Abs. 1 
 
Der Schutz geografischer Herkunftsanga-
ben als Kollektivmarken nach dem Marken-
gesetz besteht grundsätzlich selbständig 
neben dem Schutz geografischer Angaben 
und Ursprungsbezeichnungen nach der Ver-
ordnung (EU) Nr. 1151/2012 über Quali-
tätsregelungen für Agrarerzeugnisse und 
Lebensmittel. Ist eine nach deutschem 
Recht als Kollektivmarke eingetragene geo-
grafische Herkunftsangabe nicht nach der 
Verordnung (EU) Nr. 1151/2012 eingetra-
gen und wurde auch kein Antrag auf eine 
Eintragung dorthin gestellt, wird die Anwen-
dung des § 100 Abs. 1 MarkenG bei der Be-
stimmung der Grenzen zur Benutzung der 
Angabe seitens eines Dritten durch die Ver-
ordnung (EU) Nr. 1151/2012 daher weder 
gesperrt noch eingeschränkt. Im Rahmen 
der Abwägung, ob die Benutzung durch ei-
nen Dritten den guten Sitten im Sinne des § 
100 Abs. 1 Satz 1 MarkenG entspricht, kann 
demgemäß auch die Qualitätsfunktion der 
Marke Berücksichtigung finden. 

Fundstelle: GRUR 2021, 1395 
 
Layher 
BGH, Urt. v. 22. 9. 2021 – I ZR 20/21 – OLG 
Stuttgart; LG Stuttgart 
MarkenG § 14 Abs. 6 Satz 3; ZPO § 287 Abs. 
1 
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a) Wird ein Zeichen allein in der Werbung 
markenrechtsverletzend genutzt, schließt 
das nicht von vornherein aus, den Scha-
densersatzanspruch im Rahmen der Li-
zenzanalogie auf der Grundlage einer Um-
satzlizenz zu berechnen. Die Wahl der Be-
rechnungsgrundlage ist im Rahmen des § 
287 Abs. 1 ZPO in erster Linie Sache des 
Tatgerichts. 
b) Bei der Berechnung des Schadensersatz-
anspruchs auf der Basis einer Umsatzlizenz 
kann eine Lizenzminderung bei einer Mar-
kenrechtsverletzung nur in der Werbung 
nicht damit begründet werden, es werde an 
einen Umsatz angeknüpft, der nur zu einem 
geringen Teil auf der Markenrechtsverlet-
zung beruhe (Fortführung von BGH, Urteil 
vom 29. Juli 2009 - I ZR 169/07, GRUR 
2010, 239 = WRP 2010, 384 - BTK). Der 
Umstand, dass die Markenrechtsverletzung 
sich auf die Werbung beschränkt, kann aber 
wegen einer möglicherweise geringeren In-
tensität der Markenrechtsverletzung lizenz-
mindernd zu berücksichtigen sein. 

Fundstelle: GRUR-RS 2021, 36086 
 
3. PATENT- UND GEBRAUCHSMUSTERRECHT 
 
Anhängerkupplung II 
BGH, Urt. V. 2. 2. 2021 – X ZR 170/18 – 
OLG Düsseldorf; LG Düsseldorf 
EPÜ § 69 Abs. 1 
 
Bei der Auslegung eines Merkmals, das im 
Patent eigenständig definiert wird, ist nicht 
allein auf generelle Zielsetzungen in der Be-
schreibung abzustellen. Vielmehr sind auch 
die konkreten Funktionen zu berücksichti-
gen, die diesem Merkmal bei den Ausfüh-
rungsbeispielen zukommen. 

Fundstelle: GRUR 2021, 942 
 
Gruppierungssystem 
BGH, Beschl. v. 23. 2. 2021 – X ZB 1/18 – 
Bundespatentgericht 
PatG § 61 Abs. 1 Satz 2, § 73, § 100 
 
a) Der in § 61 Abs. 1 Satz 2 PatG normierte 
Grundsatz, dass das Einspruchsverfahren 
nach Rücknahme des Einspruchs von Amts 
wegen fortzusetzen ist, beansprucht auch 
für ein nachfolgendes, vom Patentinhaber 
eingeleitetes Beschwerde- oder Rechtsbe-
schwerdeverfahren Geltung. 
b) Hat das Patentgericht ein Patent auf Be-
schwerde des Einsprechenden widerrufen, 

kann der Einsprechende dem Verfahren 
über eine dagegen gerichtete Rechtsbe-
schwerde auch nicht dadurch die Grundlage 
entziehen, dass er die Beschwerde zurück-
nimmt (Bestätigung von BGH, Beschluss 
vom 10. Dezember 1987 - X ZB 28/86, 
GRUR 1988, 364, juris Rn. 13 - Epoxida-
tions-Verfahren; Beschluss vom 28. No-
vember 1978 - X ZB 12/77, GRUR 1979, 
313, juris Rn. 19 - Reduzier-Schrägwalz-
werk; Beschluss vom 29. April 1969 - X ZB 
14/67, GRUR 1969, 562, 563 - Appreturmit-
tel). 

Fundstelle: GRUR 2021, 1052 
 
Schnellwechseldorn 
BGH, Urt. v. 2. 3. 2021 – X ZR 17/19 – Bun-
despatentgericht 
EPÜ Art. 69; PatG § 14 
 
Wird in der Beschreibung eines Patents ein 
bekannter Stand der Technik als nachteil-
haft bezeichnet und ein im Patentanspruch 
vorgesehenes Merkmal als Mittel hervorge-
hoben, um diesen Nachteil zu überwinden, 
ist diesem Merkmal im Zweifel kein Ver-
ständnis beizumessen, demzufolge es sich 
in demjenigen Stand der Technik wiederfin-
det, von dem es sich gerade unterscheiden 
soll (Ergänzung zu BGH, Urteil vom 27. No-
vember 2018 - X ZR 16/17, GRUR 2019, 
491 Rn. 19 - Scheinwerferbelüftungssys-
tem). 

Fundstelle: GRUR 2021, 945 
 
Zahnimplantat 
BGH, Urt. v. 20. 4. 2021 – X ZR 40/19 – 
Bundespatentgericht 
EPÜ Art. 54 Abs. 2, Art. 56 
 
Im Einzelfall kann Anlass bestehen, bildliche 
Darstellungen eines eingetragenen Designs 
als Ausgangspunkt für technische Überle-
gungen heranzuziehen. 

Fundstelle: GRUR 2021, 1049 
 
Nichtigkeitsstreitwert III 
BGH, Beschl. v. 11. 5. 2021 – X ZR 23/21 – 
Bundespatentgericht 
GKG § 51 Abs. 1 
 
Der Umstand, dass das Streitpatent als 
standardessentiell angesehen wird, vermag 
es für sich gesehen nicht zu rechtfertigen, 
den Streitwert des Patentnichtigkeitsver-
fahrens auf einen Betrag festzusetzen, der 
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den Streitwert der auf dieses Patent ge-
stützten Verletzungsprozesse um mehr als 
ein Viertel übersteigt (Ergänzung zu BGH, 
Beschluss vom 12. April 2011 - X ZR 28/09, 
GRUR 2011, 757 - Nichtigkeitsstreitwert I). 

Fundstelle: GRUR 2021, 1105 
 
Funkzellenzuteilung 
BGH, Urt. v. 18. 5. 2021 – X ZR 23/19 – 
Bundespatentgericht 
PatG § 110; ZPO § 62, § 516 
 
a) Im Patentnichtigkeitsverfahren kann der 
Beklagte ein zu seinen Ungunsten ergange-
nes Urteil mit der Berufung nur einheitlich 
gegen alle Kläger angreifen; eine nur ge-
genüber einzelnen Klägern erklärte Beru-
fung ist unzulässig (Bestätigung von BGH, 
Urteil vom 9. Januar 1957 - IV ZR 259/56, 
BGHZ 23, 73 = NJW 1957, 537, juris Rn. 
17; BGH, Urteil vom 11. November 2011 - 
V ZR 45/11, NJW 2012, 1224 Rn. 9). 
b) Die Erklärung, eine gegenüber mehreren 
notwendigen Streitgenossen wirksam ein-
gelegte Berufung werde gegenüber einzel-
nen dieser Streitgenossen zurückgenom-
men und im Hinblick auf die übrigen fortge-
führt, ist im Zweifel dahin auszulegen, dass 
die Berufung gegen alle Streitgenossen fort-
geführt werden soll. 

Fundstelle: GRUR 2021, 1171 
 
Bodenbelag 
BGH, Urt. v. 20. 5. 2021 – X ZR 62/19 – 
Bundespatentgericht 
EPÜ Art. 87 Abs. 1 
 
Die Inanspruchnahme eines Prioritätsrechts 
ist nicht wirksam, wenn der Gegenstand der 
späteren Anmeldung aus dem Inhalt der 
früheren Anmeldung nur aufgrund eigen-
ständiger Überlegungen des Fachmanns 
hergeleitet werden kann. Hierbei ist uner-
heblich, ob es naheliegend war, solche 
Überlegungen anzustellen. 

Fundstelle: GRUR 2021, 1162 
 
Ultraschallwandler 
BGH, Urt. v. 8. 6. 2021 – X ZR 47/19 – OLG 
Hamburg; LG Hamburg 
PatG § 139 Abs. 2, § 140a Abs. 3 Satz 1 
 
a) Hat ein im Ausland ansässiger Hersteller 
einen ebenfalls im Ausland ansässigen Ab-
nehmer mit Erzeugnissen beliefert, obwohl 
konkrete Anhaltspunkte es als naheliegend 

erscheinen ließen, dass der Abnehmer die 
gelieferte Ware trotz dort bestehenden Pa-
tentschutzes im Inland anbieten oder in 
Verkehr bringen wird, bestehen Ansprüche 
auf Unterlassung, Auskunftserteilung und 
Schadensersatz in Bezug auf andere Abneh-
mer nur insoweit, als in Bezug auf diese die-
selben charakteristischen Umstände vorlie-
gen, die die Rechtswidrigkeit der Lieferung 
an den einen Abnehmer begründen. 
b) Diese Umstände sind im Klageantrag o-
der in der Klagebegründung sowie in einem 
der Klage stattgebenden Urteil oder dessen 
Gründen konkret zu umschreiben (Fortfüh-
rung von BGH, Urteil vom 16. Mai 2017 - X 
ZR 120/15, BGHZ 215, 89 Rn. 62 ff. - Ab-
dichtsystem). 

Fundstelle: GRUR 2021, 1167 
 
Führungsschienenanordnung 
BGH, Urt. v. 15. 6. 2021 – X ZR 58/19 – 
Bundespatentgericht 
PatG § 4 
 
Wenn ein bestimmtes Mittel als generelles, 
für eine Vielzahl von Anwendungsfällen in 
Betracht zu ziehendes Mittel seiner Art nach 
zum allgemeinen Fachwissen gehört und 
sich auch in dem konkret zu beurteilenden 
Zusammenhang als objektiv zweckmäßig 
darstellt, ist eine Anwendung aus fachlicher 
Sicht nicht allein deshalb untunlich, weil 
dieses Mittel generell bestimmte Nachteile 
aufweist oder weil im konkreten Zusam-
menhang auch andere Ausführungsformen 
in Betracht kommen (Ergänzung zu BGH, 
Urteil vom 11. März 2014 - X ZR 139/10, 
GRUR 2014, 647 Rn. 26 - Farbversorgungs-
system; Urteil vom 27. März 2018 - X ZR 
59/16, GRUR 2018, 716 Rn. 29 - Kinder-
bett; Beschluss vom 13. Juli 2020 - X ZR 
90/18, GRUR 2020, 1074 Rn. 49 - Signal-
übertragungssystem). 

Fundstelle: GRUR 2021, 1277 
 
Laufradschnellspanner 
BGH, Urt. v. 15. 6. 2021 – X ZR 61/19 – 
Bundespatentgericht 
EPÜ Art. 56; PatG § 4 
 
Wenn ein Funktionsprinzip für sich gesehen 
seit vielen Jahrzehnten bekannt ist, bedarf 
es in der Regel einer zusätzlichen Anregung, 
um dieses Prinzip erstmals bei Vorrichtun-
gen einzusetzen, deren Einsatzzweck, Auf-
bau und Funktionsweise ebenfalls seit vielen 
Jahrzehnten bekannt sind. 
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Fundstelle: GRUR 2021, 1280 
 
Diskontinuierliche Funkverbindung 
BGH, Urt. v. 13. 7. 2021 – X ZR 81/19 –
Bundespatentgericht 
ZPO §§ 69, 511, 520; EPÜ Art. 54 Abs. 2; 
PatG § 3 Abs. 1 
 
Bei einer streitgenössischen Nebeninterven-
tion im Sinne von § 69 ZPO ist die Zulässig-
keit der von einer Partei und ihrem Streit-
helfer eingelegten Rechtsmittel grundsätz-
lich gesondert zu beurteilen (Bestätigung 
von BGH, Beschluss vom 4. Oktober 1993 - 
II ZB 9/93, DtZ 1994, 29; Urteil vom 30. 
April 2001 - II ZR 328/00, NJW 2001, 
2638). 
Ein elektronisches Dokument, das im Inter-
net auf einem ftp-Server vorgehalten wird, 
ist jedenfalls dann der Öffentlichkeit zu-
gänglich, wenn es über ein Verzeichnis auf-
gerufen werden kann, das der Öffentlichkeit 
als Speicherort für fachbezogene Veröffent-
lichungen bekannt ist und als Informations-
quelle zur Verfügung steht. 

Fundstelle: GRUR-RS 2021, 34696 
 
Zündlanze 
BGH, Urt. v. 27. 7. 2021 – X ZR 61/20 – 
OLG Karlsruhe; LG Mannheim 
ArbNErfG § 16 
 
Ein Arbeitgeber ist nach einer Mitteilung im 
Sinne von § 16 Abs. 1 ArbNErfG nur dann 
zur Übertragung des Rechts an den Arbeit-
nehmer verpflichtet, wenn dieser ein ent-
sprechendes Verlangen innerhalb der in 
§ 16 Abs. 2 ArbNErfG normierten Frist äu-
ßert. Dies gilt auch dann, wenn der Arbeit-
geber an seiner Absicht, die Schutzrechts-
anmeldung bzw. das Schutzrecht aufzuge-
ben, nicht mehr festhält. 

Fundstelle: GRUR 2021, 1284 
 
Bediengerät für Spiele 
BGH, Urt. v. 3. 8. 2021 – X ZR 71/19 – Bun-
despatentgericht 
PatG § 110 Abs. 1, § 115 Abs. 1 
 
a) Hat der Kläger in der ersten Instanz des 
Patentnichtigkeitsverfahrens erklärt, dass 
er den vom Beklagten mit einem Hilfsantrag 
verteidigten Gegenstand des Streitpatents 
nicht angreift, ist eine Berufung mit dem 
Ziel, das Streitpatent in weitergehendem 

Umfang für nichtig zu erklären, mangels 
formeller Beschwer unzulässig. 
b) Ein solches Rechtsmittel kann in eine An-
schlussberufung umgedeutet werden, wenn 
die für diesen Rechtsbehelf maßgeblichen 
Zulässigkeitsvoraussetzungen vorliegen. 

Fundstelle: GRUR 2021, 1375 
 
Oszillationsantrieb 
BGH, Teilurt. v. 24. 8. 2021 – X ZR 58/19 – 
Bundespatentgericht 
ZPO § 62 Abs. 1, § 240 
 
Über eine auf Nichtigerklärung eines Pa-
tents gerichtete Klage mehrerer Kläger 
kann, wenn das Verfahren gegen einen der 
Kläger gemäß § 240 ZPO unterbrochen ist, 
gegenüber den anderen Klägern durch Teil-
urteil entschieden werden (Bestätigung von 
BGH, Urteil vom 2. Februar 2016 - X ZR 
146/13 Rn. 6 f.). 

Fundstelle: GRUR 2021, 1382 
 
4. LAUTERKEITSRECHT 
  
Steuerberater-LLP 
BGH, Urt. v. 10. 12. 2020 – I ZR 26/20 – 
OLG Hamm; LG Essen 
AEUV Art. 49, Art. 56; RL 2005/36/EG Art. 
5; StBerG §§ 3, 3a, 4, 6, 8; UWG §§ 3a, 5 
Abs. 1 Satz 1 und 2 Nr. 3 
 
Eine Limited Liability Partnership (LLP) mit 
Hauptsitz in London, die nicht zu den nach 
den §§ 3, 4 und 6 Nr. 4 StBerG zur ge-
schäftsmäßigen Hilfeleistung in Steuersa-
chen befugten Personen und Vereinigungen 
zählt, ist nicht nach § 3a Abs. 1 Satz 1 
StBerG zur vorübergehenden und gelegent-
lichen geschäftsmäßigen Hilfeleistung in 
Steuersachen im Inland befugt, wenn sie 
über eine inländische Niederlassung ver-
fügt. 

Fundstellen: GRUR 2021, 742; GRUR-RS 
2020, 44876 
 
Berechtigte Gegenabmahnung 
BGH, Urt. v. 21. 1. 2021 – I ZR 17/18 – OLG 
Hamm; LG Bochum 
UWG § 12 Abs. 1 Satz 2 aF (UWG § 13 Abs. 
3); ZPO § 253 Abs. 2 Nr. 2 
 
a) Die Abmahnung unterliegt als vorpro-
zessuale Handlung nicht dem strengen Be-
stimmtheitsgrundsatz des § 253 Abs. 2 Nr. 
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2 ZPO. Es reicht aus, wenn in der Abmah-
nung der Sachverhalt, der den Vorwurf 
rechtswidrigen Verhaltens begründen soll, 
genau angegeben und der darin erblickte 
Verstoß so klar und eindeutig bezeichnet 
wird, dass der Abgemahnte die gebotenen 
Folgerungen ziehen kann. 
b) Eine berechtigte Abmahnung ist nicht 
deshalb rechtsmissbräuchlich, weil sie eine 
Reaktion auf die Abmahnung eines ver-
gleichbaren Verstoßes ist. 

Fundstellen: GRUR 2021, 752; NJW-RR 
2021, 762 
 
Nutzungsentgelt für bargeldlose Zah-
lungen 
BGH, Urt. v. 25. 3. 2021 – I ZR 203/19 – 
OLG München; LG München I 
UWG §§ 8, 3, 3a; BGB § 270a 
 
a) Die Bestimmung des § 270a BGB stellt 
eine Marktverhaltensregelung im Sinne des 
§ 3a UWG dar, deren Verletzung geeignet 
ist, die Interessen von Marktteilnehmern 
spürbar zu beeinträchtigen. 
b) Eine Vereinbarung, die den Schuldner bei 
Wahl der Zahlungsmittel "Sofortüberwei-
sung" oder "PayPal" zur Zahlung eines Ent-
gelts verpflichtet, verstößt nicht gegen § 
270a BGB, wenn das Entgelt allein für die 
Nutzung dieser Zahlungsmittel und nicht für 
eine damit im Zusammenhang stehende 
Nutzung einer Lastschrift, Überweisung o-
der Zahlungskarte im Sinne von § 270a BGB 
vereinbart wird. 

Fundstelle: GRUR 2021, 863; NJW-RR 
2021, 975 
 
Testsiegel auf Produktabbildung 
BGH, Urt. v. 15. 4. 2021 – I ZR 134/20 – 
OLG Köln; LG Köln 
UWG § 5a Abs. 2 
 
a) Das Interesse der Verbraucherinnen und 
Verbraucher, eine Werbung mit einem Test-
ergebnis für eine informierte geschäftliche 
Entscheidung prüfen und insbesondere in 
den Gesamtzusammenhang des Tests ein-
ordnen zu können, hängt nicht von der In-
tensität der Bewerbung des Testergebnis-
ses, sondern allein davon ab, ob das Test-
ergebnis in der Werbung erkennbar ist. 
b) Für eine zulässige Werbung mit einem 
Testsiegel ist es erforderlich, dass eine 
Fundstelle des Tests deutlich erkennbar an-
gegeben wird, die leicht zugänglich ist und 

eine eindeutige Zuordnung zu einem be-
stimmten Test erlaubt, um den Verbrauche-
rinnen und Verbrauchern eine einfache 
Möglichkeit zu eröffnen, den Test selbst zur 
Kenntnis zu nehmen (Fortführung von BGH, 
Urteil vom 16. Juli 2009 - I ZR 50/07, GRUR 
2010, 248 Rn. 31 - Kamerakauf im Inter-
net). 

Fundstellen: GRUR 2021, 979; NJW-RR 
2021, 1050 
 
Vorsicht Falle 
BGH, Urt. v. 6. 5. 2021 – I ZR 167/20 – OLG 
Düsseldorf; LG Düsseldorf 
UWG § 4 Nr. 1 
 
Ein hinreichender Anlass für die Veröffentli-
chung eines gegen einen Mitbewerber er-
wirkten Urteils unter seiner namentlichen 
Nennung kann bestehen, wenn die ange-
sprochenen Verkehrskreise ein schutzwür-
diges Interesse an der Information über die 
untersagten unlauteren Geschäftsmethoden 
des Mitbewerbers haben und eine Aufklä-
rung angezeigt ist, um sonst drohende 
Nachteile bei geschäftlichen Entscheidun-
gen von ihnen abzuwenden. 

Fundstelle: GRUR 2021, 1207 
 
Kaffeebereiter 
BGH, Urt. v. 1. 7. 2021 – I ZR 137/20 – OLG 
Frankfurt am Main; LG Frankfurt am Main 
UWG § 4 Nr. 3 
 
a) Der Kläger, der wettbewerbsrechtlichen 
Leistungsschutz beansprucht, hat zu sei-
nem Produkt und dessen Merkmalen, die 
seine wettbewerbliche Eigenart begründen, 
konkret vorzutragen. Hat er diesen Anfor-
derungen genügt, trifft den Beklagten die 
Darlegungs- und Beweislast für die Tatsa-
chen, die das Entstehen der an sich gege-
benen wettbewerblichen Eigenart hindern 
oder eine an sich bestehende wettbewerbli-
che Eigenart schwächen oder entfallen las-
sen. Danach ist es Sache des Beklagten, 
zum wettbewerblichen Umfeld des in Rede 
stehenden Produkts vorzutragen und die 
Marktbedeutung von Produkten darzulegen, 
mit denen er die wettbewerbliche Eigenart 
des nachgeahmten Produkts in Frage stellen 
will. 
b) Bei der Prüfung, ob durch eine Nachah-
mung eine vermeidbare Herkunftstäu-
schung hervorgerufen wird, ist auf den Zeit-
punkt der Markteinführung der Nachah-
mung abzustellen. Daraus ergibt sich, dass 
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dieser Zeitpunkt auch für die Prüfung der 
Frage maßgeblich ist, ob die an sich gege-
bene wettbewerbliche Eigenart des klägeri-
schen Produkts durch einen Vertrieb unter 
einem Zweitkennzeichen entfallen ist. Die 
wettbewerbliche Eigenart muss grundsätz-
lich im Zeitpunkt des Angebots der Nachah-
mung auf dem Markt noch bestehen. 

Fundstelle: GRUR 2021, 1544 
 
Vorstandsabteilung 
BGH, Urt. v. 22. 7. 2021 – I ZR 123/20 – 
KG; LG Berlin 
ZPO § 138 Abs. 1, 2 und 4 ZPO; UWG § 3 
Abs. 1, § 5 Abs. 1 Satz 1 und 2 Nr. 3, § 8 
Abs. 1 Satz 1 
 
a) Die im Internetauftritt einer Rechtsan-
wältin enthaltene unzutreffende Behaup-
tung, derzeit Mitglied der Vorstandsabtei-
lung für Vermittlungen einer Rechtsanwalts-
kammer zu sein, ist eine irreführende ge-
schäftliche Handlung, die auch dann im 
Sinne des § 5 Abs. 1 Satz 1 UWG geeignet 
ist, den Verbraucher oder sonstigen Markt-
teilnehmer zu einer geschäftlichen Hand-
lung zu veranlassen, die er andernfalls nicht 
getroffen hätte, wenn in der Vergangenheit 
eine solche Mitgliedschaft bestanden hat. 
b) Tatsächliche Umstände, die gegen eine 
geschäftliche Relevanz des als Irreführung 
beanstandeten Verhaltens im Sinne des § 5 
Abs. 1 Satz 1 UWG sprechen, liegen in der 
Darlegungs- und Beweislast der auf Unter-
lassung in Anspruch genommenen Partei. 
c) Eine Rechtsanwaltsgesellschaft, die ge-
gen eine Rechtsanwältin wegen der als un-
zutreffend beanstandeten Behauptung einer 
derzeitigen Mitgliedschaft in der Vorstands-
abteilung für Vermittlungen einer Rechtsan-
waltskammer Klage erhoben hat, kann den 
Vortrag der Beklagten, zu einem früheren 
Zeitpunkt Mitglied dieser Vorstandsabtei-
lung gewesen zu sein, gemäß § 138 Abs. 4 
ZPO wirksam mit Nichtwissen bestreiten. 

Fundstellen: GRUR 2021, 1422; NJW 2021, 
3464 
 
Rundfunkhaftung 
BGH, Urt. v. 22. 7. 2021 – I ZR 194/20 – 
OLG Köln; LG Köln 
UWG §§ 3a, 8 Abs. 3 Nr. 2, GlüStV 2012 § 
5 Abs. 5, GlüStV 2021 § 5 Abs. 7 
 
a) Ein Mischverband liegt nicht vor, wenn 
die vom Verband satzungsgemäß verfolgten 
Interessen seiner gewerblichen Mitglieder 

mit den von ihnen zu wahrenden Verbrau-
cherinteressen übereinstimmen und des-
halb nicht die Gefahr einer Interessenkolli-
sion besteht. 
b) Eine Fernsehwerbung für Glücksspielan-
gebote auf einer benannten Internetseite 
kann der mittelbaren Förderung des Absat-
zes von Glücksspielangeboten auf einer an-
deren Internetseite mit nahezu identischem 
Domainnamen und ähnlich gestaltetem In-
halt dienen. 
c) Eine Holdinggesellschaft, die aufgrund 
der konzerninternen Aufgabenverteilung die 
wettbewerbsrechtlichen Prüfungspflichten 
der konzernangehörigen Rundfunkveran-
stalter übernimmt, hat für die Ausstrahlung 
rechtswidriger Werbung einzustehen, wenn 
sie einen bestimmenden, durchsetzbaren 
Einfluss auf die Tochterunternehmen hin-
sichtlich der Veröffentlichung der Werbung 
hat. 
d) Die durch eine Abmahnung ausgelöste 
Prüfungspflicht eines Rundfunkveranstal-
ters beschränkt sich auf grobe und un-
schwer erkennbare Rechtsverstöße. Eine 
aufwändige Prüfung der Sach- und Rechts-
lage unter Einbeziehung höchstrichterlich 
nicht geklärter Rechtsfragen ist einem 
Rundfunkveranstalter regelmäßig nicht zu-
mutbar. 

Fundstelle: GRUR 2021, 1534 
 
Flaschenpfand III 
BGH, Beschl. v. 29. 7. 2021 – I ZR 135/20 
– OLG Schleswig; LG Kiel 
Richtlinie 98/6/EG Art. 2 Buchst. a, Art. 10 
 
Dem Gerichtshof der Europäischen Union 
werden zur Auslegung von Art. 2 Buchst. a 
und Art. 10 der Richtlinie 98/6/EG des Eu-
ropäischen Parlaments und des Rates vom 
16. Februar 1998 über den Schutz der Ver-
braucher bei der Angabe der Preise der 
ihnen angebotenen Erzeugnisse (ABl. L 80 
vom 18. März 1998, S. 27) und der Richtli-
nie 2005/29/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 11. Mai 2005 
über unlautere Geschäftspraktiken von Un-
ternehmen gegenüber Verbrauchern im 
Binnenmarkt und zur Änderung der Richtli-
nie 84/450/EWG des Rates, der Richtlinien 
97/7/EG, 98/27/EG und 2002/65/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates so-
wie der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
(ABl. L 149 vom 11. Juni 2005, S. 22; Be-
richtigung ABl. L 253 vom 25. September 

22             GB 1/2022 
 
 

 

2009, S. 18) folgende Fragen zur Vorabent-
scheidung vorgelegt: 
 
1. Ist der Begriff des Verkaufspreises im 
Sinne von Art. 2 Buchst. a der Richtlinie 
98/6/EG dahin auszulegen, dass er den 
Pfandbetrag enthalten muss, den der Ver-
braucher beim Kauf von Waren in Pfandfla-
schen oder Pfandgläsern zu zahlen hat? 
2. Für den Fall, dass Frage 1 bejaht wird: 
Sind die Mitgliedstaaten nach Art. 10 der 
Richtlinie 98/6/EG berechtigt, eine von Art. 
3 Abs. 1 und 4 in Verbindung mit Art. 2 
Buchst. a der Richtlinie 98/6/EG abwei-
chende Regelung wie die in § 1 Abs. 4 
PAngV beizubehalten, wonach für den Fall, 
dass außer dem Entgelt für eine Ware eine 
rückerstattbare Sicherheit gefordert wird, 
deren Höhe neben dem Preis für die Ware 
anzugeben und kein Gesamtbetrag zu bil-
den ist, oder steht dem der Ansatz der Voll-
harmonisierung der Richtlinie 2005/29/EG 
entgegen? 

Fundstelle: GRUR 2021, 1320 
 
Kieferorthopädie 
BGH, Urt. v. 29. 7. 2021 – I ZR 114/20 – 
OLG Düsseldorf; LG Düsseldorf 
UWG § 5 Abs. 1 Satz 1, Satz 2 Fall 2 Nr. 3 
 
Wirbt ein Zahnarzt, der nicht Fachzahnarzt 
für Kieferorthopädie ist, mit den Angaben 
"Kieferorthopädie" und "(Zahnarzt-)Praxis 
für Kieferorthopädie", muss er der dadurch 
ausgelösten Fehlvorstellung eines erhebli-
chen Teils der angesprochenen Verkehrs-
kreise, er sei Fachzahnarzt für Kieferortho-
pädie, durch zumutbare Aufklärung entge-
genwirken. 

Fundstellen: GRUR 2021, 1315; NJW-RR 
2021, 1491 
 
Influencer I 
BGH, Urt. v. 9. 9. 2021 – I ZR 90/20 – OLG 
Braunschweig; LG Göttingen 
ZPO § 253 Abs. 2 Nr. 2; UWG § 2 Abs. 1 Nr. 
1, § 3 Abs. 1 und 4, § 5a Abs. 6, § 8 Abs. 1 
Satz 1 und Abs. 3 Nr. 2; TMG § 1 Abs. 1 
Satz 1, § 2 Satz 1 Nr. 1 und 5, § 6 Abs. 1 
Nr. 1; RStV § 58 Abs. 1 Satz 1; MStV § 22 
Abs. 1 Satz 1 
 
a) Geht ein klagender Wettbewerbsverband 
gegen geschäftliche Handlungen der Be-
klagten zugunsten des eigenen Unterneh-
mens sowie zugunsten fremder Unterneh-
men vor, muss der Kläger sowohl über eine 

erhebliche Zahl an Mitgliedern verfügen, die 
in einem Wettbewerbsverhältnis im Sinne 
des § 8 Abs. 3 Nr. 2 UWG zu der Beklagten 
stehen, als auch über solche, die in einem 
entsprechenden Wettbewerbsverhältnis zu 
den geförderten Drittunternehmen stehen. 
b) Eine Influencerin, die Waren und Dienst-
leistungen anbietet und über ihren Auftritt 
in sozialen Medien (hier: Instagram) be-
wirbt, nimmt mit ihren in diesem Auftritt 
veröffentlichten Beiträgen regelmäßig ge-
schäftliche Handlungen zugunsten ihres ei-
genen Unternehmens vor. 
c) Erhält eine Influencerin für einen werbli-
chen Beitrag in sozialen Medien eine Gegen-
leistung, stellt diese Veröffentlichung eine 
geschäftliche Handlung zugunsten des be-
worbenen Unternehmens dar. 
d) Erhält eine Influencerin für einen in sozi-
alen Medien veröffentlichten Beitrag mit Be-
zug zu einem Drittunternehmen keine Ge-
genleistung, stellt diese Veröffentlichung 
eine geschäftliche Handlung zugunsten des 
Drittunternehmens dar, wenn der Beitrag 
nach seinem Gesamteindruck übertrieben 
werblich ist, also einen werblichen Über-
schuss enthält, so dass die Förderung frem-
den Wettbewerbs eine größere als nur eine 
notwendigerweise begleitende Rolle spielt 
(Fortführung von BGH, Urteil vom 9. Feb-
ruar 2006 - I ZR 124/03, GRUR 2006, 875 
Rn. 23 = WRP 2006, 1109 - Rechtsanwalts-
Ranglisten). 
e) Ob ein Beitrag einer Influencerin in sozi-
alen Medien einen zur Annahme einer ge-
schäftlichen Handlung zugunsten eines 
fremden Unternehmens erforderlichen 
werblichen Überschuss enthält, ist aufgrund 
einer umfassenden Würdigung der gesam-
ten Umstände des Einzelfalls unter Berück-
sichtigung des Zusammenwirkens der Ge-
staltungsmerkmale (z.B. gepostete Pro-
duktfotos, redaktioneller Kontext, Verlin-
kung auf Internetseiten von Drittunterneh-
men) zu beurteilen. Der Umstand, dass die 
Influencerin Bilder mit "Tap Tags" versehen 
hat, um die Hersteller der abgebildeten Wa-
ren zu bezeichnen, genügt als solcher nicht, 
um einen werblichen Überschuss der Insta-
gram-Beiträge anzunehmen. Die Verlinkung 
auf eine Internetseite des Herstellers des 
abgebildeten Produkts beinhaltet hingegen 
regelmäßig einen werblichen Überschuss, 
auch wenn auf der verlinkten Seite des Her-
stellers der Erwerb von Produkten nicht un-
mittelbar möglich ist. 
f) Der nach § 5a Abs. 6 UWG erforderliche 
Hinweis auf den kommerziellen Zweck einer 
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geschäftlichen Handlung muss so deutlich 
erfolgen, dass er aus der Sicht des durch-
schnittlich informierten, situationsadäquat 
aufmerksamen und verständigen Verbrau-
chers, der zur angesprochenen Gruppe ge-
hört, auf den ersten Blick und zweifelsfrei 
hervortritt. Der im Textteil eines in sozialen 
Medien veröffentlichten Beitrags erschei-
nende Hinweis auf den kommerziellen 
Zweck reicht regelmäßig nicht aus, um den 
kommerziellen Zweck eines auf der neben 
dem Text angeordneten Abbildung erschei-
nenden "Tap Tags" als Werbung zu kenn-
zeichnen. 
g) Der kommerzielle Zweck eines in sozialen 
Medien veröffentlichten werblichen Beitrags 
einer Influencerin zugunsten eines Drittun-
ternehmens ergibt sich nicht im Sinne des § 
5a Abs. 6 UWG unmittelbar aus dem Um-
stand, dass die Influencerin nicht nur zu 
rein privaten Zwecken, sondern auch zu-
gunsten ihres eigenen Unternehmens han-
delt. Es reicht nicht aus, dass sich für die 
Adressaten aus den Umständen überhaupt 
eine kommerzielle Zweckverfolgung ergibt, 
sondern es muss jeder mit einem Kommu-
nikationsakt verfolgte kommerzielle Zweck 
erkennbar sein. 
h) Das Nichtkenntlichmachen des kommer-
ziellen Zwecks eines die Verlinkung auf die 
Internetseite eines Drittunternehmens ent-
haltenden "Tap Tags" ist regelmäßig geeig-
net, den Verbraucher zu einer geschäftli-
chen Entscheidung - das Anklicken des 
Links - zu veranlassen, die er andernfalls 
nicht getroffen hätte. 

Fundstellen: GRUR 2021, 1400; NJW 2021, 
3450 
 
Influencer II 
BGH, Urt. v. 9. 9. 2021 – I ZR 125/20 – OLG 
Hamburg 
UWG § 2 Abs. 1 Nr. 1, § 3 Abs. 1 und 4, § 
5a Abs. 6, § 8 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 3 Nr. 
2, Nr. 11 der Anlage zu § 3 Abs. 3; TMG § 1 
Abs. 1 Satz 1, § 2 Satz 1 Nr. 1 und 5, § 6 
Abs. 1 Nr. 1; RStV § 58 Abs. 1 Satz 1; MStV 
§ 22 Abs. 1 Satz 1 
 
a) Die Vorschriften des § 6 Abs. 1 Nr. 1 TMG 
für kommerzielle Kommunikation in Tele-
medien sowie des § 58 Abs. 1 Satz 1 RStV 
und des § 22 Abs. 1 Satz 1 MStV für Wer-
bung in Telemedien sind bereichsspezifische 
Marktverhaltensregelungen für Telemedien. 
Die in diesen Spezialvorschriften zum Aus-

druck kommenden medienrechtlichen Wer-
tungen dürfen nicht durch die Anwendung 
der allgemeinen lauterkeitsrechtlichen Vor-
schrift des § 5a Abs. 6 UWG unterlaufen 
werden (Fortführung von BGH, Urteil vom 
24. März 2016 - I ZR 7/15, GRUR 2016, 
1068 Rn. 20 = WRP 2016, 1219 - Textil-
kennzeichnung). 
b) Das in § 6 Abs. 1 Nr. 1 TMG für kommer-
zielle Kommunikation in Telemedien sowie 
in § 58 Abs. 1 Satz 1 RStV und § 22 Abs. 1 
Satz 1 MStV für Werbung in Telemedien 
vorgesehene Tatbestandsmerkmal der Ge-
genleistung gilt nur für werbliche Handlun-
gen zugunsten fremder Unternehmen, nicht 
aber für Eigenwerbung 

Fundstellen: GRUR 2021, 1414; MMR 2021, 
886 
 
Vertragsdokumentengenerator 
BGH, Urt. v. 9. 9. 2021 – I ZR 113/20 – OLG 
Köln; LG Köln 
UWG § 3a; RDG § 2 Abs. 1, § 3 
 
Die Erstellung eines Vertragsentwurfs mit-
hilfe eines digitalen Rechtsdokumentenge-
nerators, bei dem anhand von Fragen und 
vom Nutzer auszuwählenden Antworten 
standardisierte Vertragsklauseln abgerufen 
werden, stellt keine Rechtsdienstleistung im 
Sinne von § 2 Abs. 1 RDG dar. 

Fundstellen: GRUR 2021, 1425; NJW 2021, 
3125 
 
Kurventreppenlift 
BGH Urt. v. 20. 10. 2021 – I ZR 96/20 – 
OLG Köln; LG Köln 
Richtlinie 2011/83/EU Art. 2 Nr. 4, 5 und 6, 
Art. 9 Abs. 2 Buchst. a und b, Art. 14 Abs. 
3, Art. 16 Buchst. a und c; UWG § 3 Abs. 1, 
§§ 3a, 8 Abs. 1 Satz 2; BGB § 312d Abs. 1, 
§ 312g Abs. 1 und Abs. 2 Nr. 1, § 355 Abs. 
2, § 356 Abs. 2 Nr. 1 und Abs. 4, § 357 Abs. 
8, §§ 433, 474, 631, 650; EGBGB Art. 246a 
§ 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 
 
a) Ein Vertrag über die Lieferung und Mon-
tage eines Kurventreppenlifts mit einer in-
dividuell erstellten, an die Wohnverhältnisse 
des Kunden angepassten Laufschiene ist ein 
Werkvertrag. Wird ein solcher Vertrag au-
ßerhalb von Geschäftsräumen mit einem 
Verbraucher geschlossen, steht diesem ein 
Widerrufsrecht nach § 312g Abs. 1 BGB zu, 
weil der in § 312g Abs. 2 Nr. 1 BGB vorge-
sehene Ausschluss dieses Rechts Werkver-
träge nicht erfasst. 
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b) Die werbliche Angabe eines Anbieters 
von Treppenliften, im Falle eines Kur-
ventreppenlifts mit individuell geformten 
und an die Gegebenheiten vor Ort ange-
passten Laufschienen bestehe kein Wider-
rufsrecht des Verbrauchers, begründet Erst-
begehungsgefahr für einen Verstoß gegen 
die Pflicht zur Information über das Wider-
rufsrecht nach § 312g Abs. 1 BGB gemäß § 
312d Abs. 1 und Art. 246a Abs. 2 Nr. 1 EG-
BGB. 

Fundstelle: GRUR 2021, 1531 
 
5. KARTELLRECHT 
 
Unberechtigt genutzte Lieferstellen 
BGH Beschl. v. 27. 10. 2020 – EnVR 104/19 
– OLG Düsseldorf 
EnWG § 65 Abs. 1, § 36 Abs. 1 Satz 1 und 
2, § 38 
 
a) Stromentnahmen an der Lieferstelle ei-
nes Haushaltsanschlusses, die ohne ver-
tragliche  
oder gesetzliche Grundlage erfolgen, sind 
dem Bilanzkreis desjenigen Elektrizitätsver-
sorgungsunternehmens zuzuordnen, wel-
ches die Kosten für die entnommene Ener-
gie trägt und dem spiegelbildlich gegen den 
Nutzer der Lieferstelle ein Schadensersatz- 
oder Bereicherungsanspruch zusteht. Dies 
ist im Niederspannungsbereich der Grund-
versorger. 
b) Die Festlegung der Geschäftsprozesse 
zur Kundenbelieferung mit Elektrizität 
(GPKE) ist rechtmäßig, soweit sie dem 
Grundversorger eine Abmeldung von Liefer-
stellen versagt, für die weder ein vertragli-
ches noch ein gesetzliches Lieferverhältnis 
besteht und für die ein solches vom Nutzer 
auch nicht beansprucht werden kann. 
Fundstelle: NVwZ-RR 2021, 570. 
 
Konkurrenzschutz für Schilderpräger II 
BGH, Urt. v. 8. 12. 2020 – KZR 124/18 – 
OLG Koblenz; LG Mainz 
GWB § 19 Abs. 2 Nr. 1 
 
a) Ein privater Vermieter, der aufgrund sei-
ner marktbeherrschenden Stellung vor ei-
ner Vermietung den aktuellen Bedarf im 
Wege der Ausschreibung ermitteln muss, ist 
nicht verpflichtet, ein förmliches, die Vor-
schriften des Vergaberechts beachtendes 
Ausschreibungsverfahren durchzuführen 
und dessen Grundsätze einzuhalten. 

b) Bei Verträgen, die aufgrund der Länge ih-
rer Laufzeit gegen das Behinderungs- oder 
Diskriminierungsverbot des § 19 Abs. 2 Nr. 
1 GWB verstoßen, besteht grundsätzlich die 
Möglichkeit, sie im Wege einer geltungser-
haltenden Reduktion auf das zeitlich zuläs-
sige Maß zurückzuführen. 
c) Die berechtigte Verkehrserwartung der 
Besucher einer Kfz-Zulassungsstelle, dass 
sich in dem Gebäude oder in unmittelbarer 
räumlicher Nähe Ladenlokale von Schilder-
prägern befinden, bei denen sie im An-
schluss an die behördlich erteilte Zulassung 
zügig die erforderlichen Kfz-Kennzeichen 
erwerben können, kann zur Folge haben, 
dass einem in dem Gebäude tätigen Schild-
erpräger kein vertragsimmanenter Konkur-
renzschutz zukommen kann. 

Fundstellen: GRUR 2021, 870, MDR 2021, 
668. 
 
Stornierungsentgelt II 
BGH Urt. v. 8. 12. 2020 – KZR 60/16 – OLG 
Düsseldorf; LG Düsseldorf 
AEUV Art. 102 
 
Eine sprunghafte Preiserhöhung von eini-
gem Gewicht kann ein bedeutsames Indiz 
für die missbräuchliche Ausnutzung von 
Handlungsspielräumen des marktbeherr-
schenden Unternehmens darstellen, die 
durch Wettbewerb nicht hinreichend kon-
trolliert sind. 

Fundstelle: NJW-RR 2021, 992 
 
CTS Eventim/Four Artists 
BGH, Beschl. v. 12. 1. 2021 – KVR 34/20 – 
OLG Düsseldorf 
GWB § 36 Abs. 1 Satz 1 
 
a) Für die Verstärkung einer marktbeherr-
schenden Stellung genügt es, wenn die 
Marktmacht ausgleichende Wirkung des 
Wettbewerbs durch eine Veränderung der 
markt- und unternehmensbezogenen 
Strukturen in noch höherem Maße einge-
schränkt wird, als dies schon vor dem Zu-
sammenschluss der Fall war. Die Anforde-
rungen an die Verstärkungswirkung stehen 
dabei in einer Wechselbeziehung zu der 
Wettbewerbssituation auf dem betroffenen 
Markt, insbesondere dem Maß der bereits 
ohne die Verwirklichung des Zusammen-
schlussvorhabens eingetretenen Schwä-
chung der Kontrolle bestehender Markt-
macht durch den Wettbewerb. 
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b) Ein Zusammenschluss, der - insbeson-
dere wegen noch ungünstigerer Bedingun-
gen für einen nachstoßenden Wettbewerb - 
die Verstärkung einer marktbeherrschen-
den Stellung erwarten lässt, stellt ohne wei-
teres eine erhebliche Behinderung wirksa-
men Wettbewerbs dar. 

Fundstelle: BeckRS 2021, 9385 
 
Schienenkartell VI 
BGH, Urt. v. 10. 2. 2021 – KZR 63/18 – KG 
Berlin; LG Berlin 
GWB 1999 § 33; BGB § 307 Abs. 1 Satz 1 
 
a) Eine Klausel, nach der der Auftragneh-
mer, wenn er "aus Anlass der Vergabe 
nachweislich eine Abrede getroffen hat, die 
eine unzulässige Wettbewerbsbeschrän-
kung […] darstellt", einen pauschalierten 
Schadensersatz in Höhe eines bestimmten 
Prozentsatzes der Abrechnungssumme zu 
zahlen hat, erfasst Submissionsabsprachen 
und ähnliche (horizontale) wettbewerbsbe-
schränkende Absprachen wie Preis- , Quo-
ten-, Kundenschutz- oder Gebietsabspra-
chen, die darauf gerichtet und dazu geeig-
net sind, den im Rahmen der wettbewerbli-
chen Auftragsvergabe vorausgesetzten 
Preisbildungsmechanismus zu stören. Ihr 
Anwendungsbereich ist nicht auf Abreden 
beschränkt, die sich unmittelbar auf die 
konkrete Auftragsvergabe beziehen, son-
dern umfasst auch generelle Absprachen 
zwischen Wettbewerbern, die aus Anlass 
zukünftiger Auftragsvergaben getroffen 
werden und darauf gerichtet sind, für diese 
Auftragsvergaben den wettbewerblichen 
Preisbildungsmechanismus ganz oder teil-
weise außer Kraft zu setzen. 
b) Eine solche Klausel stellt keine unange-
messene Benachteiligung des Vertragspart-
ners dar, sofern sie den zu erwartenden 
Schaden in einer Höhe pauschaliert, die 
nach dem typischerweise zu erwartenden 
hypothetischen Marktpreis, der sich ohne 
die Kartellabsprache eingestellt hätte, eine 
Unter- und eine Überkompensation des 
Schadens gleichermaßen wahrscheinlich er-
scheinen lässt, und dem Schädiger die Mög-
lichkeit verbleibt, einen geringeren oder 
fehlenden Schaden nachzuweisen. Zur Be-
stimmung des typischen Schadens kann auf 
zum Zeitpunkt der Vereinbarung zur Verfü-
gung stehende allgemeine Erkenntnisse der 
empirischen Ökonomie zu kartellbedingten 
Preisaufschlägen zurückgegriffen werden. 
Des Nachweises eines branchentypischen 

Durchschnittsschadens bedarf es jedenfalls 
dann nicht, wenn empirische Erkenntnisse 
hierzu fehlen. 
c) An den dem Schädiger obliegenden Nach-
weis eines ihm günstigeren, weil zu einem 
geringeren oder keinem Schaden führenden 
hypothetischen Marktpreises dürfen bei 
Vereinbarung einer Schadenspauschalie-
rungsklausel keine anderen oder höheren 
Anforderungen gestellt werden als solche, 
die umgekehrt für die Darlegung und den 
Beweis des hypothetischen Marktpreises 
durch den Geschädigten gelten, wenn keine 
Schadenspauschalierung vereinbart ist oder 
der Geschädigte einen die Pauschale über-
schreitenden Schaden behauptet; auch in-
sofern ist eine Gesamtwürdigung sämtli-
cher, von beiden Parteien vorgebrachter In-
dizien am Maßstab des § 287 ZPO vorzu-
nehmen. Gelingt dem Schädiger danach die 
Darlegung und der Nachweis eines geringe-
ren oder eines fehlenden Schadens nicht, 
muss er sich an dem pauschalierten Betrag 
festhalten lassen. 

Fundstelle: BeckRS 2021, 9140 
 
Wikingerhof/Booking.com 
BGH, Urt. v. 10. 2. 2021 – KZR 66/17 – OLG 
Schleswig; LG Kiel 
Brüssel-Ia-VO Art. 7 Nr. 2, Art. 25; GWB § 
19; AEUV Art. 102 
 
a) Macht der Kläger einen Anspruch wegen 
Missbrauchs einer marktbeherrschenden 
Stellung durch das beklagte Unternehmen 
geltend, ist der unionsrechtliche Gerichts-
stand der unerlaubten Handlung auch dann 
eröffnet, wenn in Betracht kommt, dass das 
als missbräuchlich beanstandete Verhalten 
den Bestimmungen eines zwischen den Par-
teien bestehenden Vertrages (hier: über die 
plattformgebundene Vermittlung von Hotel-
dienstleistungen) entspricht. 
b) Ob die Parteien eine Gerichtsstandsver-
einbarung getroffen haben, richtet sich nach 
Unionsrecht. Die Annahme einer entspre-
chenden Willensübereinstimmung erfordert 
die Feststellung, dass die nach den Allge-
meinen Geschäftsbedingungen einer Partei 
die Zuständigkeit begründende Klausel tat-
sächlich Gegenstand einer klar und deutlich 
zum Ausdruck kommenden Einigung der 
Parteien war. 
c) Eine in den Allgemeinen Geschäftsbedin-
gungen des Plattformbetreibers enthaltene 
Gerichtsstandsklausel, nach der für aus 
dem Vertrag entstehende Streitigkeiten das 
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Gericht seines Geschäftssitzes zuständig ist, 
erfasst Ansprüche wegen Missbrauchs einer 
marktbeherrschenden Stellung nur dann, 
wenn deutliche Anhaltspunkte dafür beste-
hen, dass die Vertragsparteien die sachliche 
Reichweite der Gerichtsstandsvereinbarung 
auch auf solche vom Vertrag unabhängigen 
Ansprüche erstrecken wollten. 

Fundstellen: GRUR 2021, 991; BeckRS 
2021, 10819 
 
Berechnung des Netzentgelts bei Er-
zeugungsanlage im Ausland 
BGH, Beschl. v. 23. 2. 2021 – EnVR 6/20 – 
OLG Düsseldorf 
StromNEV 2009 § 19 Abs. 2 Satz 2 und 3 
 
a) Bei der Ermittlung individueller Netzent-
gelte nach der Methode des physikalischen 
Pfads kann eine Erzeugungsanlage im Aus-
land nicht berücksichtigt werden. 
b) Die Frage, ob eine Grenzkuppelstelle ge-
eigneter Endpunkt eines physikalischen 
Pfads sein kann, betrifft die Methodik zur Er-
mittlung des Beitrags des Letztverbrauchers 
zur Netzstabilität; sie wird von dem Ermes-
sens- und Beurteilungsspielraum umfasst, 
über den die Bundesnetzagentur bei der 
Festlegung einer bestimmten Berechnungs-
methode verfügt. 
c) Es ist nicht zu beanstanden, wenn bei ei-
nem über ein ausländisches Netz versorgten 
Bandlastverbraucher für die Berechnung 
des physikalischen Pfads nicht die Strecke 
bis zur nächstgelegenen Grenzkuppelstelle, 
sondern die Strecke bis zum nächstgelege-
nen Netzknotenpunkt zuzüglich der allge-
meinen Netzentgelte der vorgelagerten 
Netzebene angesetzt wird. 

Fundstelle: BeckRS 2021, 11596 
 
Grenzen der Verbandsgeldbuße II 
BGH, Beschl. v. 8. 3. 2021 – KRB 86/20 – 
OLG Düsseldorf 
OWiG § 30 Abs. 2a; UmwG § 20 Abs. 1 Nr. 
1 
 
a) Der zeitliche Anwendungsbereich des § 
30 Abs. 2a OWiG ist eröffnet, wenn nach 
dessen Inkrafttreten am 30. Juni 2013 nicht 
nur die (partielle) Gesamtrechtsnachfolge 
nach der gemäß § 30 Abs. 1 OWiG verant-
wortlichen juristischen Person oder Perso-
nenvereinigung, sondern auch die Beendi-
gung der von ihrer Leitungsperson began-
genen Straftat oder Ordnungswidrigkeit ein-
getreten ist. 

b) Nach § 20 Abs. 1 Nr. 1 UmwG führt die 
Eintragung der Verschmelzung im Register 
dazu, dass ein rechtskräftig gegen den 
Rechtsvorgänger festgesetztes Bußgeld, 
also die Zahlungsverpflichtung als solche, 
auf den Rechtsnachfolger übergeht. Steht 
aufgrund eines teilrechtskräftigen Erkennt-
nisses lediglich fest, dass der Rechtsvorgän-
ger für die Tat seiner Leitungsperson buß-
geldrechtlich verantwortlich gewesen ist, 
bewirkt die Vorschrift keinen Eintritt in diese 
Verantwortlichkeit. 

Fundstellen: NJW 2021, 3543, BeckRS 
2021, 10946 
 
Gasnetz Berlin 
BGH, Urt. v. 9. 3. 2021 – KZR 55/19 – KG 
Berlin; LG Berlin 
GWB § 19 Abs. 2 Nr. 1; EnWG § 46 
 
a) Hat bei der Vergabe der Konzession für 
ein Strom- oder Gasnetz die Gemeinde die 
Vergabekriterien materiell und formell 
rechtmäßig bestimmt und ordnungsgemäß 
bekanntgegeben, ist demjenigen Bieter, der 
bei fehlerfreier Anwendung dieser Kriterien 
durch die Gemeinde das beste Angebot ge-
macht hat, die Konzession zu erteilen. 
b) Ist das Verfahren dagegen fehlerhaft, 
weil die Gemeinde die Vergabekriterien ma-
teriell oder formell nicht rechtmäßig be-
stimmt, nicht ordnungsgemäß bekanntge-
geben oder nicht fehlerfrei angewendet hat, 
kann jedenfalls dann ein Anspruch auf Er-
teilung der Konzession bestehen, wenn sich 
die Auswahlmöglichkeiten der Gemeinde 
unter den besonderen Umständen des Ein-
zelfalls dahin verdichtet haben, dass trotz 
des fehlerhaften Verfahrens eine Vergabe-
entscheidung und die Erteilung der Konzes-
sion nur zugunsten des einzig verbliebenen 
Bewerbers ermessensfehlerfrei ist, weil al-
lein auf diese Weise das Ziel der regelmäßi-
gen Neuvergabe der Konzession in einem 
wettbewerblichen Verfahren zwar nicht voll-
kommen, aber unter den gegebenen Um-
ständen noch bestmöglich verwirklicht wer-
den kann. 
c) Eine Aufhebung oder teilweise Rückver-
setzung des Konzessionsvergabeverfahrens 
in ein früheres Stadium kommt nur in Be-
tracht, wenn dafür ein gewichtiger Grund 
vorliegt. 
d) Liegt ein gewichtiger Grund vor, hat die 
Gemeinde nach pflichtgemäßem Ermessen 
darüber zu entscheiden, ob sie das Verga-
beverfahren aufhebt oder es mit dem Ziel 
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der Konzessionsvergabe fortsetzt. Die Ent-
scheidung erfordert eine Gesamtwürdigung 
und Abwägung aller beteiligten Interessen 
unter Berücksichtigung der auf die Freiheit 
des Wettbewerbs gerichteten Zielsetzung 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrän-
kungen, die auf die Sicherung des Leis-
tungswettbewerbs und insbesondere die Of-
fenheit der Marktzugänge gerichtet ist. 

Fundstelle: BeckRS 2021, 22757 
 
Individuelles Nutzungsentgelt V 
BGH, Beschl. v. 23. 3. 2021 – EnVR 74/19 
– OLG Düsseldorf 
EnWG § 1 Abs. 2, § 29 Abs. 2; StromNEV 
2014 § 19 Abs. 2 
 
a) Für rückwirkende Änderungen einer 
rechtswidrigen belastenden Festlegung der 
Bundesnetzagentur gelten unabhängig da-
von, ob sie auf § 29 Abs. 2 Satz 1 EnWG 
oder § 29 Abs. 2 Satz 2 EnWG, § 48 Abs. 1 
VwVfG gestützt sind, die gleichen Maßstäbe. 
b) Schlechthin unerträglich kann die Auf-
rechterhaltung einer Festlegung (hier: zum 
Ausschluss einer kaufmännisch-bilanziellen 
Berechnung des Strombezugs) für die Ver-
gangenheit nur sein, wenn sie bereits bei ih-
rem Erlass offensichtlich rechtswidrig war. 
Dass die Rechtswidrigkeit erst später zutage 
tritt, reicht dafür nicht aus. 
c) Durch die bloße Entgegennahme der An-
zeige der Vereinbarung eines individuellen 
Netzentgelts durch die Bundesnetzagentur 
kann kein schutzwürdiges Vertrauen entste-
hen, da § 19 Abs. 2 StromNEV 2014 dem 
Letztverbraucher die Verantwortung dafür 
zuweist, dass die Voraussetzungen für ein 
individuelles Netzentgelt eingehalten sind. 
d) Die Aufrechterhaltung einer bestands-
kräftigen Festlegung für die Vergangenheit 
ist auch dann nicht zu beanstanden, wenn 
einzelne Letztverbraucher für ein netzdien-
liches Abnahmeverhalten vergebliche Auf-
wendungen erbracht haben. Einer rückwir-
kenden Änderung steht die sich aus § 1 Abs. 
2 EnWG ergebende regulatorische Zielset-
zung entgegen, einen für alle Beteiligten 
gleichermaßen geltenden Regelungsrahmen 
zu schaffen, weil sie auf Beteiligte trifft, die 
ihr Verhalten an anderen Regelungen aus-
gerichtet haben. 

Fundstelle: BeckRS 2021, 18405 
 
 
 
 

LKW-Kartell II 
BGH, Urt. v. 13. 4. 2021 – KZR 19/20 – OLG 
Schleswig; LG Kiel 
GWB 2005 § 33 Abs. 3, Abs. 5 
 
a) Der Erfahrungssatz, dass im Rahmen ei-
nes Kartells erzielte Marktpreise im Schnitt 
über denjenigen liegen, die sich ohne die 
wettbewerbsbeschränkende Absprache ge-
bildet hätten, ist auch bei der Abstimmung 
von Listenpreisen eines Produkts durch Her-
steller zu beachten, wenn die Listenpreise 
die Grundlage der Preisgestaltung auf der 
Herstellerebene bilden und Listenpreiserhö-
hungen für die nicht am Kartell beteiligten 
Vertriebsunternehmen der Hersteller oder 
deren Produkte vertreibende selbständige 
Händler, die die Transaktionspreise mit den 
Abnehmern vereinbaren, Kostensteigerun-
gen bei der Produktion indizieren. 
b) Die Sechsmonatsfrist des § 204 Abs. 2 
BGB beginnt bei Kartellschadensersatzan-
sprüchen, deren Verjährung wegen der Ein-
leitung eines Verfahrens durch die Europäi-
sche Kommission wegen eines Kartellver-
stoßes gemäß § 33 Abs. 5 GWB 2005 ge-
hemmt wird, nicht mit der Bekanntgabe des 
Bußgeldbescheids, sondern mit dem Ablauf 
der Frist für die Erhebung der Nichtigkeits-
klage nach Art. 263 Abs. 4 AEUV. 

Fundstelle: BeckRS 2021, 25305 
 
Erweiterungsfaktor II 
BGH, Beschl. v. 4. 5. 2021 – EnVR 22/20 – 
OLG Stuttgart 
ARegV § 10 Abs. 2 Satz 3 
 
Ist einem Gasverteilernetzbetreiber bei ei-
ner Kostenerhöhung von mindestens 0,5 % 
der Gesamtkosten (Kostengrenze) wegen 
einer Erhöhung der maßgeblichen Parame-
ter - Fläche des versorgten Gebiets, Anzahl 
der Ausspeisepunkte und Jahreshöchstlast - 
ein Erweiterungsfaktor gewährt worden, ist 
für eine auf eine weitere Parametererhö-
hung gestützte Fortschreibung des Erweite-
rungsfaktors nicht erforderlich, dass die 
Kostengrenze durch eine seit dem Erstan-
trag eingetretene zusätzliche Kostenerhö-
hung erneut erreicht wird. 

Fundstelle: BeckRS 2021, 25495 
 
Erweiterungsfaktor III 
BGH, Beschl. v. 4. 5. 2021 – EnVR 14/20 – 
OLG Düsseldorf 
ARegV (Fassung vom 22. August 2013) § 10 
Abs. 4, § 23 Abs. 7 
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a) Auf bis zum 30. Juni 2013 gestellte An-
träge auf Anpassung der Erlösobergrenze 
für die zweite Regulierungsperiode, mit der 
eine bereits eingetretene nachhaltige Ände-
rung der Versorgungsaufgabe auf der Hoch-
spannungsebene im Sinne des § 10 Abs. 1 
Satz 1 ARegV geltend gemacht wird, findet 
der Ausschluss des Erweiterungsfaktors 
nach § 10 Abs. 4 ARegV keine Anwendung. 
b) Parameteränderungen in der Hochspan-
nungsebene, die bereits Gegenstand eines 
bis zum 30. Juni 2013 gestellten Antrags auf 
Anpassung der Erlösobergrenze waren, sind 
auch bei der Anpassung der Erlösober-
grenze für die zweite Regulierungsperiode 
aufgrund weiterer, in den Folgejahren ge-
stellter Anträge beim Erweiterungsfaktor zu 
berücksichtigen. 
c) Auf nach dem 30. Juni 2013 eingetretene 
Parameteränderungen in der Hochspan-
nungsebene, die zu einer nachhaltigen Än-
derung der Versorgungsaufgabe geführt ha-
ben, findet § 10 ARegV keine Anwendung. 
In solchen Fällen gilt § 23 Abs. 7 ARegV ent-
sprechend für 2013 erstmals aktivierte Kos-
ten. 

Fundstelle: BeckRS 2021, 19208 
 
Booking.com 
BGH, Beschl. v. 18. 5. 2021 – KVR 54/20 – 
OLG Düsseldorf 
AEUV Art. 101 Abs. 1 und 3 
 
a) Die von einer Hotelbuchungsplattform 
verwendete "enge Bestpreisklausel", die 
zwar günstigere Preise auf anderen Online-
Reservierungsportalen oder, sofern dafür 
keine Online-Werbung oder -Veröffentli-
chung erfolgt, auch "offline", erlaubt, Hotels 
jedoch daran hindert, ihre Zimmer auf den 
eigenen Internetseiten zu niedrigeren Prei-
sen oder besseren Konditionen anzubieten 
als auf der Plattform, stellt keine von der 
Anwendung des Art. 101 Abs. 1 AEUV aus-
genommene Nebenbestimmung dar. 
b) Die von Booking.com verwendete "enge 
Bestpreisklausel" erfüllt nicht die Freistel-
lungsvoraussetzungen des Artikels 101 Abs. 
3 AEUV, weil die mit der Bekämpfung des 
Trittbrettfahrens allenfalls verbundenen 
Vorteile die wettbewerbsbeschränkenden 
Wirkungen in Form der erheblichen Behin-
derung des plattformunabhängigen Online-
Eigenvertriebs der Hotels jedenfalls nicht 
ausgleichen, die sich daraus ergeben, dass 
die Hotels ihre Online-Angebote so beprei-
sen müssen, als wären sie mit den Kosten 

des plattformgebundenen Vertriebs belas-
tet. 

Fundstelle: GRUR 2021, 1213, NJW-RR 
2021, 1404, BeckRS 2021, 21209 
 
Stationspreissystem III 
BGH, Urt. v. 22. 6. 2021 – KZR 72/15 – OLG 
Frankfurt am Main; LG Frankfurt am Main 
AEUV Art. 102; GWB 2005 § 33 
 
a) Bei der Anwendung des Missbrauchsver-
bots nach Art. 102 AEUV auf das Preisver-
halten eines marktbeherrschenden Anbie-
ters von Schieneninfrastruktureinrichtun-
gen sind die Wertungen der sektorspezifi-
schen Entgeltregulierung (hier: § 14 Abs. 5 
AEG aF) zu berücksichtigen (Bestätigung 
von BGH, Urteile vom 29. Oktober 2019 - 
KZR 39/19, WuW 2020, 209 - Trassenent-
gelte, und vom 1. September 2020 - KZR 
12/15, WuW 2021, 119 - Stationspreissys-
tem II). 
b) Dem Schadensersatzanspruch eines Ei-
senbahnverkehrsunternehmens, der sich 
aus einem Verstoß des für die Nutzung von 
Eisenbahninfrastruktureinrichtungen maß-
geblichen Entgeltsystems gegen das eisen-
bahnrechtliche Diskriminierungsverbot und 
das Verbot eines Missbrauchs der marktbe-
herrschenden Stellung des Eisenbahninfra-
strukturunternehmens ergibt, steht es nicht 
entgegen, wenn die Bundesnetzagentur 
dem ihr im Rahmen der Vorabprüfung an-
gezeigten Entgeltsystem nicht widerspro-
chen hat (Bestätigung von BGH, Urteil vom 
1. September 2020 - KZR 12/15, WuW 
2021, 119 - Stationspreissystem II). 

Fundstelle: BeckRS 2021, 31930 
 
EEG-Ausgleichsmechanismus 
BGH, Beschl. v. 6. 7. 2021 – EnVR 45/20 – 
OLG Düsseldorf 
StromNEV § 7 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4; EEG 2017 
§§ 56 ff.; KWKG §§ 26 ff. 
 
Forderungen und Verbindlichkeiten des 
Übertragungsnetzbetreibers aus der Umset-
zung des der Förderung von Strom aus er-
neuerbaren Energien und aus Kraft-Wärme-
Kopplung dienenden Ausgleichsmechanis-
mus nach dem Erneuerbare-Energien-Ge-
setz und dem Kraft-Wärme-Kopplungsge-
setz stellen kein für den Betrieb des Über-
tragungsnetzes notwendiges Umlaufvermö-
gen dar, welches im Rahmen der kalkulato-
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rischen Eigenkapitalverzinsung bei der Fest-
legung der Erlösobergrenze nach § 7 Strom-
NEV zu berücksichtigen ist. 

Fundstelle: BeckRS 2021, 28495 
 
Energy from Waste I 
BGH, Beschl. v. 6. 7. 2021 – EnZR 27/20 – 
OLG Naumburg; LG Halle Richtlinie 
2009/28/EG Art. 2 Buchstabe a), Art. 16 
Abs. 2 Buchstabe c) EEG 2009 und EEG 
2012 § 3 Nr. 1 und 3, § 5, § 8, § 11, § 12, 
§ 16 EEG 2014 § 5 Nr. 1 und 14, § 8, § 11, 
§ 14, § 15, § 19 
 
Dem Gerichtshof der Europäischen Union 
werden zur Auslegung des Art. 16 Abs. 2 der 
Richtlinie 2009/28/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 23. April 
2009 zur Förderung der Nutzung von Ener-
gie aus erneuerbaren Quellen und zur Än-
derung und anschließenden Aufhebung der 
Richtlinien 2001/77/EG und 2003/30/EG 
(ABl. L 140 vom 5. Juni 2009, S. 16 ff.) fol-
gende Fragen zur Vorabentscheidung vor-
gelegt: 
 
1. Ist Art. 16 Abs. 2 Buchstabe c) in Verbin-
dung mit Art. 2 Buchstabe a) und Buchstabe 
e) der Richtlinie 2009/28/EG dahin auszule-
gen, dass auch solchen Erzeugungsanlagen 
Vorrang bei der Stromeinspeisung in das 
Netz zu gewähren ist, in denen Elektrizität 
durch thermische Verwertung von gemisch-
ten Abfällen erzeugt wird, wobei die Abfälle 
einen variablen Anteil biologisch abbauba-
rer Abfälle aus Industrie und Haushalten 
enthalten? 
2. Falls die Frage 1 bejaht wird: Ist die Ge-
währung des Vorrangs bei der Stromein-
speisung gemäß Art. 16 Abs. 2 Buchstabe c) 
der Richtlinie 2009/28/EG abhängig von der 
Höhe des bei der Stromerzeugung in der un-
ter 1. beschriebenen Weise eingesetzten 
Anteils biologisch abbaubarer Abfälle? 
3. Falls die Frage 2 bejaht wird: Gibt es eine 
Erheblichkeitsschwelle für den Anteil biolo-
gisch abbaubarer Abfälle, unterhalb derer 
für die erzeugte Elektrizität eine Anwendung 
der für Elektrizität aus erneuerbaren Ener-
gien geltenden Regelungen ausscheidet? 
4. Falls die Frage 3 bejaht wird: Bei wel-
chem Anteil liegt diese Schwelle oder wie ist 
sie zu bestimmen? 
5. Falls die Fragen 1 und 2 bejaht werden: 
Kann bei der Anwendung der Regelungen 
für Elektrizität aus erneuerbaren Energien 

auf Elektrizität, die nur anteilig aus biolo-
gisch abbaubaren Abfällen erzeugt worden 
ist, der Rechtsgedanke des Art. 5 Abs. 3 Un-
terabsatz 2 der Richtlinie 2009/28/EG in der 
Weise herangezogen werden, dass diese 
Regelungen nur auf den aus erneuerbaren 
Energiequellen erzeugten Elektrizitätsanteil 
Anwendung finden und dieser Anteil auf-
grund des Energiegehalts der einzelnen 
Energiequellen berechnet wird? 

Fundstelle: BeckRS 2021, 27491 
 
wilhelm.tel 
BGH, Urt. v. 6. 7. 2021 – KZR 11/18 – OLG 
Hamburg; LG Hamburg 
GWB § 20 Abs. 1, § 33 Abs. 1, 3 
 
Für einen Verstoß gegen das Diskriminie-
rungsverbot reicht es aus, dass die durch 
wettbewerbskonforme Gründe nicht ge-
rechtfertigte erhebliche Ungleichbehand-
lung geeignet ist, sich nachteilig auf die 
Wettbewerbsposition des diskriminierten 
Unternehmens auszuwirken. Eine tatsäch-
lich eingetretene erhebliche wirtschaftliche 
Beeinträchtigung ist nicht erforderlich (hier: 
ungleiche Behandlung von Breitbandkabel-
unternehmen bei der Zahlung von Einspei-
seentgelten). 

Fundstellen: GRUR 2021, 1552; GRUR-RS 
2021, 27083 
 
Porsche-Tuning II 
BGH, Urt. v. 6. 7. 2021 – KZR 35/20 – OLG 
Stuttgart; LG Stuttgart 
GWB § 33 Abs. 4 Nr. 1 Buchst. a; Vertikal-
GVO 330/2010 Art. 3 Abs. 1; Verordnung 
(EG) Nr. 1/2003 Art. 2 Abs. 2 
 
a) Erheblich im Sinne des § 33 Abs. 4 Nr. 1 
Buchst. a GWB ist eine Anzahl betroffener 
Unternehmen dann, wenn sie in der Weise 
repräsentativ sind, dass ein missbräuchli-
ches Vorgehen des Verbands zur Durchset-
zung von Individualinteressen ausgeschlos-
sen werden kann. 
b) Ein Vertragshändlern auferlegtes, auf die 
Kundengruppe der Unternehmen, die sich 
mit dem individuellen Umbau, der Umrüs-
tung durch Austausch von Fahrzeugkompo-
nenten und der Leistungssteigerung (Tu-
ning) von Serienfahrzeugen einer bestimm-
ten Marke (hier: Porsche) befassen, bezo-
genes und beschränktes Belieferungsverbot 
ist eine bezweckte Wettbewerbsbeschrän-
kung. 
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c) In einem selektiven Vertriebssystem ist 
der für den Umfang einer zulässigen Ver-
triebsbindung maßgebliche Begriff des Wie-
derverkäufers objektiv zu bestimmen. Tu-
ning-Unternehmen sind als solche keine 
Wiederverkäufer. 
d) Die Darlegungs- und Beweislast für die 
Einhaltung der Marktanteilsschwelle des 
Art. 3 Abs. 1 Vertikal-GVO obliegt derjeni-
gen Partei, die sich darauf beruft. 

Fundstellen: GRUR 2021, 1328; BeckRS 
2021, 25611 
 
Gasnetz Rösrath 
BGH, Urt. v. 7. 9. 2021 – EnZR 29/20 – OLG 
Düsseldorf; LG Köln 
EnWG § 47 
 
a) Die eine Konzession vergebende Ge-
meinde war schon vor Inkrafttreten des § 
47 EnWG verpflichtet, den unterlegenen 
Bietern Auskunft darüber zu erteilen, aus 
welchen Gründen sie den Zuschlag einem 
anderen Bieter erteilen wollte. Dazu ist 
grundsätzlich die umfassende Unterrichtung 
über das Ausschreibungsergebnis durch 
Überlassung einer ungeschwärzten und 
vollständigen Kopie des für die Auswahlent-
scheidung der Gemeinde erstellten Auswer-
tungsvermerks erforderlich, aber auch aus-
reichend. Eine Ausnahme wird etwa dann in 
Betracht gezogen werden können, wenn der 
unterlegene Bieter bereits auf andere Weise 
alle für die wirksame Wahrung seiner 
Rechte erforderlichen Informationen erhal-
ten hat oder mit Sicherheit ausgeschlossen 
werden kann, dass die Durchsetzung seiner 
Rechte durch die Kenntnis des vollständigen 
Auswertungsvermerks erleichtert wird. 
b) Soweit die Gemeinde in dem Auswer-
tungsvermerk Schwärzungen vornehmen 
will, hat sie deren Notwendigkeit zum 
Schutz von Geschäfts- und Betriebsgeheim-
nissen jeweils für die konkrete Angabe sub-
stantiiert darzulegen und dazu auszuführen, 
welche schützenswerten Interessen des be-
treffenden Bieters in welchem Umfang eine 
Beschränkung der Auskunft erfordern sol-
len. 
c) Ein berechtigtes Geheimhaltungsinte-
resse hinsichtlich im Auswertungsvermerk 
enthaltener Angaben wird nur zurückhal-
tend anerkannt werden können und insbe-
sondere für die Gemeinde selbst oder den 
erfolgreichen Bieter nur in engen Ausnah-
mefällen in Betracht kommen. Dies gilt je-

denfalls dann, wenn der nach dem Vergabe-
verfahren erfolgreiche Bieter mittelbar oder 
unmittelbar, ganz oder teilweise im Eigen-
tum der als Vergabestelle handelnden Ge-
meinde steht. 
d) Hat sich der unterlegene Bieter zwar so-
weit möglich, aber erfolglos um einstweili-
gen Rechtsschutz gegen die Konzessions-
vergabe bemüht, ist er nicht verpflichtet, 
die Nichtigkeit des daraufhin mit einem an-
deren Bieter abgeschlossenen Vertrags als-
bald klageweise geltend zu machen; viel-
mehr gelten insoweit die allgemeinen 
Grundsätze der Verwirkung. 

Fundstelle: BeckRS 2021, 31926 
 
Richterablehnung bei atypischer Vor-
befassung 
BGH, Beschl. v. 21. 9. 2021 – KZB 16/21 – 
OLG Frankfurt am Main; LG Frankfurt 
ZPO § 42 Abs. 2, § 321a 
 
a) Es stellt eine Verletzung des Anspruchs 
auf rechtliches Gehör dar, die mit der Anhö-
rungsrüge geltend gemacht werden kann, 
wenn das Gericht eine unrichtige Endent-
scheidung trifft, weil es eine tatsächlich 
nicht abgegebene prozessuale Erklärung 
der betroffenen Partei (hier: Rücknahme 
der Rechtsbeschwerde) unterstellt. 
b) Es kann die Besorgnis der Befangenheit 
begründen, wenn ein Richter, der zur Ent-
scheidung über Schadensersatzklagen we-
gen Verstößen gegen das Kartellverbot 
(hier: LKW-Kartell) berufen ist, zuvor im 
Rahmen seiner Referendarausbildung oder 
als wissenschaftlicher Mitarbeiter bei einer 
Rechtsanwaltskanzlei tätig war, die von ei-
ner an dem Kartell beteiligten Prozesspartei 
mit der Führung des Rechtsstreits sowie 
weiterer dazu in Sachzusammenhang ste-
hender Rechtsstreitigkeiten betraut ist, und 
in diesem Zusammenhang an der Erarbei-
tung von Schriftsätzen in parallel gelagerten 
Gerichtsverfahren mitgewirkt hat und bei 
der außergerichtlichen Beratung in die Klä-
rung übergeordneter Rechtsfragen im Zu-
sammenhang mit der Verteidigung gegen 
derartige zivilrechtliche Ansprüche einge-
bunden war. 

Fundstelle: BeckRS 2021, 33369 
 
Trassenentgelte II 
BGH, Urt. v. 21. 9. 2021 – KZR 88/20 – OLG 
Frankfurt am Main; LG Frankfurt am Main 
AEUV Art. 102; GWB 2005 § 33 
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a) Wendet ein marktbeherrschendes Unter-
nehmen, das über eine wesentliche Infra-
struktureinrichtung verfügt und damit in der 
Lage ist, die Bedingungen des Wettbewerbs 
auf den nachgelagerten Märkten maßgeb-
lich zu definieren, ein intransparentes Preis-
bildungssystem an, das sich einer rationa-
len Begründung in weiten Teilen entzieht, 
nicht der gesetzlichen Preisbildungssyste-
matik entspricht und daher rechtswidrig ist, 
kann die von Art. 102 Abs. 1 AEUV voraus-
gesetzte Eignung zur Behinderung darin lie-
gen, dass es auf diese Weise die Funktions-
bedingungen des Wettbewerbs auf den 
nachgelagerten Märkten insgesamt ver-
fälscht. 
b) Der Tatrichter kann einem solchen Ver-
stoß gegen grundlegende - weil den Wett-
bewerbsprozess eröffnende - regulierungs-
rechtliche Preisbildungsvorschriften erhebli-
che Indizwirkung beimessen und sich be-
reits aufgrund des intransparenten Preisset-
zungsverhaltens des marktbeherrschenden 
Unternehmens die Überzeugung bilden, 
dass ein missbräuchliches Verhalten vor-
liegt. Es kann sodann Sache des Infrastruk-
turbetreibers sein, nachteilige wettbewerb-
liche Wirkungen dieses Preissystems auszu-
schließen. 

Fundstelle: BeckRS 2021, 35140  
 
III. BUNDESPATENTGERICHT 
zusammengestellt von  
Marvin Jakschik 
 
1. MARKEN- UND KENNZEICHENRECHT 
 
ALMWURZERL 
BPatG, Beschl. v. 12. 11. 2020 – 30 W (pat) 
527/20 
MarkenG § 66 Abs. 2; RPfIG § 23 Abs. 2; 
DPMAV § 10 Abs. 1, § 11 Abs. 1 
 
Eine sogenannte „Rubrumsunterschrift“ 
nach österreichischem Gerichtsgebrauch 
stellt keine Unterschrift dar, kann aber im 
Einzelfall gleichwohl dem Schriftformerfor-
dernis genügen, wenn sich unter Berück-
sichtigung aller Umstände ohne weitere Be-
weiserhebung zweifelsfrei feststellen lässt, 
dass die betreffende Erklärung (hier: Einle-
gung einer Beschwerde bzw. einer Erinne-
rung) von der Person stammt, die nach au-
ßen als ihr Urheber auftritt, und dass sie mit 
ihrem Willen in den Rechtsverkehr gebracht 
worden ist. 

Fundstelle: GRUR-RR 2021, 269; GRUR-RS 
2020, 44191 
 
2. PATENT- UND GEBRAUCHSMUSTERRECHT 
 
Ohrhörer 
BPatG, Beschl. v. 28. 7. 2021 – 7 W (pat) 
5/19 
PatG § 39; EPÜ Art. 66 
 
1. Mit dem Begriff „Anmeldung“ im Sinne 
von § 39 Abs. 1 Satz 1 PatG, wonach ein 
Anmelder die Anmeldung jederzeit teilen 
kann, ist ein beim Deutschen Patent- und 
Markenamt anhängiges Erteilungsverfah-
ren, das auf die Erteilung eines nationalen 
deutschen Patents gerichtet ist, gemeint. 
Diese Voraussetzung ist bei einer europäi-
schen Patentanmeldung nicht gegeben. 
2. Eine Anwendung des Teilungsrechts aus 
§ 39 PatG auf europäische Patentanmeldun-
gen ergibt sich auch nicht aus Art. 66 EPÜ, 
wonach eine europäische Patentanmeldung, 
der ein Anmeldetag zuerkannt worden ist, 
in den benannten Vertragsstaaten die Wir-
kung einer vorschriftsmäßigen nationalen 
Hinterlegung hat. 

Fundstelle: GRUR-RS 2021, 22240 
 
Ethische Grundsätze allein kein Anlass 
zum Patentverzicht 
BPatG, Beschl. v. 5. 10. 2021 – 3 Ni 31/19 
§ 84 Abs. 2 PatG, § 93 ZPO, §2 PatG 
 
1. Wurde einer Nichtigkeitsklage gegen ein 
Patent beklagtenseits nicht widersprochen 
und das Patent durch Verzicht oder Nicht-
zahlung der nächsten Jahresgebühr zum Er-
löschen gebracht, ist die Klage abzuweisen, 
wenn seitens der Klagepartei ein Rechts-
schutzbedürfnis für die rückwirkende Nich-
tigerklärung des Patents nicht geltend ge-
macht wird. 
2. Eine analoge Anwendung des Rechtsge-
dankens des § 93 ZPO im Rahmen des § 84 
Abs. 2 PatG scheidet für den Fall der voll-
ständigen Klageabweisung aus. 
3. Eine Kostentragungspflicht der beklagten 
Partei aus Billigkeitsgründen nach § 84 Abs. 
2 Satz 2 letzter Hs. PatG kommt im Fall des 
fehlenden Widerspruchs gegen die Nichtig-
keitsklage nur in Betracht, wenn die be-
klagte Partei, die aus dem Patent keine 
Rechte gegenüber der Klagepartei oder 
Dritten geltend gemacht hatte, vor Klageer-
hebung zur Einschränkung ihres Patents o-
der zum Verzicht auf dieses aufgefordert 
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wurde. Dies gilt auch, wenn die Klagepartei 
geltend macht, dass die Anmeldung des 
Streitpatents im beanspruchten Umfang ge-
gen ethische Grundsätze verstoße. 
4. Ein Patent, das ein Verfahren zur embry-
onenerhaltenden Gewinnung pluripotenter 
embryonaler Stammzellen aus Blastocysten 
mit der Maßgabe beansprucht, dass die Ent-
nahme die Lebensfähigkeit der Blastocysten 
nicht beeinträchtigt, ist nicht nach § 2 Abs. 
2 Satz 1 Nr. 3 PatG von der Patentierbarkeit 
ausgeschlossen (Anschluss an BGH GRUR 
2013, 272 – Neurale Vorgängerzellen II). 

Fundstelle: GRUR-RS 2021, 35146 
 
IV. INSTANZGERICHTE 
Zusammengestellt und Leitsätze (soweit nicht 
amtlich) erstellt von Alexander Bleckat (AB) und 
Jan Eichelberger (JE). 
 
1. URHEBER- UND DESIGNRECHT 
 
LG Köln: Rechtverletzung hindert Ent-
stehung eines Urheberrechts nicht 
Urt. v. 1.7.2021 – 14 O 15/20 
 
1. Es steht dem Urheberrechtsschutz für ein 
Lichtbildwerk nicht entgegen, dass das Mo-
tiv seinerseits urheberrechtlich geschützt 
ist. Selbst wenn die Erstellung des Lichtbil-
des eine Rechtsverletzung darstellen würde, 
steht dies dem Urheberrechtsschutz für das 
Lichtbildwerk nicht entgegen. Die Frage, ob 
das Lichtbild genutzt werden darf, ist abs-
trakt von der Frage des Schutzes und der 
Rechtsinhaberschaft zu bewerten. 
 
2. Ein Fotograf handelt nicht rechtsmiss-
bräuchlich, wenn er eine Verletzung seiner 
Urheberrechte an einem Lichtbildwerk 
durch den Architekten des auf dem Lichtbild 
abgebildeten Bauwerks verfolgt. 
 
3. Zur Berechnung von lizenzanalogem 
Schadensersatz bei der rechtswidrigen öf-
fentlichen Zugänglichmachung eines Licht-
bildes auf einer Webseite. Hier Schadens-
schätzung nach § 287 ZPO unter Anknüp-
fung an die Tarife der sog. MFM-Tabellen 
und maßvoller Erhöhung wegen der konkre-
ten Umstände des Einzelfalls. 
 
OLG Köln: Wissenschaftlicher Bewer-
tungsbericht als Sprachwerk 
Urt. v. 19.2.2021 – 6 U 105/20 

Ein umfangreicher wissenschaftlicher Be-
wertungsbericht im Rahmen einer Neube-
wertung des Pflanzenschutzmittels Gly-
phosat („Addendum“) sowie die zusammen-
fassende deutschsprachige Erläuterung die-
ses Berichts stellen ein urheberrechtlich ge-
schütztes Sprachwerk i. S. d. § 2 Abs. 1 Nr. 
1 UrhG dar, da der Gestaltungsspielraum im 
Rahmen eines Berichts, der sich zu einer 
Stellungnahme eines Dritten verhält und 
diese bewertet, größer ist als der bei der 
bloßen Darstellung von wissenschaftlichen 
Erkenntnissen. (Leitsatz AB) 

 
 
2. MARKEN- UND KENNZEICHENRECHT 
 
OLG Frankfurt a.M.: Keine Verwechs-
lungsgefahr zwischen Etablissements-
bezeichnungen „Ciao" und „Ciao 
Mamma" 
Beschl. v. 30.6.2021 – 6 W 35/21 
 
Die einander gegenüberstehenden Etablis-
sementsbezeichnungen „Ciao" und „Ciao 
Mamma" sind mit Rücksicht auf die allen-
falls durchschnittliche Kennzeichnungskraft 
des Begriffs „Ciao" als Grußformel nicht hin-
reichend ähnlich, um eine Verwechslungs-
gefahr zu begründen. Der Bestandteil 
„Mamma" führt zu einem deutlich abwei-
chenden Gesamteindruck. 

 
 
V. ENTSCHEIDUNGSVORSCHLÄGE DER SCHIEDS-

STELLE FÜR ARBEITNEHMERERFINDUNGEN DES 
DPMA 

zusammengestellt von Marlon Dreisewerd 
 
- Zum Zeitpunkt des Erscheinens des GB 

noch nicht veröffentlicht - 
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C. PRESSEMITTEILUNGEN 
zusammengestellt von  
Prof. Dr. Jan Eichelberger, LL.M.oec. 
 
I. EUGH UND EUG 
 
Das Gericht bestätigt, dass das Bildzei-
chen ANDORRA nicht als Unionsmarke 
für mehrere Waren und Dienstleistun-
gen eingetragen werden kann 
EuG, 23.2.2022 – T-806/19 – Govern d’An-
dorra/EUIPO 
 
Die Marke hat beschreibenden Charakter 
und kann von den maßgeblichen Verkehrs-
kreisen als Hinweis auf die Herkunft der be-
treffenden Waren und Dienstleistungen 
wahrgenommen werden. 
 
Im Juni 2017 meldete der Govern d’Andorra 
(Regierung des Fürstentums Andorra) nach 
der Verordnung über die Unionsmarke1 
beim Amt der Europäischen Union für geis-
tiges Eigentum (EUIPO) das folgende Bild-
zeichen für ein breites Spektrum an Waren 
und Dienstleistungen2 als Unionsmarke an: 
 

 
 
Das EUIPO wies die Anmeldung im Februar 
2018 zurück. Diese Zurückweisung wurde 
mit einer Entscheidung vom 26. August 
2019 bestätigt. Das EUIPO war insbeson-
dere der Ansicht, dass das Zeichen zum ei-
nen als Bezeichnung der geografischen Her-
kunft der betreffenden Waren und Dienst-
leistungen oder als des Ortes wahrgenom-
men würde, an dem die Dienstleistungen 
erbracht werden. Zum anderen sei das Zei-
chen ANDORRA nicht unterscheidungskräf-
tig, da es lediglich über diese geografische 
Herkunft informiere, nicht aber über die be-
sondere betriebliche Herkunft der bean-
spruchten Waren und Dienstleistungen Aus-
kunft gebe. 

                                           
1 Verordnung (EG) Nr. 207/2009 des Rates vom 26. 
Februar 2009 über die Unionsmarke (ABl. 2009, L 
78, S. 1) in geänderter Fassung, ersetzt durch die 
Verordnung (EU) 2017/1001 des Europäischen Par-
laments und des Rates vom 14. Juni 2017 über die 
Unionsmarke (ABl. 2017, L 154, S. 1). 
2 Nämlich Fotografien; Tabak; Finanzwesen, Geld-
geschäfte, Immobilienwesen; Veranstaltung von 
Reisen; Erziehung, Ausbildung, Unterhaltung, 

Der Govern d’Andorra erhob gegen die Ent-
scheidung des EUIPO Klage beim Gericht 
der Europäischen Union. 
Mit seinem heutigen Urteil weist das Gericht 
die Klage in vollem Umfang ab.  
Der Govern d’Andorra macht insbesondere 
geltend, dass es sich bei Andorra nicht um 
ein Land handele, das für die Herstellung 
der betreffenden Waren und die Erbringung 
der fraglichen Dienstleistungen bekannt sei, 
so dass für den Verbraucher keine tatsäch-
liche oder potenzielle Beziehung zwischen 
den in Rede stehenden Waren und Dienst-
leistungen und der angemeldeten Marke be-
stehe, die die Annahme zuließe, dass der 
Begriff „andorra“ eine geografische Her-
kunft im Sinne der Verordnung angebe. 
Das Gericht prüft daher den beschreibenden 
Charakter der angemeldeten Marke in Be-
zug auf die in Rede stehenden Waren und 
Dienstleistungen. Zu diesem Zweck muss es 
zum einen ermitteln, ob der geografische 
Begriff, aus dem die angemeldete Marke be-
steht, von den maßgeblichen Verkehrskrei-
sen als solcher verstanden und erkannt 
wird. Zum anderen hat es zu prüfen, ob die-
ser geografische Begriff mit den bean-
spruchten Waren und Dienstleistungen in 
Zusammenhang steht oder künftig stehen 
könnte. 
Nach einer eingehenden Prüfung kommt 
das Gericht zu dem Ergebnis, dass es dem 
Govern d’Andorra nicht gelungen ist, die Be-
urteilungen des EUIPO hinsichtlich des be-
schreibenden Charakters der angemeldeten 
Marke in Bezug auf die in Rede stehenden 
Waren und Dienstleistungen in Frage zu 
stellen, und dass das EUIPO daher zu Recht 
die Auffassung vertreten hat, dass diese 
Marke deshalb nicht als Unionsmarke habe 
eingetragen werden können. Es handelt sich 
nämlich um ein absolutes Eintragungshin-
dernis, das für sich genommen dazu führt, 
dass das Zeichen nicht als Unionsmarke ein-
getragen werden kann. 
Darüber hinaus hat das EUIPO in seiner Ent-
scheidung nach Auffassung des Gerichts 
weder seine Begründungspflicht noch die 
Verteidigungsrechte verletzt oder gegen die 

sportliche und kulturelle Aktivitäten; Desktop-Pub-
lishing [Erstellen von Publikationen mit dem Com-
puter], Veröffentlichung von Büchern, Herausgabe 
von Texten, ausgenommen Werbetexte, elektroni-
sche Veröffentlichung von Büchern und Onlinezeit-
schriften, online Bereitstellung von nicht herunter-
ladbaren elektronischen Publikationen; Schönheits-
pflege. 
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Grundsätze der Rechtssicherheit, der 
Gleichbehandlung und der ordnungsgemä-
ßen Verwaltung verstoßen. 

Pressemitteilung Nr. 35/22 [Link] 
 
Das Gericht bestätigt, dass das Zei-
chen, welches das Wappen des Fußball-
vereins AC Mailand darstellt, nicht Ge-
genstand einer internationalen Regist-
rierung als Marke mit Benennung der 
Europäischen Union für Schreibwaren 
und Büroartikel sein kann 
EuG, 10.11.2021 – T-353/20 – AC Mi-
lan/EUIPO 
 
Die starke phonetische Ähnlichkeit und die 
mittlere visuelle Ähnlichkeit dieses Zeichens 
im Vergleich zur älteren deutschen Wort-
marke MILAN rufen eine Gefahr der Ver-
wechslung bei den Verbrauchern hervor, so 
dass nicht beide Zeichen gleichzeitig in der 
Union Schutz genießen können. 
 
Die internationale Registrierung einer Marke 
mit Benennung der Europäischen Union hat 
die gleiche Wirkung wie die Eintragung einer 
Unionsmarke und unterliegt dem gleichen 
Widerspruchsverfahren wie die Anmeldung 
einer Unionsmarke. 
Im Februar 2017 beantragte der italienische 
Fußballverein AC Milan (AC Mailand) gemäß 
der Unionsmarkenverordnung1 beim Amt 
der Europäischen Union für geistiges Eigen-
tum (EUIPO) eine internationale Registrie-
rung mit Benennung der Europäischen 
Union für das folgende Bildzeichen, und 
zwar u. a. für Schreibwaren und Büroarti-
kel: 
 
 

 
 

                                           
1 Verordnung (EG) Nr. 207/2009 des Rates vom 26. 
Februar 2009 über die Unionsmarke (ABl. 2009, L 
78, S. 1) in geänderter Fassung (ersetzt durch die 

Im April 2017 erhob die deutsche Gesell-
schaft InterES Handels- und Dienstleistungs 
Gesellschaft mbH & Co KG Widerspruch ge-
gen die beantragte Registrierung. Zur Be-
gründung verwies sie auf die 1984 ange-
meldete und 1988 eingetragene deutsche 
Wortmarke MILAN, die sich u. a. auf Waren 
bezieht, die mit den vom Antrag des AC Mai-
land erfassten Waren im Wesentlichen iden-
tisch sind oder ihnen ähneln. Die deutsche 
Gesellschaft vertritt die Auffassung, dass 
die Registrierung der angemeldeten Marke 
aufgrund ihrer Ähnlichkeit mit der älteren 
Marke eine Gefahr der Verwechslung beim 
deutschen Publikum hervorrufen könne. 
Mit Entscheidung vom 14. Februar 2020 gab 
das EUIPO dem Widerspruch vollumfänglich 
statt. 
Gegen diese Entscheidung erhob der AC 
Mailand Klage beim Gericht der Europäi-
schen Union. 
Mit seinem heute verkündeten Urteil weist 
das Gericht die Klage in vollem Umfang ab. 
 
Als Erstes stellt das Gericht auf der Grund-
lage einer Reihe von Beweisen, darunter 
Rechnungen und Werbematerial in deut-
scher Sprache, fest, dass die ältere Marke 
in Deutschland ernsthaft benutzt worden 
ist. 
Als Zweites stellt das Gericht fest, dass die 
ältere Marke auf dem deutschen Markt so-
wohl in der eingetragenen Form benutzt 
worden ist als auch in einer abgewandelten 
Form, die sich vor allem dadurch auszeich-
net, dass ein Bildelement hinzugefügt 
wurde, das den Kopf einer Art Raubvogel 
darstellt. In dieser Hinsicht hebt das Gericht 
hervor, dass das zusätzliche Bildelement 
zwar nicht ganz vernachlässigbar ist, aber 
auch nicht als dominierend angesehen wer-
den kann und nicht geeignet erscheint, die 
Unterscheidungskraft des Wortelements der 
älteren Marke in ihrer eingetragenen Form 
zu beeinflussen. 
Als Drittes ist das Gericht der Auffassung, 
dass das maßgebliche Publikum das Bildele-
ment der angemeldeten Marke insbeson-
dere aufgrund seiner Größe und seiner Po-
sition zwar nicht ignorieren wird, seine Auf-
merksam sich aber nicht darauf konzentrie-
ren wird. Vielmehr wird die Aufmerksamkeit 
des Publikums von dem Wortelement ange-
zogen, das aus den Buchstaben „AC“ und 

Verordnung [EU] 2017/1001 des Europäischen Par-
laments und des Rates vom 14. Juni 2017 über die 
Unionsmarke [ABl. 2017, L 154, S. 1]). 
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dem Wort „MILAN“ besteht, da diese in 
Großbuchstaben und einer stilisierten 
Schriftart geschrieben sind und das aus 
ihnen gebildete Element deutlich länger ist 
als das Bildelement. Folglich ist das Element 
„AC MILAN“ nach Auffassung des Gerichts 
das dominierende Element der angemelde-
ten Marke. 
In diesem Zusammenhang stellt das Gericht 
fest, dass, auch wenn ein Teil des Publikums 
das Wortelement „AC MILAN“ der angemel-
deten Marke als Bezugnahme auf den 
gleichnamigen Fußballverein der Stadt Mai-
land (Italien) wahrnehmen kann, die einan-
der gegenüberstehenden Zeichen, die in 
phonetischer Hinsicht sehr ähnlich sind, 
beide auf die italienische Stadt Mailand hin-
weisen. 
Soweit der AC Mailand mit der Bekanntheit 
der angemeldeten Marke in Deutschland ar-
gumentiert, die mit der großen Bekanntheit 
dieses Fußballvereins zusammenhänge, 
weist das Gericht darauf hin, dass nur die 
Bekanntheit der älteren Marke, nicht aber 
die der angemeldeten Marke, zu berück-
sichtigen ist, um zu beurteilen, ob die Ähn-
lichkeit der von zwei Marken bezeichneten 
Waren genügt, um eine Verwechslungsge-
fahr hervorzurufen. 
Infolgedessen entscheidet das Gericht, dass 
die Ähnlichkeiten zwischen den beiden in 
Rede stehenden Zeichen insgesamt groß 
genug sind, um eine Verwechslungsgefahr 
zu bejahen. 

Pressemitteilung Nr. 198/21 [Link] 
 
Art. 17 der Richtlinie 2019/790 über 
das Urheberrecht und die verwandten 
Schutzrechte im digitalen Binnenmarkt 
ist vereinbar mit der Freiheit der Mei-
nungsäußerung und der Informations-
freiheit, die in  
Art. 11 der Charta der Grundrechte der 
Europäischen Union verbürgt sind 
Generalanwalt Saugmandsgaard Øe, 
EuGH, 15.7.2021 – C-401/19 – Polen/Par-
lament und Rat 
 
Zwar wird mit Art. 17 in die Freiheit der Mei-
nungsäußerung eingegriffen, doch genügt 
der Eingriff den Anforderungen der Charta. 

                                           
1 Richtlinie (EU) 2019/790 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 17. April 2019 über das 
Urheberrecht und die verwandten Schutzrechte im 
digitalen Binnenmarkt und zur Änderung der Richt-
linien 96/9/EG und 2001/29/EG (ABl. 2019, L 130, 
S. 92). 

Nach Art. 17 der Richtlinie 2019/790 über 
das Urheberrecht und die verwandten 
Schutzrechte im digitalen Binnenmarkt1 
haften Anbieter von Online-Sharing-Diens-
ten (sogenanntes „Web 2.0“) unmittelbar, 
wenn Schutzgegenstände (Werke usw.) von 
den Nutzern ihrer Dienste rechtswidrig 
hochgeladen werden. Die betroffenen 
Diensteanbieter können sich jedoch von 
dieser Haftung befreien. Hierfür müssen sie 
gemäß Art. 172 die von den Nutzern hoch-
geladenen Inhalte aktiv überwachen, um 
das Hochladen derjenigen Schutzgegen-
stände zu verhindern, die die Rechteinhaber 
nicht über diese Dienste zugänglich machen 
wollen. Diese vorbeugende Überwachung 
muss in vielen Fällen in Form einer Filterung 
erfolgen, die mit Hilfe von Tools zur auto-
matischen Inhaltserkennung durchgeführt 
wird. Polen hat beim Gerichtshof Klage auf 
Nichtigerklärung von Art. 17 der Richtlinie 
2019/790 erhoben. Dieser Artikel verletze 
die Freiheit der Meinungsäußerung und die 
Informationsfreiheit, die in Art. 11 der 
Charta der Grundrechte der Europäischen 
Union (im Folgenden: Charta) verbürgt 
sind. Der Gerichtshof hat sich also anhand 
einer Kontrolle der Rechtmäßigkeit dieses 
Art. 17 damit zu befassen, ob und gegebe-
nenfalls unter welchen Voraussetzungen es 
mit diesen Freiheiten vereinbar ist, wenn 
den Online-Vermittlern gewisse Überwa-
chungs- und Filterungspflichten auferlegt 
werden.  
In seinen heutigen Schlussanträgen schlägt 
Generalanwalt Henrik Saugmandsgaard Øe 
dem Gerichtshof vor, die Vereinbarkeit von 
Art. 17 der Richtlinie 2019/790 mit der Frei-
heit der Meinungsäußerung festzustellen 
und daher die Klage der Republik Polen ab-
zuweisen.  
Der Generalanwalt geht insoweit davon aus, 
dass die angefochtenen Bestimmungen 
durchaus in die Freiheit der Meinungsäuße-
rung der Nutzer von Online-Sharing-Diens-
ten eingreifen. Dieser Eingriff erfülle aber 
die Anforderungen von Art. 52 Abs. 1 der 
Charta und sei daher mit dieser vereinbar.  
Insbesondere achten nach Ansicht des Ge-
neralanwalts die angefochtenen Bestim-
mungen den Wesensgehalt der Freiheit der 

2 Vgl. Art. 17 Abs. 4 Buchst. b und c a. E. der Richt-
linie 2019/790 
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Meinungsäußerung und der Informations-
freiheit. Zwar können die Behörden im Hin-
blick auf die besondere Bedeutung des In-
ternets für diese Freiheit die Online-Ver-
mittler nicht dazu verpflichten, die über ihre 
Dienste geteilten oder übertragenen Inhalte 
generell nach unzulässigen oder uner-
wünschten Informationen jeglicher Art zu 
durchsuchen, doch der Unionsgesetzgeber 
kann – wie im vorliegenden Fall – die Ent-
scheidung treffen, bestimmten Online-Ver-
mittlern bestimmte Maßnahmen zur Über-
wachung ganz bestimmter unzulässiger In-
formationen vorzuschreiben.  
Weiter weist der Generalanwalt darauf hin, 
dass Art. 17 der Richtlinie 2019/790 einer 
von der Union anerkannten, dem Gemein-
wohl dienenden Zielsetzung entspricht, da 
mit ihm ein wirksamer Schutz geistigen Ei-
gentums sichergestellt werden soll.  
Zum Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 
führt der Generalanwalt u. a. aus, dass dem 
Unionsgesetzgeber ein weites Ermessen zu-
stehe, um die Freiheit der Meinungsäuße-
rung und die Rechte der Inhaber des geisti-
gen Eigentums miteinander in Einklang zu 
bringen. Somit habe der Gesetzgeber die 
Entscheidung treffen können, die für Anbie-
ter von Online-Diensten geltende Haftungs-
regelung, die sich ursprünglich aus der 
Richtlinie 2000/31 über den elektronischen 
Geschäftsverkehr3 ergeben habe, dahin zu 
ändern, dass bestimmten Anbietern Über-
wachungspflichten auferlegt werden.  
Gleichwohl birgt diese neue Regelung eine 
Gefahr des „Overblockings“ zulässiger In-
formationen. Die Anbieter von Online-Sha-
ring-Diensten könnten, um jegliches Risiko 
einer Haftung gegenüber den Rechteinha-
bern zu vermeiden, dazu neigen, systema-
tisch das Hochladen aller Inhalte zu verhin-
dern, bei denen von den Rechteinhabern 
benannte Schutzgegenstände wiedergege-
ben werden, einschließlich der Inhalte mit 
einer zulässigen, etwa durch Ausnahmen 
und Beschränkungen des Urheberrechts ge-
deckten, Nutzung dieser Gegenstände. 
Durch den Einsatz von Tools zur automati-
schen Inhaltserkennung steigt diese Gefahr, 
weil die Tools nicht in der Lage sind, den 
Kontext zu verstehen, in dem ein solcher 
Schutzgegenstand wiedergegeben wird. Der 

                                           
3 Richtlinie 2000/31/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 8. Juni 2000 über be-
stimmte rechtliche Aspekte der Dienste der Infor-
mationsgesellschaft, insbesondere des elektroni-

Unionsgesetzgeber musste also ausrei-
chende Schutzvorkehrungen treffen, um 
diese Gefahr zu minimieren.  
Nach Auffassung des Generalanwalts sind 
solche Vorkehrungen aber in Art. 17 der 
Richtlinie 2019/790 getroffen worden.  
Zum einen hat der Unionsgesetzgeber für 
Nutzer von Online-Sharing-Diensten das 
Recht begründet, zulässige Nutzungen der 
Schutzgegenstände vorzunehmen; dazu 
gehört auch das Recht, die Ausnahmen und 
Beschränkungen des Urheberrechts4 in An-
spruch zu nehmen. Die Anbieter dieser 
Dienste dürfen, damit dieses Recht wirksam 
ist, nicht präventiv alle Inhalte sperren, die 
von den Rechteinhabern benannte Schutz-
gegenstände wiedergeben, einschließlich 
zulässiger Inhalte. Nach einer solchen prä-
ventiven Sperrung den Nutzern im Rahmen 
eines Beschwerde- und Rechtsbehelfsver-
fahrens die Möglichkeit einzuräumen, ihre 
zulässigen Inhalte erneut hochzuladen, 
wäre nicht ausreichend.  
Zum anderen hat der Unionsgesetzgeber 
betont, dass Art. 17 der Richtlinie 2019/790 
den Anbietern von Sharing-Diensten keine 
Pflicht zur allgemeinen Überwachung aufer-
legen darf5. Daher dürfen nach Auffassung 
des Generalanwalts diese Anbieter nicht zu 
Schiedsrichtern der Online-Rechtmäßigkeit 
gemacht werden, die komplizierte Fragen 
des Urheberrechts entscheiden müssen.  
Folglich müssen die Anbieter von Sharing-
Diensten nur solche Inhalte ausfindig ma-
chen und sperren, die mit von den Recht-
einhabern benannten Schutzgegenständen 
„identisch“ sind oder diesen „entsprechen“, 
d. h. Inhalte, deren Unzulässigkeit im Hin-
blick auf die von den Rechteinhabern bereit-
gestellten Informationen als offenkundig 
angesehen werden kann. Dagegen dürften 
in allen zweifelhaften Situationen – bei kur-
zen Auszügen eines Werks, die in einen län-
geren Inhalt eingebaut sind, bei „transfor-
mativen“ Werken usw. –, in denen insbe-
sondere die Anwendung von Ausnahmen 
und Beschränkungen des Urheberrechts be-
rechtigterweise in Betracht kommen 
könnte, die betreffenden Inhalte nicht prä-
ventiv gesperrt werden. Die Gefahr eines 
„Overblocking“ ist damit minimiert. Die 
Rechteinhaber müssen die Entfernung und 

schen Geschäftsverkehrs, im Binnenmarkt ("Richt-
linie über den elektronischen Geschäftsverkehr") 
(ABl. 2000, L 178, S. 1). 
4 Art. 17 Abs. 7 der Richtlinie 2019/790. 
5 Art. 17 Abs. 8 der Richtlinie 2019/790. 
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Sperrung der betreffenden Inhalte mittels 
eines begründeten Hinweises beantragen o-
der sogar ein Gericht anrufen, damit dieses 
über die Zulässigkeit der Inhalte entschei-
det und, falls sie unzulässig sein sollten, de-
ren Entfernung und Sperrung anordnet. 

Pressemitteilung Nr. 138/21 [Link] 
 
Das Gericht äußert sich erstmals zur 
Eintragung einer im Audioformat dar-
gestellten Hörmarke 
EuG, 7.7.2021 – T-668/19 – Ardagh Metal 
Beverage Holdings/EUIPO 
 
Eine Audiodatei, die den Klang enthält, der 
beim Öffnen einer Getränkedose entsteht, 
gefolgt von Geräuschlosigkeit und einem 
Prickeln, kann nicht als Marke für verschie-
dene Getränke und Behälter aus Metall für 
Lagerung und Transport eingetragen wer-
den, da sie nicht unterscheidungskräftig ist.  
 
Die Ardagh Metal Beverage Holdings GmbH 
& Co. KG meldete beim Amt der Europäi-
schen Union für geistiges Eigentum (EUIPO) 
ein Hörzeichen als Unionsmarke an. Dieses 
mittels Audiodatei dargestellte Zeichen er-
innert an den Klang, der beim Öffnen einer 
Getränkedose entsteht, gefolgt von etwa ei-
ner Sekunde ohne Geräusch und einem Pri-
ckeln von etwa neun Sekunden. Die Eintra-
gung wurde für verschiedene Getränke und 
Behälter aus Metall für Lagerung und Trans-
port beantragt. 
Das EUIPO wies diese Anmeldung zurück 
und begründete dies mit der fehlenden 
Unterscheidungskraft der angemeldeten 
Marke. 
In seinem Urteil weist das Gericht der Euro-
päischen Union die Klage der Ardagh Metal 
Beverage Holdings ab und äußert sich erst-
mals zur Eintragung einer im Audioformat 
dargestellten Hörmarke. Es erläutert die 
Kriterien für die Beurteilung der Unterschei-
dungskraft von Hörmarken und die Wahr-
nehmung dieser Marken im Allgemeinen 
durch die Verbraucher. 
 
Würdigung durch das Gericht 

                                           
1 Im Sinne von Art. 7 Abs. 1 Buchst. b der Verord-
nung (EU) 2017/1001 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 14. Juni 2017 über die Unions-
marke (ABl. 2017, L 154, S. 1). 
2 Urteil vom 13. September 2016, Globo Comuni-
cação e Participações/EUIPO (Hörmarke), T-

Zunächst weist das Gericht darauf hin, dass 
die Kriterien für die Beurteilung der Unter-
scheidungskraft1 von Hörmarken keine an-
deren sind als die für die übrigen Markenka-
tegorien geltenden, und ein Hörzeichen 
über eine gewisse Resonanz verfügen muss, 
anhand deren der angesprochene Verbrau-
cher es als Marke und nicht bloß als funkti-
onalen Bestandteil oder als Indikator ohne 
wesenseigene Merkmale erkennen kann2. 
Der Verbraucher der in Rede stehenden Wa-
ren oder Dienstleistungen muss somit durch 
die bloße Wahrnehmung der Marke, ohne 
dass diese mit anderen Elementen wie ins-
besondere Wort- oder Bildelementen oder 
gar einer anderen Marke kombiniert ist, in 
der Lage sein, die Verbindung zu ihrer be-
trieblichen Herkunft herzustellen.  
Soweit das EUIPO die Rechtsprechung3 ana-
log angewandt hat, nach der nur eine 
Marke, die erheblich von der Norm oder der 
Branchenüblichkeit abweicht, auch Unter-
scheidungskraft besitzt, weist das Gericht 
sodann darauf hin, dass diese Rechtspre-
chung im Hinblick auf dreidimensionale 
Marken entwickelt worden ist, die aus der 
Form der Ware selbst oder ihrer Verpackung 
bestehen, obwohl es eine Norm oder Bran-
chenüblichkeit in Bezug auf diese Form gibt. 
Allerdings wird in diesem Fall der betroffene 
Verbraucher, der gewohnt ist, eine oder 
mehrere Formen zu sehen, die der Norm o-
der der Branchenüblichkeit entsprechen, die 
dreidimensionale Marke nicht als Hinweis 
auf die betriebliche Herkunft der Waren 
wahrnehmen, wenn ihre Form mit der oder 
den üblichen Formen identisch oder ihr ähn-
lich ist. Diese Rechtsprechung stellt keine 
neuen Kriterien für die Beurteilung der Un-
terscheidungskraft einer Marke auf, son-
dern stellt lediglich klar, dass bei der An-
wendung dieser Kriterien die Wahrnehmung 
des Durchschnittsverbrauchers im Fall einer 
dreidimensionalen Marke nicht notwendig 
die gleiche ist wie im Fall einer Wort-, Bild- 
oder Hörmarke, die aus einem Zeichen be-
steht, das vom Erscheinungsbild oder der 
Form der Waren unabhängig ist. Folglich 
kann diese zu dreidimensionalen Marken er-
gangene Rechtsprechung grundsätzlich 
nicht auf Hörmarken angewandt werden. 
Obwohl das EUIPO diese Rechtsprechung zu 

408/15, Rn. 41 und 45; siehe auch Pressemitteilung 
Nr. 93/16. 
3 Vgl. insbesondere Urteil vom 7. Oktober 2004, 
Mag Instrument/HABM, C-136/02 P, Rn. 31. 
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Unrecht angewandt hat, stellt das Gericht 
jedoch fest, dass dieser Fehler nicht geeig-
net ist, die in der angefochtenen Entschei-
dung angestellten Erwägungen fehlerhaft 
erscheinen zu lassen, da diese auch auf ei-
nen anderen Grund gestützt ist. 
Zu diesem anderen Grund, der auf der 
Wahrnehmung der angemeldeten Marke 
durch die maßgeblichen Verkehrskreise als 
funktionelles Element der in Rede stehen-
den Waren beruht, führt das Gericht zum ei-
nen aus, dass der Klang, der beim Öffnen 
einer Dose entsteht, in Anbetracht der Art 
der Waren tatsächlich als ein rein techni-
sches und funktionelles Element angesehen 
werden wird. Das Öffnen einer Dose oder 
Flasche ist nämlich einer technischen Lö-
sung im Rahmen des Umgangs mit Geträn-
ken zum Zwecke ihres Verzehrs inhärent, so 
dass dieser Klang nicht als ein Hinweis auf 
die betriebliche Herkunft dieser Waren 
wahrgenommen werden wird. Zum anderen 
verbinden die maßgeblichen Verkehrskreise 
den Klang des Prickelns von Perlen unmit-
telbar mit Getränken. Ferner weisen die 
Klangelemente und die etwa eine Sekunde 
dauernde Geräuschlosigkeit in ihrer Ge-
samtheit betrachtet kein wesentliches 
Merkmal auf, das ermöglicht, von diesen 
Verkehrskreisen als Hinweis auf die betrieb-
liche Herkunft von Waren wahrgenommen 
zu werden. Diese Elemente sind nicht präg-
nant genug, um sich von vergleichbaren 
Klängen auf dem Gebiet der Getränke zu 
unterscheiden. Folglich bestätigt das Ge-
richt das Ergebnis des EUIPO in Bezug auf 
die fehlende Unterscheidungskraft der an-
gemeldeten Marke. 
Schließlich weist das Gericht die Feststel-
lung des EUIPO zurück, dass es auf den 
Märkten der Getränke und Getränkeverpa-
ckungen unüblich sei, ausschließlich mit 
Hilfe von Klängen den kommerziellen Ur-
sprung eines Produkts zu signalisieren, da 
diese Waren bis zu ihrem Verzehr geräusch-
los seien. Die meisten Waren sind nämlich 
an sich geräuschlos und erzeugen nur dann 
einen Klang, wenn sie konsumiert werden. 
Die bloße Tatsache, dass ein Klang nur beim 
Verzehr zu hören ist, bedeutet daher nicht, 
dass die Verwendung von Klängen zur 
Kennzeichnung der betrieblichen Herkunft 
eines Produkts auf einem bestimmten Markt 
noch unüblich ist. Jedoch führt ein etwaiger 
Fehler des EUIPO in dieser Hinsicht nicht zur 
Aufhebung der angefochtenen Entschei-
dung, da er keinen entscheidenden Einfluss 

auf den verfügenden Teil der angefochtenen 
Entscheidung hatte. 

Pressemitteilung Nr. 120/21 [Link] 
 
Die systematische Speicherung von IP-
Adressen von Nutzern und die Über-
mittlung ihrer Namen und Anschriften 
an den Inhaber geistiger Rechte oder 
an einen Dritten, um die Erhebung ei-
ner Schadensersatzklage zu ermögli-
chen, ist unter bestimmten Vorausset-
zungen zulässig 
EuGH, 17.6.2021 – C-597/19 – M.I.C.M. 
 
Der Auskunftsantrag eines Inhabers von 
Rechten des geistigen Eigentums darf nicht 
missbräuchlich sein und er muss gerechtfer-
tigt und verhältnismäßig sein. 
 
Das Unternehmen Mircom International 
Content Management & Consulting 
(M.I.C.M.) Limited (im Folgenden: Mircom) 
stellte bei der Ondernemingsrechtbank Ant-
werpen (Unternehmensgericht Antwerpen, 
Belgien) einen Auskunftsantrag gegen die 
Telenet BVBA, einen Internetzugangsanbie-
ter. Dieser Antrag ist auf eine Entscheidung 
gerichtet, mit der Telenet verpflichtet wird, 
die Daten zur Identifizierung ihrer Kunden 
auf der Grundlage der von einem speziali-
sierten Unternehmen im Auftrag von Mir-
com erhobenen IP-Adressen vorzulegen. 
Die Internetanschlüsse von Kunden von Te-
lenet wurden dazu genutzt, in einem Peer-
to-Peer-Netz über das BitTorrent-Protokoll 
Filme aus dem Repertoire von Mircom zu 
teilen. Telenet tritt dem Antrag von Mircom 
entgegen. 
Vor diesem Hintergrund hat das vorlegende 
Gericht den Gerichtshof als Erstes gefragt, 
ob das 
Teilen von Segmenten einer Mediendatei, 
die ein geschütztes Werk enthält, in einem 
Peer-to- 
Peer-Netz eine öffentliche Wiedergabe nach 
dem Unionsrecht darstellt. Als Zweites 
wollte es wissen, ob einem Inhaber von 
Rechten des geistigen Eigentums wie Mir-
com, der sie nicht nutzt, sondern von mut-
maßlichen Verletzern Schadensersatz ver-
langt, die im Unionsrecht vorgesehenen 
Maßnahmen, Verfahren und Rechtsbehelfe 
offenstehen, um die Durchsetzung dieser 
Rechte zu gewährleisten, z. B. durch die 
Einholung von Informationen. Als Drittes 
hat das vorlegende Gericht den Gerichtshof 
um Klärung ersucht, ob die Art und Weise, 
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in der die IP-Adressen der Kunden durch 
Mircom gesammelt werden, und die Über-
mittlung der von Mircom bei Telenet ange-
fragten Daten zulässig sind. 
In seinem Urteil entscheidet der Gerichtshof 
erstens, dass ein Hochladen von Segmenten 
einer Mediendatei in einem Peer-to-Peer-
Netz wie das in Rede stehende eine öffent-
liche Zugänglichmachung im Sinne des Uni-
onsrechts1 darstellt. Zweitens kann ein In-
haber von Rechten des geistigen Eigentums 
wie Mircom das System zum Schutz dieser 
Rechte in Anspruch nehmen, aber sein Aus-
kunftsantrag muss insbesondere nicht miss-
bräuchlich, gerechtfertigt und verhältnis-
mäßig sein2. Drittens sind die systematische 
Speicherung von IP-Adressen von Nutzern 
eines Peer-to-peer-Netzes und die Über-
mittlung ihrer Namen und Anschriften an 
den Rechtsinhaber oder an einen Dritten, 
um die Erhebung einer Schadensersatz-
klage zu ermöglichen, unter bestimmten 
Voraussetzungen zulässig3. 
 
Würdigung durch den Gerichtshof 
Der Gerichtshof, der sich bereits zum Begriff 
„öffentliche Wiedergabe“ im Kontext des Ur-
heberrechtsschutzes geäußert hat, stellt 
erstens klar, dass es sich um eine „öffentli-
che Zugänglichmachung eines Werks“ han-
delt, wenn die zuvor heruntergeladenen 
Segmente einer Mediendatei, die ein ge-
schütztes Werk enthält, unter Nutzung ei-
nes Peer-to-Peer-to-Peer-Netzes hochgela-
den werden, auch wenn diese Segmente als 
solche nicht nutzbar sind und das Hochladen 
automatisch erfolgt, sofern der Nutzer sein 
Einverständnis mit der Filesharing-Software 
BitTorrent-Client erklärt hat, indem er de-
ren Anwendung zugestimmt hat, nachdem 
er ordnungsgemäß über ihre Eigenschaften 
informiert wurde.  

                                           
1 Art. 3 Abs. 1 und 2 der Richtlinie 2001/29/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. 
Mai 2001 zur Harmonisierung bestimmter Aspekte 
des Urheberrechts und der verwandten Schutz-
rechte in der Informationsgesellschaft (ABl. 2001, L 
167, S. 10). 
2 Art. 3 Abs. 2 und Art. 8 der Richtlinie 2004/48/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
29. April 2004 zur Durchsetzung der Rechte des 
geistigen Eigentums (ABl. 2004, L 157, S. 45, Be-
richtigung ABl. 2004, L 195, S. 16). 
3 Art. 6 Abs. 1 Unterabs. 1 Buchst. f der Verordnung 
(EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürli-
cher Personen bei der Verarbeitung personenbezo-

Jeder Nutzer des Peer-to-Peer-Netzes kann 
die Originaldatei aus den auf den Compu-
tern der anderen Nutzer verfügbaren Seg-
menten leicht wieder zusammensetzen. 
Durch das Herunterladen der Segmente ei-
ner Datei macht er sie zugleich für das 
Hochladen durch andere Nutzer zugänglich. 
Er muss auch keine Mindestmenge an Seg-
menten herunterladen. Jede Handlung, mit 
der er in voller Kenntnis der Folgen seines 
Verhaltens Zugang zu geschützten Werken 
verschafft, kann eine Zugänglichmachung 
darstellen. Im vorliegenden Fall handelt es 
sich um eine solche Handlung, weil sie auf 
eine unbestimmte Zahl potenzieller Adres-
saten abzielt, eine recht große Zahl von Per-
sonen betrifft und gegenüber einem neuen 
Publikum erfolgt. Mit dieser Auslegung soll 
der angemessene Ausgleich zwischen den 
Interessen und Grundrechten der Inhaber 
von Rechten des geistigen Eigentums einer-
seits und den Interessen und Grundrechten 
der Nutzer von Schutzgegenständen ande-
rerseits gesichert werden. 
Der Gerichtshof stellt zweitens fest, dass 
dem Inhaber von Rechten des geistigen Ei-
gentums wie Mircom, der diese Rechte im 
Wege einer Forderungsabtretung erworben 
hat und sie nicht nutzt, sondern von mut-
maßlichen Verletzern Schadensersatz ver-
langen möchte, grundsätzlich die im Uni-
onsrecht vorgesehenen Maßnahmen, Ver-
fahren und Rechtsbehelfe zustehen können, 
es sei denn, sein Antrag ist missbräuchlich. 
Die etwaige Feststellung eines solchen Miss-
brauchs unterliegt der Würdigung durch das 
vorlegende Gericht, das zu diesem Zweck z. 
B. prüfen könnte, ob tatsächlich Klagen er-
hoben worden sind, wenn eine gütliche Lö-
sung abgelehnt wurde. Insbesondere kann 
ein Auskunftsantrag wie der von Mircom 
nicht deshalb als unzulässig angesehen 
werden, weil er in einem vorgerichtlichen 

gener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Auf-
hebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-
Grundverordnung) (ABl. 2016, L 119, S. 1, Berich-
tigungen ABl. 2016, L 314, S. 72, ABl. 2018, L 127, 
S. 2 und ABl. 2021, L 74, S. 35) in Verbindung mit 
Art. 15 Abs. 1 der Richtlinie 2002/58/EG des Euro-
päischen Parlaments und des Rates vom 12. Juli 
2002 über die Verarbeitung personenbezogener Da-
ten und den Schutz der Privatsphäre in der elektro-
nischen Kommunikation (Datenschutzrichtlinie für 
elektronische Kommunikation) (ABl. 2002, L 201, S. 
37) in der durch die Richtlinie 2009/136/EG des Eu-
ropäischen Parlaments und des Rates vom 25. No-
vember 2009 (ABl. 2009, L 337, S. 11) geänderten 
Fassung. 
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Verfahren gestellt wurde. Der Antrag ist je-
doch abzulehnen, wenn er unbegründet ist 
oder nicht die Verhältnismäßigkeit wahrt, 
was das nationale Gericht zu prüfen hat. Mit 
dieser Auslegung möchte der Gerichtshof 
ein hohes Schutzniveau für das geistige Ei-
gentum im Binnenmarkt gewährleisten.  
Der Gerichtshof entscheidet drittens, dass 
das Unionsrecht grundsätzlich weder den 
Inhaber von Rechten des geistigen Eigen-
tums oder einen in dessen Auftrag handeln-
den Dritten daran hindert, IP-Adressen von 
Nutzern von Peer-to-Peer-Netzen, deren In-
ternetanschlüsse für rechtsverletzende Tä-
tigkeiten genutzt worden sein sollen, syste-
matisch zu speichern (vorgelagerte Daten-
verarbeitung), noch dem entgegensteht, 
dass die Namen und Anschriften der Nutzer 
an den Rechtsinhaber oder an einen Dritten 
im Hinblick auf eine Schadensersatzklage 
übermittelt werden (nachgelagerte Daten-
verarbeitung). Die dahin gehenden Maß-
nahmen und Anträge müssen jedoch ge-
rechtfertigt, verhältnismäßig, nicht miss-
bräuchlich und in einer nationalen Rechts-
vorschrift vorgesehen sein, die die Rechte 
und Pflichten aus dem Unionsrecht be-
schränkt. Der Gerichtshof stellt klar, dass 
das Unionsrecht keine Verpflichtung für eine 
Gesellschaft wie Telenet begründet, perso-
nenbezogene Daten an Privatpersonen zu 
übermitteln, damit diese vor den Zivilge-
richten Urheberrechtsverstöße verfolgen 
können. Das Unionsrecht erlaubt es den 
Mitgliedstaaten jedoch, eine solche Ver-
pflichtung vorzusehen. 

Pressemitteilung Nr. 105/21 [Link] 
 
Das EUIPO hat ein Geschmacksmuster 
eines Bausteins des LEGO-Spielbaukas-
tens zu Unrecht für nichtig erklärt  
EuG, 24.5.2021 – T-515/19 – Lego/EUIPO 
 
Das EUIPO hat weder geprüft, ob die von 
dem Unternehmen Lego geltend gemachte 
Ausnahmeregelung anwendbar ist, noch 
alle Erscheinungsmerkmale des Bausteins 
berücksichtigt. 
 
Das Unternehmen Lego ist Inhaber des fol-
genden am 2. Februar 2010 für „Bausteine 
eines Spielbaukastens“ eingetragenen Ge-
schmacksmusters: 
 
                                           
1 Verordnung (EG) Nr. 6/2002 des Rates vom 12. 
Dezember 2001 über das Gemeinschaftsge-
schmacksmuster (ABl. 2002, L 3, S. 1). 

 
 
Im Rahmen eines Verfahrens über einen 
Nichtigkeitsantrag des Unternehmens Delta 
Sport Handelskontor vertrat die Beschwer-
dekammer des Amtes der Europäischen 
Union für geistiges Eigentum (EUIPO) mit 
Entscheidung vom 10. April 2019 die Auf-
fassung, dass alle Erscheinungsmerkmale 
des von dem angefochtenen Geschmacks-
muster erfassten Erzeugnisses ausschließ-
lich durch dessen technische Funktion, 
nämlich den Zusammenbau mit anderen 
Bausteinen des Spiels und die Zerlegung zu 
ermöglichen, bedingt seien. Das EUIPO er-
klärte das fragliche Geschmacksmuster da-
her gemäß den Bestimmungen der Verord-
nung über das Gemeinschaftsgeschmacks-
muster1 für nichtig. Das Unternehmen Lego 
hat vor dem Gericht der Europäischen Union 
Klage auf Aufhebung dieser Entscheidung 
erhoben. 
Die Beschwerdekammer ermittelte folgende 
Erscheinungsmerkmale des Erzeugnisses: 
erstens die Noppenreihe auf der Oberseite 
des Bausteins, zweitens die Reihe kleinerer 
Kreise auf der Unterseite des Bausteins, 
drittens die beiden Reihen größerer Kreise 
auf der Unterseite des Bausteins, viertens 
die rechteckige Form des Bausteins, fünf-
tens die Dicke der Wände des Bausteins und 
sechstens die zylindrische Form der Nop-
pen. Alle diese Merkmale seien ausschließ-
lich durch die technische Funktion des Bau-
steins bedingt, nämlich um den Zusammen-
bau mit anderen Bausteinen des Spiels und 
die Zerlegung zu ermöglichen. 
In seinem heutigen Urteil weist das Gericht 
zunächst darauf hin, dass ein Geschmacks-
muster nach der Verordnung nicht an Er-
scheinungsmerkmalen eines Erzeugnisses 
besteht, die zwangsläufig in ihrer genauen 
Form und ihren genauen Abmessungen 
nachgebildet werden müssen, damit das Er-
zeugnis, in das das Geschmacksmuster auf-
genommen oder bei dem es verwendet 
wird, mit einem anderen Erzeugnis mecha-
nisch verbunden oder in diesem, an diesem 
oder um dieses herum angebracht werden 
kann, so dass beide Erzeugnisse ihre Funk-
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tion erfüllen können. Ausnahmsweise kön-
nen jedoch die mechanischen Verbindungs-
elemente von Kombinationsteilen ein wich-
tiges Element der innovativen Merkmale 
von 
Kombinationsteilen bilden und einen we-
sentlichen Faktor für das Marketing darstel-
len und sollten daher schutzfähig sein. Ein 
Gemeinschaftsgeschmacksmuster besteht 
somit an einem Geschmacksmuster, das 
dem Zweck dient, den Zusammenbau oder 
die Verbindung einer Vielzahl von unterei-
nander austauschbaren Erzeugnissen inner-
halb eines modularen Systems zu ermögli-
chen. 
Das Gericht stellt fest, dass die Beschwer-
dekammer nicht geprüft hat, ob die von 
dem Unternehmen Lego erstmals vor ihr 
geltend gemachte Ausnahmeregelung an-
wendbar ist. Das Gericht hat daher zunächst 
zu klären, ob die Beschwerdekammer des 
EUIPO die Anwendungsvoraussetzungen 
dieser Ausnahmeregelung prüfen und damit 
beurteilen musste, ob diese erstmals vor ihr 
geltend gemacht werden konnte. 
Da weder in der Verordnung über das Ge-
meinschaftsgeschmacksmuster noch in der 
Verfahrensordnung der Beschwerdekam-
mern des EUIPO die Voraussetzungen für 
die Anwendung der Bestimmungen über die 
fragliche Ausnahmeregelung festgelegt 
sind, kann nach Ansicht des Gerichts nicht 
davon ausgegangen werden, dass die erst-
malige Berufung von Lego auf diese Vor-
schrift vor der Beschwerdekammer verspä-
tet war. 
Das Gericht fügt hinzu, dass die Beschwer-
dekammer des EUIPO in Anbetracht der Er-
scheinungsmerkmale des von dem streiti-
gen Geschmacksmuster erfassten Erzeug-
nisses zu prüfen hatte, ob dieses die Vo-
raussetzungen für die fragliche Ausnah-
meregelung erfüllt. Da sie dies unterlassen 
hat, ist ihr ein Rechtsfehler unterlaufen. 
Das Gericht führt sodann aus, dass ein Ge-
schmacksmuster für nichtig zu erklären ist, 
wenn alle Merkmale seiner Erscheinung 
ausschließlich durch die technische Funktion 
des Erzeugnisses, auf das es sich bezieht, 
bedingt sind, dass aber das fragliche Ge-
schmacksmuster nicht für nichtig erklärt 
werden kann, wenn zumindest eines der Er-
scheinungsmerkmale des von einem ange-
fochtenen Geschmacksmuster erfassten Er-
zeugnisses nicht ausschließlich durch die 
technische Funktion des Erzeugnisses be-
dingt ist. Der fragliche Baustein weist je-
doch auf zwei Seiten der viernoppigen Reihe 

auf der Oberseite eine glatte Oberfläche auf, 
und dieses Merkmal gehört, wie das Gericht 
feststellt, nicht zu den von der Beschwerde-
kammer ermittelten Merkmalen, obwohl es 
sich um ein Erscheinungsmerkmal des Er-
zeugnisses handelt. 
Das Gericht fügt hinzu, dass es Sache des 
Antragstellers des Nichtigkeitsverfahrens 
ist, nachzuweisen, und Sache des EUIPO, 
festzustellen, dass alle Erscheinungsmerk-
male des von dem angefochtenen Ge-
schmacksmuster erfassten Erzeugnisses 
ausschließlich durch die technische Funktion 
dieses Erzeugnisses bedingt sind. Es ge-
langt zu dem Schluss, dass die Beschwerde-
kammer gegen die Bestimmungen der Ver-
ordnung über das Gemeinschaftsge-
schmacksmuster verstoßen hat, da sie nicht 
alle Erscheinungsmerkmale des von dem 
angefochtenen Geschmacksmuster erfass-
ten Erzeugnisses ermittelt und erst recht 
nicht festgestellt hat, dass alle diese Merk-
male ausschließlich durch die technische 
Funktion dieses Erzeugnisses bedingt wa-
ren. 
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